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&5 GENERALI BANK

I. Grundregeln fiir die Beziehung zwischen Kunde und Bank

Aus Griinden der Lesbarkeit wird darauf verzichtet, geschlechtsspezifische Formulierungen zu verwenden. Soweit personenbezogene
Bezeichnungen nur in méannlicher Form angeflhrt sind, beziehen sie sich auf M@nner und Frauen in gleicher Weise.

A. Geltungsbereich und Anderungen der Allgemeinen Geschaftsbedingungen

1. Geltungsbereich

Z1.(1) Diese Allgemeinen Geschéftsbedingungen (im Folgenden AGB) gelten fUr die gesamte Geschéaftsverbindung zwischen
dem Kunden und der Generali Bank AG (im Folgenden Bank). Vorrangig gelten Bestimmungen in mit dem Kunden getroffenen
Vereinbarungen oder in Sonderbedingungen.

(2) Die Begriffe ,Verbraucher* und ,Unternehmer* werden im Folgenden im Sinn des Konsumentenschutzgesetzes verstanden.

2. Anderungen

Z2.(1) Anderungen dieser zwischen Kunden und Bank vereinbarten AGB gelten nach Ablauf von zwei Monaten ab Zugang
der Mitteilung der angebotenen Anderungen an den Kunden als vereinbart, sofern bis dahin kein Widerspruch des Kunden bei
der Bank einlangt. Das Anderungsangebot ist dem Kunder, der Verbraucher ist, mitzuteilen. Gegenuber einem Unternehmer ist
es ausreichend, das Anbot (iber die Anderung auf eine mit dem Unternehmer vereinbarte Weise zum Abruf bereit zu halten.

dzl) Die Bank wird den Kunden in der Mitteilung auf die Anderung der AGB hinweisen und darauf aufmerksam machen, dass sein
Stillschweigen nach Ablauf von zwei Monaten ab Zugang der Mitteilung als Zustimmung zur Anderung gilt. AuBerdem wird die
Bank eine Darstellung tber die von der Anderung der AGB betroffenen Bestimmungen sowie die vollsténdige Fassung der
neuen AGB auf ihrer Homepage verdffentlichen und diese in Schriftform dem Kunden auf dessen Verlangen aushandigen oder
postalisch tibermitteln. Die Bank wird den Kunden mit der Mitteilung tber die angebotene Anderung auf diese Méglichkeiten
hinweisen.

(3) Im Falle einer solchen beabsichtigten Anderung der AGB hat der Kunde, der Verbraucher ist, das Recht, seine .
Rahmenvertrage flr Zahlungsdienstleistungen, insbesondere den Zahlungskontovertrag, vor dem Inkrafttreten der Anderung
kostenlos fristlos zu kiindigen. Darauf wird die Bank in der Mitteilung Uber die Anderungen hinweisen.

(4) Die Absétze 1, 2 und 3 gelten auch fir Anderungen der Rahmenvertrage flir Zahlungsdienste (insbesondere des
Girokontovertrags). Die Anderung der in solchen Rahmenvertrédgen vereinbarten Leistungen der Bank und Entgelte des Kunden
ist gesondert in der Z 45 geregelt.

B. Abgabe von Erklarungen

1. Auftrage des Kunden
Z 3. (1) Auftrage sind schriftlich zu erteilen.

(2) Die Bank ist auch berechtigt, die ihr mittels Telekommunikation (insbesondere telefonisch, telegraﬁscH, fernschriftlich, mittels
Telefax oder DatenfernUbertragung) erteilten Auftrage durchzufihren. Zur Durchfiihrung solcher Auftrége ist die Bank bei
Vorliegen der sonstigen Voraussetzungen nur dann verpflichtet, wenn dies der Kunde mit der Bank vereinbart hat.

(3) Die Bank ist berechtigt, Auftréage in jeglicher Form, die ihr im Rahmen der Geschéaftsverbindung mit einem Unternehmer erteilt
werden, auf dessen Rechnung durchzufiihren, wenn sie ohne Verschulden zur Ansicht kommt, dass sie von diesem stammen
und der unwirksame Auftrag nicht der Bank zurechenbar ist.

2. Einholung von Bestéatigungen durch die Bank

Z 4. (1) Aus Grunden der Sicherheit ist die Bank berechtigt, insbesondere bei mittels Telekommunikation erteilten Auftragen
vor deren Ausflhrung je nach Lage des Falles auf dem gleichen oder auch einem anderen Kommunikationsweg eine
Auftragsbestétigung einzuholen.

3. Erklarungen der Bank

Z5.(1) Die mittels Telekommunikation gemachten Mitteilungen und Erklarungen der Bank gelten — sofern keine abweichenden
schriftlichen Vereinbarungen getroffen wurden oder Usancen der Banken bestehen — vorbehaltlich schriftlicher Bestatigung. Dies
gilt nicht gegentber Verbrauchern.

(2) Erklarungen und Informationen, welche die Bank dem Kunden mitzuteilen oder zugénglich zu machen hat, erhalt der Kunde
auf Papier (insbesondere mittels Kontoauszug).
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I. Grundregeln fiir die Beziehung zwischen Kunde und Bank

Aus Grinden der Lesbarkeit wird darauf verzichtet, geschlechtsspezifische Formulierungen zu verwenden. Soweit personenbezogene
Bezeichnungen nur in mannlicher Form angefiihrt sind, beziehen sie sich auf Ménner und Frauen in gleicher Weise.

A. Geltungsbereich und Anderungen der Allgemeinen Geschéaftsbedingungen

1. Geltungsbereich

Z1.(1) Diese Allgemeinen Geschéftsbedingungen (im Folgenden AGB) gelten fiir die gesamte Geschaftsverbindung zwischen
dem Kunden und der Generali Bank AG (im Folgenden Bank). Vorrangig gelten Bestimmungen in mit dem Kunden getroffenen
Vereinbarungen oder in Sonderbedingungen.

(2) Die Begriffe ,Verbraucher* und ,,Unternehmer* werden im Folgenden im Sinn des Konsumentenschutzgesetzes verstanden.

2. Anderungen

Z2.(1) Die Anderungen dieser zwischen Kunden und Bank vereinbarten AGB (nicht die Leistungen oder Entgelte betreffende
Anderungen) werden wie nachstehend geregelt angeboten. Dabei werden die vom Anderungsangebot betroffenen
Bestimmungen und die dazu vorgeschlagenen Anderungen in einer Darstellung zur Verfligung gestellt. Die Bank wird die
Darstellung sowie die vollstandige Fassung der neuen Bedingungen auf ihrer Internetseite veréffentlichen. Darauf wird die Bank
im /-'\nderungsangebot hinweisen. Die Zustimmung des Kunden gilt als erteilt, wenn vor dem vorgeschlagenen Zeitpunkt des
Inkrafttretens kein schriftlicher oder elektronisch Uber das InternetBanking per Internet erklarter Widerspruch des Kunden bei der
Bank einlangt. Die Bank wird den Kunden im Anderungsangebot darauf aufmerksam machen, dass sein Stillschweigen durch
das Unterlassen eines schriftlichen oder elektronisch Uber das InternetBanking per Internet erklarten Widerspruchs als
Zustimmung zu den Anderungen gilt, sowie dass der Kunde, der Verbraucher is{, das Recht hat, seine Rahmenvertrage fiir
Zahlungsdienste dinsbesondere den Girokontovertrad) bis zum Inkrafttreten der Anderungen kostenlos fristlos zu kiindigen.

(2) Das Anderungsangebot und die Darstellung werden dem Kunder{ der Vefbraucher isl, Uber das InternetBanking im
personlichen InternetBanking-Bereich zugestellt. Ab Zustellung kénnen das Anderungsangebot und die Darstellung durch die
Bank nicht mehr abgeéndert werden. Der Kunde kann das Anderungsangebot und die Darstellung sowohl elektronisch
speichern als auch ausdrucken. Uber die Zustellung in den persénlichen InternetBanking-Bereich wird der Kunde gesondert
informiert. Diese Information erfolgt— jeweils gemai dem mit dem Kunden vereinbarten Kommunikationsweg — geman
nachstehender Prioritat an eine vom Kunden bekanntgegebene E-Mail-Adresse, per SMS an eine vom Kunden
bekanntgegebene Mobiltelefonnummer oder per Post. Das Anderungsangebot samt Darstellung als auch die Information
darliber haben dem Kunden jedenfalls spatestens zwei Monate vor dem vorgeschlagenen Zeitpunkt des Inkrafttretens der
Anderungen zuzugehen und gilt in jenem Zeitpunkt als dem Kunden zugegangen, in dem er die Information tber das
Vorhandensein des Anderungsangebots in seinem persénlichen InternetBanking Bereich erhélt.

(3) Der Kunde, der Verbraucher ist, hat das Recht, den Rahmenvertrag fir Zahlungsdienste (Girokontovertrag) bis zum
Inkrafttreten der Anderung kostenlos fristlos zu kiindigen. Auch darauf wird die Bank den Kontoinhaber im Anderungsangebot
hinweisen. Gegentiber einem Unternehmer ist es ausreichend, das Anderungsangebot spatestens zwei Monate vor dem
vorgeschlagenen Zeitpunkt des Inkrafttretens der Anderungen in den persénlichen InternetBanking-Bereich zuzustellen oder auf
eine mit dem Unternehmer vereinbarte Weise zum Abruf bereit zu halten.

(4) Die Absétze 1, 2 und 3 gelten auch fur Anderungen der Rahmenvertrége fiir Zahlungsdienste (insbesondere des
Girokontovertrags). Die Anderung der in solchen Rahmenvertrédgen vereinbarten Leistungen der Bank und Entgelte des Kunden
ist gesondert in der Z 50 geregelt.

B. Datenschutzbestimmungen

73.(1) Der Kunde stimmt zu, dass die Bank (Landskrongasse 1-3, 1010 Wien: Firmenbuchnummet: FN 209697d: DVR-
Nummer: 2108441b seine DateH, die er ihr im Rahmen der Geschéftsanbahnung ‘Kontoantrag und -vertrag) und wéahrend der
laufenden Geschaftsverbindung bekannt gegeben hat oder die sie tber ihn im Rahmen der Verarbeitung dieser Daten
‘Stammdateﬂ) und seines Umsatz- und Zahlungsverhaltens {T ransaktion: daterﬂ, sowie auf Grund seiner Nutzung der zur
Verflgung gestellten Services und/oder Dienstleistungen dNutzungsdatej) erhoben hat, erfasst und im Sinne der nachfolgend
angefiihrten Zwecke analysiertl. Der Kunde kann diese Zustimmung jederzeit schriftlich tan Generali Bank Ad, Landskrongasse
1-3, 1010 Wier‘b oder per E-Mail an serviceteal eneralibank.at widerrufen. Die datenschutzrechtlichen Auskunfts-,
/'-'\nderungé— und Léschungsrechte kénnen ebenfalls unter diesen Kontaktdaten geltend gemacht werden. Die vom Kunden
erhobenen Daten diirfen, soweit es keine gesonderte Zustimmungserklarung gibi, nur bankintern und flr firmeneigene Zwecke
verwendet und nicht an Dritte weitergegeben werden.

{25 Es findet eine Verarbeitung samtlicher weiter unten angeftihrter Daten statt, um folgende Zwecke zu erfiillen:
- Abwehr von betrligerischer Verwendung der Kundendaten erhUtund Ermittlung und Feststellung von Betrugsféllen
wie Identitatsdiebstahl: Risikominimieruna durch PraventivmaBnahme
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Der Text 'von der Änderung der AGB betroffenen Bestimmungen sowie' wurde ersetzt durch 'Darstellung durch'

Der Text 'vollständige Fassung der neuen AGB auf ihrer Homepage veröffentlichen' wurde ersetzt durch 'Bank nicht mehr abgeändert werden . Der Kunde kann das Änderungsangebot'

Der Text 'diese' wurde ersetzt durch 'die Darstellung sowohl elektronisch speichern als auch ausdrucken . Über die Zustellung'

Der Text 'Schriftform' wurde ersetzt durch 'den persönlichen InternetBanking-Bereich wird der Kunde gesondert informiert . Diese Information erfolgt – jeweils gemäß dem mit'

Der Text 'auf dessen Verlangen aushändigen' wurde ersetzt durch 'vereinbarten Kommunikationsweg – gemäß nachstehender Priorität an eine vom Kunden bekanntgegebene E-Mail-Adresse , per SMS an eine vom Kunden bekanntgegebene Mobiltelefonnummer'

Der Text 'postalisch übermitteln' wurde ersetzt durch 'per Post'

Der Text 'Die Bank wird den' wurde ersetzt durch 'Das Änderungsangebot samt Darstellung als auch die Information darüber haben dem'

Der Text 'mit' wurde ersetzt durch 'jedenfalls spätestens zwei Monate vor dem vorgeschlagenen Zeitpunkt des Inkrafttretens'

Der Text 'Mitteilung über' wurde ersetzt durch 'Änderungen zuzugehen und gilt in jenem Zeitpunkt als dem Kunden zugegangen , in dem er'

Der Text 'angebotene Änderung auf diese Möglichkeiten hinweisen' wurde ersetzt durch 'Information über das Vorhandensein des Änderungsangebots in seinem persönlichen InternetBanking Bereich erhält'

Der Text 'Im Falle einer solchen beabsichtigten Änderung der AGB hat der' wurde ersetzt durch 'Der'

Der Text 'seine Rahmenverträge' wurde ersetzt durch 'den Rahmenvertrag'

Der Text 'Zahlungsdienstleistungen , insbesondere den Zahlungskontovertrag , vor dem' wurde ersetzt durch 'Zahlungsdienste ( Girokontovertrag ) bis zum'

Der Text 'Darauf' wurde ersetzt durch 'Auch darauf'

Der Text 'in' wurde ersetzt durch 'den Kontoinhaber im Änderungsangebot hinweisen . Gegenüber einem Unternehmer ist es ausreichend , das Änderungsangebot spätestens zwei Monate vor dem vorgeschlagenen Zeitpunkt des Inkrafttretens'

Der Text 'Mitteilung über die' wurde gelöscht

Der Text 'hinweisen' wurde ersetzt durch 'in den persönlichen InternetBanking-Bereich zuzustellen oder auf eine mit dem Unternehmer vereinbarte Weise zum Abruf bereit zu halten'

Der Text '45' wurde ersetzt durch '50'

Der Text '3' wurde ersetzt durch '7'

Der Text ', telegrafisch , fernschriftlich' wurde gelöscht

Der Text '4' wurde ersetzt durch '8'

Der Text '5' wurde ersetzt durch '9'

Der Text 'Die' wurde hinzugefügt

Der Text 'gelten nach Ablauf von zwei Monaten ab Zugang der Mitteilung der angebotenen' wurde ersetzt durch '( nicht die Leistungen oder Entgelte betreffende'

Der Text 'an den' wurde ersetzt durch ') werden wie nachstehend geregelt angeboten . Dabei werden die vom Änderungsangebot betroffenen Bestimmungen und die dazu vorgeschlagenen Änderungen in einer Darstellung zur Verfügung gestellt . Die Bank wird die Darstellung sowie die vollständige Fassung der neuen Bedingungen auf ihrer Internetseite veröffentlichen . Darauf wird die Bank im Änderungsangebot hinweisen . Die Zustimmung des'

Der Text 'gilt' wurde hinzugefügt

Der Text 'vereinbart' wurde ersetzt durch 'erteilt'

Der Text 'sofern bis dahin' wurde ersetzt durch 'wenn vor dem vorgeschlagenen Zeitpunkt des Inkrafttretens'

Der Text 'schriftlicher oder elektronisch über das InternetBanking per Internet erklärter' wurde hinzugefügt

Der Text 'in der Mitteilung auf die Änderung der AGB hinweisen und' wurde ersetzt durch 'im Änderungsangebot'

Der Text 'nach Ablauf von zwei Monaten ab Zugang der Mitteilung' wurde ersetzt durch 'durch das Unterlassen eines schriftlichen oder elektronisch über das InternetBanking per Internet erklärten Widerspruchs'

Der Text 'zur Änderung' wurde ersetzt durch 'zu den Änderungen'

Der Text ', sowie dass der Kunde , der Verbraucher ist , das Recht hat , seine Rahmenverträge für Zahlungsdienste ( insbesondere den Girokontovertrag ) bis zum Inkrafttreten der Änderungen kostenlos fristlos zu kündigen' wurde hinzugefügt

Der Text 'Außerdem wird' wurde ersetzt durch '( 2 ) Das Änderungsangebot und'

Der Text 'werden dem Kunden , der Verbraucher ist ,' wurde hinzugefügt

Der Text 'das InternetBanking im persönlichen InternetBanking-Bereich zugestellt . Ab Zustellung können das Änderungsangebot und' wurde hinzugefügt

Der Text 'von der Änderung der AGB betroffenen Bestimmungen sowie' wurde ersetzt durch 'Darstellung durch'

Der Text 'vollständige Fassung der neuen AGB auf ihrer Homepage veröffentlichen' wurde ersetzt durch 'Bank nicht mehr abgeändert werden . Der Kunde kann das Änderungsangebot'

Der Text 'diese' wurde ersetzt durch 'die Darstellung sowohl elektronisch speichern als auch ausdrucken . Über die Zustellung'

Der Text 'Schriftform' wurde ersetzt durch 'den persönlichen InternetBanking-Bereich wird der Kunde gesondert informiert . Diese Information erfolgt – jeweils gemäß dem mit'

Der Text 'auf dessen Verlangen aushändigen' wurde ersetzt durch 'vereinbarten Kommunikationsweg – gemäß nachstehender Priorität an eine vom Kunden bekanntgegebene E-Mail-Adresse , per SMS an eine vom Kunden bekanntgegebene Mobiltelefonnummer'

Der Text 'postalisch übermitteln' wurde ersetzt durch 'per Post'

Der Text 'Die Bank wird den' wurde ersetzt durch 'Das Änderungsangebot samt Darstellung als auch die Information darüber haben dem'

Der Text 'mit' wurde ersetzt durch 'jedenfalls spätestens zwei Monate vor dem vorgeschlagenen Zeitpunkt des Inkrafttretens'

Der Text 'Mitteilung über' wurde ersetzt durch 'Änderungen zuzugehen und gilt in jenem Zeitpunkt als dem Kunden zugegangen , in dem er'

Der Text 'angebotene Änderung auf diese Möglichkeiten hinweisen' wurde ersetzt durch 'Information über das Vorhandensein des Änderungsangebots in seinem persönlichen InternetBanking Bereich erhält'

Der Text 'Im Falle einer solchen beabsichtigten Änderung der AGB hat der' wurde ersetzt durch 'Der'

Der Text 'hat' wurde hinzugefügt

Der Text 'seine Rahmenverträge' wurde ersetzt durch 'den Rahmenvertrag'

Der Text 'Zahlungsdienstleistungen , insbesondere den Zahlungskontovertrag , vor dem' wurde ersetzt durch 'Zahlungsdienste ( Girokontovertrag ) bis zum'

Der Text 'Darauf' wurde ersetzt durch 'Auch darauf'

Der Text 'in' wurde ersetzt durch 'den Kontoinhaber im Änderungsangebot hinweisen . Gegenüber einem Unternehmer ist es ausreichend , das Änderungsangebot spätestens zwei Monate vor dem vorgeschlagenen Zeitpunkt des Inkrafttretens'

Der Text 'hinweisen' wurde ersetzt durch 'in den persönlichen InternetBanking-Bereich zuzustellen oder auf eine mit dem Unternehmer vereinbarte Weise zum Abruf bereit zu halten'

Der Text '45' wurde ersetzt durch '50'

Der Text '. Datenschutzbestimmungen Z 3 . ( 1 ) Der Kunde stimmt zu , dass die Bank ( Landskrongasse 1 - 3 , 1010 Wien ; Firmenbuchnummer : FN 209697d ; DVR - Nummer : 2108441 ) seine Daten , die er ihr im Rahmen der Geschäftsanbahnung ( Kontoantrag und - vertrag ) und während der laufenden Geschäftsverbindung bekannt gegeben hat oder die sie über ihn im Rahmen der Verarbeitung dieser Daten ( Stammdaten ) und seines Umsatz - und Zahlungsverhaltens ( Transaktionsdaten ) , sowie auf Grund seiner Nutzung der zur Verfügung gestellten Services und / oder Dienstleistungen ( Nutzungsdaten ) erhoben hat , erfasst und im Sinne der nachfolgend angeführten Zwecke analysiert . Der Kunde kann diese Zustimmung jederzeit schriftlich ( an Generali Bank AG , Landskrongasse 1 - 3 , 1010 Wien ) oder per E-Mail an serviceteam @ generalibank.at widerrufen . Die datenschutzrechtlichen Auskunfts - , Änderungs - und Löschungsrechte können ebenfalls unter diesen Kontaktdaten geltend gemacht werden . Die vom Kunden erhobenen Daten dürfen , soweit es keine gesonderte Zustimmungserklärung gibt , nur bankintern und für firmeneigene Zwecke verwendet und nicht an Dritte weitergegeben werden . ( 2 ) Es findet eine Verarbeitung sämtlicher weiter unten angeführter Daten statt , um folgende Zwecke zu erfüllen : - Abwehr von betrügerischer Verwendung der Kundendaten ( Verhütung , Ermittlung und Feststellung von Betrugsfällen wie Identitätsdiebstahl ; Risikominimierung durch Präventivmaßnahmen ) - Verbesserung und Nutzung der jeweiligen Zusatz - und Serviceleistungen - bedarfsgerechte , individualisierte Angebotsunterbreitung ( Gewinnspielteilnahmen , Kulanzen , Sonderkonditionen ) - bedarfsgerechte , individualisierte Nutzung von Kundenkommunikationskanälen ( Info - und Werbenachrichten wie Newsletter oder Mailings ; Zustellung von Werbematerialien , Kontoauszüge ) - Produktmanagement ( Produktentwicklung , Produktbetreuung , Produktverbesserungen , Produktplatzierungen , Produktverknüpfungen , Kundenanalysen betreffend Zufriedenheit , Wünsche und Bedürfnisse ) sowie Weiterentwicklung der Produktsegmente / Segmentierung - Verbesserung und individualisierte Nutzung der aktuellen Apps der Bank und der Websiten der Domäne generalibank.at , sowie etwaige Nachfolger dieser Apps und Websites . Z 4 . ( 1 ) Konkret werden folgende Daten verarbeitet : a ) Stammdaten bei Privatpersonen : Sämtliche beim jeweiligen Produktantrag / Geschäftsantrag oder im Anschluss daran bekanntgegebenen Angaben , wie Produkt , Geschlecht , Name , Geburtsdatum , Staatsbürgerschaft , Familienstand , Telefonnummer ( mobil , privat oder geschäftlich ) , E-Mail Adresse , Hauptwohnsitz ( Land , Postleitzahl , Ort , Straße / Hausnummer ) , Korrespondenzadresse ( Land , Postleitzahl , Ort , Straße / Hausnummer ) , Bankverbindung ( IBAN ) , sowie berufliche Angaben über Name der Firma / Dienstgeber , Geschäftsadresse , Monatsnettoeinkommen , Berufsstand , Position und Angaben über Antritt der Erwerbstätigkeit , Branchenbezeichnung und Angaben , welche im Zusammenhang mit dem Finanzmarkt-Geldwäschegesetz , wie z.B . über die steuerliche Ansässigkeit oder Hauptbankverbindung , etwaige Treuhandschaft , Angaben bei einer politisch exponierten Person ( Vor - und Familienname , Geburtsdatum , Anschrift , Staatsbürgerschaft , Funktion als politisch exponierte Person ) , stehen . Stammdaten bei Unternehmen : Sämtliche bei einem Produktantrag bzw . bei Abschluss der Rahmenvereinbarung oder im Anschluss daran bekanntgegebenen Angaben , z.B . Produkt , Firmenname , Rechtsform , Ansprechpartner , Anschrift ( Land , Postleitzahl , Ort , Straße / Hausnummer ) , Fax - und Telefonnummer , E-Mail Adresse , Branchenbezeichnung , Firmenbuchnummer / Vereinsregisternummer , UID Nummer , Bankverbindung ( IBANs ) , sowie Angaben zu etwaiger Treuhandschaft , Jahresumsatz oder Unternehmensbeteiligungen ( beteiligte Unternehmen , Anteile , Umsatz , Firmensitz und Branche der beteiligten Unternehmen ) . b ) Transaktionsdaten : Sämtliche Daten des Umsatz - und Zahlungsverhaltens , wie Information zu Zeitpunkt , Höhe , Ort und Anzahl der jeweiligen Transaktion , Informationen zur jeweiligen Akzeptanzstelle ( Branche , Name ) , die technische Verifikationsmethode ( NFC , EMV-Chip , Magnetstreifen oder gängige im Fernabsatz einsetzbare Authentifizierungsverfahren wie per E-Mail oder Telefon , Internettransaktion mit oder ohne Verwendung einer TAN ) , die Zahlungshistorie , das Zahlverhalten ( in speziellen Fällen wie bei Mahnverlauf oder Limiterreichung ) und die Zahlungsmethode ( wie Zahlschein oder SEPA-Lastschrift ) im Zusammenhang mit den von Kunden getätigten bzw . verrechneten Transaktionen . c ) Nutzungsdaten : Sämtliche Daten im Zusammenhang mit der Häufigkeit , dem Zeitpunkt , Ort , dem Nutzungszeitraum , dem Nutzungsverhalten der verwendeten Funktionen für die aktuellen und diesen nachfolgenden Apps der Bank und der Websiten der Domäne generalibank.at , sowie sämtliche Daten im Zusammenhang mit den vom Kunden bei der Bank in Anspruch genommenen Service - und / oder Dienstleistungen . Z 5 . ( 1 ) Weitergabe der Daten an Dritte : Der Kunde erklärt sich unterschriftlich im Zeitpunkt der Beantragung eines Geschäfts damit einverstanden , dass die Bank die von ihr im Antragsformular angegebenen Daten und Informationen sowie Daten und Informationen bis zur durchgeführten Geschäftseröffnung an seinen , im Antragsformular angeführten Berater und an die im Antragsformular angeführten Unternehmen weitergibt' wurde hinzugefügt
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Der Text '. Datenschutzbestimmungen Z 3 . ( 1 ) Der Kunde stimmt zu , dass die Bank ( Landskrongasse 1 - 3 , 1010 Wien ; Firmenbuchnummer : FN 209697d ; DVR - Nummer : 2108441 ) seine Daten , die er ihr im Rahmen der Geschäftsanbahnung ( Kontoantrag und - vertrag ) und während der laufenden Geschäftsverbindung bekannt gegeben hat oder die sie über ihn im Rahmen der Verarbeitung dieser Daten ( Stammdaten ) und seines Umsatz - und Zahlungsverhaltens ( Transaktionsdaten ) , sowie auf Grund seiner Nutzung der zur Verfügung gestellten Services und / oder Dienstleistungen ( Nutzungsdaten ) erhoben hat , erfasst und im Sinne der nachfolgend angeführten Zwecke analysiert . Der Kunde kann diese Zustimmung jederzeit schriftlich ( an Generali Bank AG , Landskrongasse 1 - 3 , 1010 Wien ) oder per E-Mail an serviceteam @ generalibank.at widerrufen . Die datenschutzrechtlichen Auskunfts - , Änderungs - und Löschungsrechte können ebenfalls unter diesen Kontaktdaten geltend gemacht werden . Die vom Kunden erhobenen Daten dürfen , soweit es keine gesonderte Zustimmungserklärung gibt , nur bankintern und für firmeneigene Zwecke verwendet und nicht an Dritte weitergegeben werden . ( 2 ) Es findet eine Verarbeitung sämtlicher weiter unten angeführter Daten statt , um folgende Zwecke zu erfüllen : - Abwehr von betrügerischer Verwendung der Kundendaten ( Verhütung , Ermittlung und Feststellung von Betrugsfällen wie Identitätsdiebstahl ; Risikominimierung durch Präventivmaßnahmen ) - Verbesserung und Nutzung der jeweiligen Zusatz - und Serviceleistungen - bedarfsgerechte , individualisierte Angebotsunterbreitung ( Gewinnspielteilnahmen , Kulanzen , Sonderkonditionen ) - bedarfsgerechte , individualisierte Nutzung von Kundenkommunikationskanälen ( Info - und Werbenachrichten wie Newsletter oder Mailings ; Zustellung von Werbematerialien , Kontoauszüge ) - Produktmanagement ( Produktentwicklung , Produktbetreuung , Produktverbesserungen , Produktplatzierungen , Produktverknüpfungen , Kundenanalysen betreffend Zufriedenheit , Wünsche und Bedürfnisse ) sowie Weiterentwicklung der Produktsegmente / Segmentierung - Verbesserung und individualisierte Nutzung der aktuellen Apps der Bank und der Websiten der Domäne generalibank.at , sowie etwaige Nachfolger dieser Apps und Websites . Z 4 . ( 1 ) Konkret werden folgende Daten verarbeitet : a ) Stammdaten bei Privatpersonen : Sämtliche beim jeweiligen Produktantrag / Geschäftsantrag oder im Anschluss daran bekanntgegebenen Angaben , wie Produkt , Geschlecht , Name , Geburtsdatum , Staatsbürgerschaft , Familienstand , Telefonnummer ( mobil , privat oder geschäftlich ) , E-Mail Adresse , Hauptwohnsitz ( Land , Postleitzahl , Ort , Straße / Hausnummer ) , Korrespondenzadresse ( Land , Postleitzahl , Ort , Straße / Hausnummer ) , Bankverbindung ( IBAN ) , sowie berufliche Angaben über Name der Firma / Dienstgeber , Geschäftsadresse , Monatsnettoeinkommen , Berufsstand , Position und Angaben über Antritt der Erwerbstätigkeit , Branchenbezeichnung und Angaben , welche im Zusammenhang mit dem Finanzmarkt-Geldwäschegesetz , wie z.B . über die steuerliche Ansässigkeit oder Hauptbankverbindung , etwaige Treuhandschaft , Angaben bei einer politisch exponierten Person ( Vor - und Familienname , Geburtsdatum , Anschrift , Staatsbürgerschaft , Funktion als politisch exponierte Person ) , stehen . Stammdaten bei Unternehmen : Sämtliche bei einem Produktantrag bzw . bei Abschluss der Rahmenvereinbarung oder im Anschluss daran bekanntgegebenen Angaben , z.B . Produkt , Firmenname , Rechtsform , Ansprechpartner , Anschrift ( Land , Postleitzahl , Ort , Straße / Hausnummer ) , Fax - und Telefonnummer , E-Mail Adresse , Branchenbezeichnung , Firmenbuchnummer / Vereinsregisternummer , UID Nummer , Bankverbindung ( IBANs ) , sowie Angaben zu etwaiger Treuhandschaft , Jahresumsatz oder Unternehmensbeteiligungen ( beteiligte Unternehmen , Anteile , Umsatz , Firmensitz und Branche der beteiligten Unternehmen ) . b ) Transaktionsdaten : Sämtliche Daten des Umsatz - und Zahlungsverhaltens , wie Information zu Zeitpunkt , Höhe , Ort und Anzahl der jeweiligen Transaktion , Informationen zur jeweiligen Akzeptanzstelle ( Branche , Name ) , die technische Verifikationsmethode ( NFC , EMV-Chip , Magnetstreifen oder gängige im Fernabsatz einsetzbare Authentifizierungsverfahren wie per E-Mail oder Telefon , Internettransaktion mit oder ohne Verwendung einer TAN ) , die Zahlungshistorie , das Zahlverhalten ( in speziellen Fällen wie bei Mahnverlauf oder Limiterreichung ) und die Zahlungsmethode ( wie Zahlschein oder SEPA-Lastschrift ) im Zusammenhang mit den von Kunden getätigten bzw . verrechneten Transaktionen . c ) Nutzungsdaten : Sämtliche Daten im Zusammenhang mit der Häufigkeit , dem Zeitpunkt , Ort , dem Nutzungszeitraum , dem Nutzungsverhalten der verwendeten Funktionen für die aktuellen und diesen nachfolgenden Apps der Bank und der Websiten der Domäne generalibank.at , sowie sämtliche Daten im Zusammenhang mit den vom Kunden bei der Bank in Anspruch genommenen Service - und / oder Dienstleistungen . Z 5 . ( 1 ) Weitergabe der Daten an Dritte : Der Kunde erklärt sich unterschriftlich im Zeitpunkt der Beantragung eines Geschäfts damit einverstanden , dass die Bank die von ihr im Antragsformular angegebenen Daten und Informationen sowie Daten und Informationen bis zur durchgeführten Geschäftseröffnung an seinen , im Antragsformular angeführten Berater und an die im Antragsformular angeführten Unternehmen weitergibt' wurde hinzugefügt

Der Text 'Zweck der Datenweitergabe ist die fehlerfreie Durchführung von einzelnen Kundenaufträgen , die Evaluierung der Vermittlungsleistungen der Vertriebspartner , Kundenbetreuung sowie Werbemaßnahmen . Diese Zustimmung kann jederzeit widerrufen werden . Auf sein Widerrufsrecht wird der Kunde ausdrücklich im Zeitpunkt seiner Unterschriftsleistung hingewiesen . Der Widerruf ist an die Bank zu richten . Die in diesem Punkt genannten Regelungen zur Bankgeheimnisentbindung und datenschutzrechtlichen Zustimmungserklärung kommen nur zum Tragen , wenn bei der Geschäftsanbahnung mit der Bank ein Vermittler involviert ist . Der Kunde erklärt sich unterschriftlich bei Beantragung eines Kredites oder Girokontos damit einverstanden , dass die Bank die von ihr im Antragsformular bekannt gegebenen Daten und Informationen sowie die Höhe seiner Verbindlichkeiten , Rückführungsmodalitäten , ein allfälliges vertragswidriges Kundenverhalten sowie Schritte im Zusammenhang mit der Fälligstellung und Rechtsverfolgung an die Kleinkreditevidenz und an die Warnliste , die beim Kreditschutzverband von 1870 als Informationsverbundsystem eingerichtet ist , übermittelt . Zweck der Übermittlung ist die Wahrung der Interessen jener Gläubiger , die Auftraggeber der Kleinkreditevidenz bzw . der Warnliste sind , sowie der Schutz des Kunden vor unverhältnismäßiger Kreditaufnahme . Weiters erfolgt die Datenweitergabe zum Zweck der Einhaltung der die Bank nach dem Bankwesengesetz treffenden Sorgfaltspflichten . Auf das Widerrufs - , Richtigstellungs - und Löschungsrecht und die Auskunftsrechte des Kunden nach dem Datenschutzgesetz wird der Kunde im Zeitpunkt seiner Unterschriftleistung ausdrücklich hingewiesen . Der Widerruf sowie das Richtigstellungs - und Löschungsbegehren sind an die Bank zu richten . Der Kunde erklärt sich unterschriftlich bei Beantragung einer Karte ( etwa einer Bankomatkarte bei Eröffnung eines Girokontos , einer Kreditkarte oder einer ErtragsCard bei Eröffnung eines ErtragsKontos ) damit einverstanden , dass die Bank die von ihm im Antragsformular angegebenen Daten und Informationen zum Zweck der Ausstellung der von ihm beantragten Karte sowie zur Abwicklung von Transaktionen unter Verwendung dieser Karten an jene Unternehmen weitergibt , welche die Karten ausstellen und an der Abwicklung von Umsätzen , die unter Verwendung von Karten getätigt werden , beteiligt sind . Kartenausstellende bzw . an der Abwicklung von Transaktionen beteiligte Institute sind die Austria Card Plastikkarten und Ausweissysteme GmbH ( FN 98272v ) , sowie - je nach beantragter Karte - die PSA Payment Services Austria GmbH ( FN 370048p ) , SIX Payment Services ( Austria ) GmbH ( FN 54531v ) , SIX Payment Services AG , Zürich ( CH - 020.3.908.270 ) , Card Complete Service Bank AG ( FN 84409g ) und DC Bank AG ( FN 57273a ) . Diese Zustimmung kann jederzeit widerrufen werden . Auf sein Widerrufsrecht wird der Kunde ausdrücklich im Zeitpunkt seiner Unterschriftsleistung hingewiesen sowie darauf , dass der Widerruf die Beendigung der den einzelnen Karten zugrundeliegenden Verträge zur Folge hat . Der Widerruf ist an die Bank zu richten . Z 6 . ( 1 ) Im Fall des Widerrufs werden mit dem Zugang der Widerrufserklärung die Kundendaten bei der Bank gelöscht . Die Bank löscht persönliche Daten des Kunden grundsätzlich nach Beendigung des Vertragsverhältnisses und mit dem Erlöschen aller gesetzlicher Aufbewahrungspflichten ( beispielsweise jener nach BWG , ZaDiG , UGB , BAO ) . C .' wurde hinzugefügt
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a Abgabe von Erklarungen

1. Auftrage des Kunden

Z7.(1) Auftrage sind schriftlich zu erteilen.

(2) Die Bank ist auch berechtigt, die ihr mittels Telekommunikation (insbesondere telefonisch, mittels Telefax oder
Datenferntibertragung) erteilten Auftrége durchzufiihren. Zur Durchfihrung solcher Auftrége ist die Bank bei Vorliegen der
sonstigen Voraussetzungen nur dann verpflichtet, wenn dies der Kunde mit der Bank vereinbart hat.

(3) Die Bank ist berechtigt, Auftrége in jeglicher Form, die ihr im Rahmen der Geschéaftsverbindung mit einem Unternehmer erteilt
werden, auf dessen Rechnung durchzufiihren, wenn sie ohne Verschulden zur Ansicht kommt, dass sie von diesem stammen
und der unwirksame Auftrag nicht der Bank zurechenbar ist.

2. Einholung von Bestéatigungen durch die Bank

Z8.(1) Aus Grunden der Sicherheit ist die Bank berechtigt, insbesondere bei mittels Telekommunikation erteilten Auftragen
vor deren Ausflihrung je nach Lage des Falles auf dem gleichen oder auch einem anderen Kommunikationsweg eine
Auftragsbestatigung einzuholen.

3. Erklarungen Und Informationen der Bank

Z9.(1) Die mittels Telekommunikation gemachten Mitteilungen und Erklarungen der Bank gelten — sofern keine abweichenden
schriftlichen Vereinbarungen getroffen wurden oder Usancen der Banken bestehen — vorbehaltlich schriftlicher Bestétigung. Dies
gilt nicht gegentber Verbrauchern.

(2) Erklarungen und Informationen, welche die Bin (ﬁK nden mitzuteilen
auf Papier (insbesondere mittels Kontoauszu
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Der Text 'Zweck der Datenweitergabe ist die fehlerfreie Durchführung von einzelnen Kundenaufträgen , die Evaluierung der Vermittlungsleistungen der Vertriebspartner , Kundenbetreuung sowie Werbemaßnahmen . Diese Zustimmung kann jederzeit widerrufen werden . Auf sein Widerrufsrecht wird der Kunde ausdrücklich im Zeitpunkt seiner Unterschriftsleistung hingewiesen . Der Widerruf ist an die Bank zu richten . Die in diesem Punkt genannten Regelungen zur Bankgeheimnisentbindung und datenschutzrechtlichen Zustimmungserklärung kommen nur zum Tragen , wenn bei der Geschäftsanbahnung mit der Bank ein Vermittler involviert ist . Der Kunde erklärt sich unterschriftlich bei Beantragung eines Kredites oder Girokontos damit einverstanden , dass die Bank die von ihr im Antragsformular bekannt gegebenen Daten und Informationen sowie die Höhe seiner Verbindlichkeiten , Rückführungsmodalitäten , ein allfälliges vertragswidriges Kundenverhalten sowie Schritte im Zusammenhang mit der Fälligstellung und Rechtsverfolgung an die Kleinkreditevidenz und an die Warnliste , die beim Kreditschutzverband von 1870 als Informationsverbundsystem eingerichtet ist , übermittelt . Zweck der Übermittlung ist die Wahrung der Interessen jener Gläubiger , die Auftraggeber der Kleinkreditevidenz bzw . der Warnliste sind , sowie der Schutz des Kunden vor unverhältnismäßiger Kreditaufnahme . Weiters erfolgt die Datenweitergabe zum Zweck der Einhaltung der die Bank nach dem Bankwesengesetz treffenden Sorgfaltspflichten . Auf das Widerrufs - , Richtigstellungs - und Löschungsrecht und die Auskunftsrechte des Kunden nach dem Datenschutzgesetz wird der Kunde im Zeitpunkt seiner Unterschriftleistung ausdrücklich hingewiesen . Der Widerruf sowie das Richtigstellungs - und Löschungsbegehren sind an die Bank zu richten . Der Kunde erklärt sich unterschriftlich bei Beantragung einer Karte ( etwa einer Bankomatkarte bei Eröffnung eines Girokontos , einer Kreditkarte oder einer ErtragsCard bei Eröffnung eines ErtragsKontos ) damit einverstanden , dass die Bank die von ihm im Antragsformular angegebenen Daten und Informationen zum Zweck der Ausstellung der von ihm beantragten Karte sowie zur Abwicklung von Transaktionen unter Verwendung dieser Karten an jene Unternehmen weitergibt , welche die Karten ausstellen und an der Abwicklung von Umsätzen , die unter Verwendung von Karten getätigt werden , beteiligt sind . Kartenausstellende bzw . an der Abwicklung von Transaktionen beteiligte Institute sind die Austria Card Plastikkarten und Ausweissysteme GmbH ( FN 98272v ) , sowie - je nach beantragter Karte - die PSA Payment Services Austria GmbH ( FN 370048p ) , SIX Payment Services ( Austria ) GmbH ( FN 54531v ) , SIX Payment Services AG , Zürich ( CH - 020.3.908.270 ) , Card Complete Service Bank AG ( FN 84409g ) und DC Bank AG ( FN 57273a ) . Diese Zustimmung kann jederzeit widerrufen werden . Auf sein Widerrufsrecht wird der Kunde ausdrücklich im Zeitpunkt seiner Unterschriftsleistung hingewiesen sowie darauf , dass der Widerruf die Beendigung der den einzelnen Karten zugrundeliegenden Verträge zur Folge hat . Der Widerruf ist an die Bank zu richten . Z 6 . ( 1 ) Im Fall des Widerrufs werden mit dem Zugang der Widerrufserklärung die Kundendaten bei der Bank gelöscht . Die Bank löscht persönliche Daten des Kunden grundsätzlich nach Beendigung des Vertragsverhältnisses und mit dem Erlöschen aller gesetzlicher Aufbewahrungspflichten ( beispielsweise jener nach BWG , ZaDiG , UGB , BAO ) . C .' wurde hinzugefügt

Der Text '3' wurde ersetzt durch '7'

Der Text '4' wurde ersetzt durch '8'

Der Text 'und Informationen' wurde hinzugefügt

Der Text '5' wurde ersetzt durch '9'

Der Text 'oder – bei Vorliegen einer entsprechenden Vereinbarung – auf einem anderen dauerhaften Datenträger ( etwa auf elektronischem Weg im Rahmen des InternetBankings )' wurde hinzugefügt

Der Text '( 3 ) Informationen über die von der Bank dem Kunden bei Konten verrechneten Entgelte werden dem Kunden je nach dem vereinbarten Abrechnungszeitraum seiner Konten auf die vereinbarte Weise zugänglich gemacht ; davon unberührt bleiben die Informationspflichten der Bank zu ausgeführten Zahlungsvorgängen gemäß Z 44 ( 9 ) und Z 45 ( 2 ) . ( 4 ) Einem Kunden , der Verbraucher ist , wird ab dem in § 36 Abs . 1 Verbraucherzahlungskontogesetz vorgesehenen Zeitpunkt eine Entgeltaufstellung gemäß § 8 Verbraucherzahlungskontogesetz einmal jährlich , sofern er die Entgeltaufstellungen nicht schon mit den Abrechnungen gemäß Abs . ( 3 ) erhalten hat , sowie bei der Beendigung des Rahmenvertrags zugänglich gemacht . Die Zugänglichmachung der Entgeltaufstellungen erfolgt – jeweils gemäß dem mit dem Kunden vereinbarten Kommunikationsweg – gemäß nachstehender Priorität an eine vom Kunden bekanntgegebene E-Mail-Adresse oder per SMS an eine vom Kunden bekanntgegebene Mobiltelefonnummer . Auf Verlangen des Kunden wird die Bank die Entgeltaufstellungen dem Kunden unentgeltlich in Papierform mitteilen . Die Bank wird den Kunden über den Zeitpunkt , ab dem die Verpflichtung der Bank zur Entgeltaufstellung gemäß § 36 Abs . 1 Verbraucherzahlungskontogesetz besteht , im Vorhinein informieren . D' wurde hinzugefügt
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C. Verfugungsberechtigung nach dem Tod des Kunden

Z6. (1) Die Bank wird, sobald sie vom Ableben eines Kunden Kenntnis erhalt, Dispositionen aufgrund eines Beschlusses des
Abhandlungsgerichts oder der Einantwortungsurkunde zulassen. Verfligungen eines einzelverfligungsberechtigten Konto-/
Depotinhabers Uber das Gemeinschaftskonto/-depot werden durch diese Regelung nicht beriihrt.

(2) Zeichnungsberechtigungen erldschen nicht durch den Tod des Kunden, wenn sie von einem Unternehmer flr ein
Geschaftskonto erteilt wurden. Konten eines Unternehmers gelten im Zweifel als Geschaftskonten.

D. Pflichten und Haftung der Bank

1. Informationspflichten

77.(1) Uber die gesetzlichen Informationspflichten hinaus treffen die Bank mangels einer gesonderten Vereinbarung keine
anderen als die in ihren Geschéftsbedingungen erwahnten Informationspflichten. Die Bank ist daher — soweit keine gesetzliche
oder vertragliche Verpflichtung besteht — nicht verpflichtet, den Kunden tber drohende Kursverluste, Uber den Wert oder die
Wertlosigkeit anvertrauter Gegensténde oder Uber Umstéande, die den Wert dieser Gegenstande beeintrachtigen oder gefahrden
kénnten, zu unterrichten oder dem Kunden sonstige Ratschldge oder Auskinfte zu erteilen.

(2) Gegentber Unternehmen bestehen die in §§ 26 (1) bis (4), 28 (1), 31 und 32 Zahlungsdienstegesetz vorgesehenen
Informationspflichten nicht.

2. Ausfiihrung von Auftragen

Z 8. (1) Einen Auftrag, der seinem Inhalt nach typischerweise die Heranziehung eines Dritten erforderlich macht, erflillt die Bank
durch Betrauung eines Dritten im eigenen Namen. Wahlt die Bank den Dritten aus, so haftet sie fir die sorgféltige Auswahl.

(2) Die Bank ist verpflichtet, dem Kunden Uber dessen Aufforderung die eventuell bestehenden Anspriiche gegen den
Dritten abzutreten.

(3) Dartiber hinaus haftet die Bank fur Zahlungsdienste innerhalb des Européischen Wirtschaftsraums (EWR) in Euro oder
einer anderen Wahrung eines EWR-Vertragsstaates gegentiber Verbrauchem (nicht aber gegenuber Unternehmern) fur
die ordnungsgemaBe Ausflihrung der Uberweisung bis zum Eingang beim Zahlungsdienstleister des Empfangers (Z 39
dieser Bedingungen).

E. Mitwirkungspflichten und Haftung des Kunden

1. Einleitung

Z9. (1) Der Kunde hat im Verkehr mit der Bank insbesondere die im folgenden angefiihrten Mitwirkungspflichten zu beachten;
deren Verletzung fUhrt zu Schadenersatzpflichten des Kunden oder zur Minderung seiner Schadenersatzanspriiche gegen die
Bank.

2. Bekanntgabe wesentlicher Anderungen

a) Name oder Anschrift

Z10. (1) Der Kunde hat der Bank Anderungen seines Namens, seiner Firma, seiner Anschrift oder der Anschrift einer anderen
von ihm namhaft gemachten Empfangsstelle unverziglich schriftlich mitzuteilen.

(2) Gibt der Kunde Anderungen der Anschrift nicht bekannt, gelten schriftliche Erklarungen der Bank als zugegangen,
wenn sie an die letzte vom Kunden der Bank bekanntgegebene Anschrift gesendet wurden.

b) Vertretungsberechtigung

Z 11. (1) Der Kunde hat der Bank das Erléschen oder Anderungen einer dieser bekanntgegebenen Vertretungsberechtigung —
einschlieBlich der Verfligungs- und Zeichnungsberechtigung (Z 32 und 33) — unverztglich schriftlich mitzuteilen und durch
geeignete Urkunden nachzuweisen.

(2) Eine der Bank bekanntgegebene Vertretungsberechtigung gilt bis zur schriftlichen Mitteilung des Erldschens oder
einer Anderung im bisherigen Umfang weiter, es sei denn, dass der Bank das Erléschen oder die Anderung bekannt
oder aus grober Fahrlassigkeit unbekannt war. Dies gilt insbesondere auch dann, wenn das Erléschen oder die
Anderung der Vertretungsberechtigung in einem dffentlichen Register eingetragen und eine diesbeziigliche
Veroffentlichung erfolgt ist.
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D. Verfligungsberechtigung nach dem Tod des Kunden

Z10. (1) Die Bank wird, sobald sie vom Ableben eines Kunden Kenntnis erhélt, Dispositionen aufgrund eines Beschlusses des
Abhandlungsgerichts oder der Einantwortungsurkunde zulassen. Verfligungen eines einzelverfligungsberechtigten Konto-/
Depotinhabers Uber das Gemeinschaftskonto/-depot werden durch diese Regelung nicht bertihrt.

(2) Zeichnungsberechtigungen erléschen nicht durch den Tod des Kunden, wenn sie von einem Unternehmer flir ein
Geschéftskonto erteilt wurden. Konten eines Unternehmers gelten im Zweifel als Geschaftskonten.

Generali Bank AG. Sitz: Landskrongasse 1-3, 1010 Wien. Biro: KratochwjlestraBe 4, 1220 Wien.
Firmenbuch HG Wien: FN 209697d, DVR: 2108441, UID-Nr. ATU51888809, BIC/SWIFT: BGENATWW. Ein Unternehmen der Generali Gruppe Osterreich. Seite 4 von 18

&5 GENERALI BANK

E. Pflichten und Haftung der Bank

1. Informationspflichten

Z 11. (1) Uber die gesetzlichen Informationspflichten hinaus treffen die Bank mangels einer gesonderten Vereinbarung keine
anderen als die in ihren Geschéftsbedingungen erwahnten Informationspflichten. Die Bank ist daher — soweit keine gesetzliche
oder vertragliche Verpflichtung besteht — nicht verpflichtet, den Kunden tber drohende Kursverluste, Uber den Wert oder die
Wertlosigkeit anvertrauter Gegenstéande oder Uber Umsténde, die den Wert dieser Gegensténde beeintrachtigen oder gefahrden
koénnten, zu unterrichten oder dem Kunden sonstige Ratschldge oder Auskinfte zu erteilen.

(2) Gegenuber Unternehmen bestehen die in §§ 26 (1) bis (4), 28 (1), 31 und 32 Zahlungsdienstgesetz vorgesehenen
Informationspflichten nicht.

2. Bearbeitung von Auftragen

Z12. (1) Einen Auftrag, der seinem Inhalt nach typischerweise die Heranziehung eines Dritten erforderlich macht, erfillt die Bank
durch Betrauung eines Dritten im eigenen Namen. Wahlt die Bank den Dritten aus, so haftet sie fur die sorgféltige Auswahl.

(2) Die Bank ist verpflichtet, dem Kunden Uber dessen Aufforderung die eventuell bestehenden Anspriiche gegen den
Dritten abzutreten.

(3) Darliber hinaus haftet die Bank fur Zahlungsdienste innerhalb des Européischen Wirtschaftsraums (EWR) in Euro oder
einer anderen Wahrung eines EWR-Vertragsstaates gegenuber Verbrauchern (nicht aber gegentber Unternehmern) fir
die ordnungsgemaBe Ausfiihrung der Uberweisung bis zum Eingang beim Zahlungsdienstleister des Empfangers (Z 44
dieser Bedingungen).

% ili8. d1b Uber Z 12 hinausgehend haftet die Bank fiir Zahlungsdienste in Euro oder in einer anderen Wahrung eines EWR-
Vertragsstaates gegentiber Verbrauchern dnlcht aber gegentiber Unternehmer

- wenn der Zahlungsvorgang vom Zahler direkt ausgelost wird flr die ordnungsgeméBe Ausfihrung des Zahlungsvorgangs
bis zum Eingang beim Zahlungsdienstleister des Empfangers,

- wenn der Zahlungsauftrag vom Zahlungsempfénger oder Uber diesen ausgeldst wird fiir die ordnungsgeméase
Ubermittlung des Zahlungsauftrags an den Zahlungsdienstleister des Zahlers sowie

- fur alle von ihm zu verantwortenden Entgelte und Zinsen, die dem Verbraucher infolge der nicht erfolgten oder fehlerhaften
Ausflihrung des Zahlungsvorgangs in Rechnung gestellt werden.

F. Mitwirkungspflichten und Haftung des Kunden

1. Einleitung

Z14. (1) Der Kunde hat im Verkehr mit der Bank insbesondere die im folgenden angefiihrten Mitwirkungspflichten zu beachten;
deren Verletzung flihrt zu Schadenersatzpflichten des Kunden oder zur Minderung seiner Schadenersatzanspriiche gegen die
Bank.

2. Bekanntgabe wesentlicher Anderungen
a) Name, Anschrift und Kontaktdaten

Z15. (1) Der Kunde hat der Bank Anderungen seines Namens, seiner Firma, seiner Anschrift oder der Anschrift einer anderen
von ihm namhaft gemachten Empfangsstelle, seiner E-Mail-Adresse sowie seiner Telefon- und Mobiltelefonnummer unverztglich
schriftlich mitzuteilen.

(2) Gibt der Kunde Anderungen der Anschrift nicht bekannt, gelten schriftiche Erklarungen der Bank als zugegangen, wenn sie
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Der Text 'C' wurde gelöscht

Der Text '6' wurde ersetzt durch '10'

Der Text 'D' wurde ersetzt durch 'E'

Der Text '7' wurde ersetzt durch '11'

Der Text 'Zahlungsdienstegesetz' wurde ersetzt durch 'Zahlungsdienstgesetz'

Der Text 'Ausführung' wurde ersetzt durch 'Bearbeitung'

Der Text '8' wurde ersetzt durch '12'

Der Text '39' wurde ersetzt durch '44'

Der Text 'E' wurde ersetzt durch 'Z 13'

Der Text '9' wurde ersetzt durch '14'

Der Text 'oder' wurde ersetzt durch ','

Der Text '10' wurde ersetzt durch '15'

Der Text '11' wurde ersetzt durch '16'

Der Text '32' wurde ersetzt durch '37'

Der Text '33' wurde ersetzt durch '38'

Der Text '( 3 ) Informationen über die von der Bank dem Kunden bei Konten verrechneten Entgelte werden dem Kunden je nach dem vereinbarten Abrechnungszeitraum seiner Konten auf die vereinbarte Weise zugänglich gemacht ; davon unberührt bleiben die Informationspflichten der Bank zu ausgeführten Zahlungsvorgängen gemäß Z 44 ( 9 ) und Z 45 ( 2 ) . ( 4 ) Einem Kunden , der Verbraucher ist , wird ab dem in § 36 Abs . 1 Verbraucherzahlungskontogesetz vorgesehenen Zeitpunkt eine Entgeltaufstellung gemäß § 8 Verbraucherzahlungskontogesetz einmal jährlich , sofern er die Entgeltaufstellungen nicht schon mit den Abrechnungen gemäß Abs . ( 3 ) erhalten hat , sowie bei der Beendigung des Rahmenvertrags zugänglich gemacht . Die Zugänglichmachung der Entgeltaufstellungen erfolgt – jeweils gemäß dem mit dem Kunden vereinbarten Kommunikationsweg – gemäß nachstehender Priorität an eine vom Kunden bekanntgegebene E-Mail-Adresse oder per SMS an eine vom Kunden bekanntgegebene Mobiltelefonnummer . Auf Verlangen des Kunden wird die Bank die Entgeltaufstellungen dem Kunden unentgeltlich in Papierform mitteilen . Die Bank wird den Kunden über den Zeitpunkt , ab dem die Verpflichtung der Bank zur Entgeltaufstellung gemäß § 36 Abs . 1 Verbraucherzahlungskontogesetz besteht , im Vorhinein informieren . D' wurde hinzugefügt

Der Text '6' wurde ersetzt durch '10'

Der Text 'D' wurde ersetzt durch 'E'

Der Text '7' wurde ersetzt durch '11'

Der Text 'Zahlungsdienstegesetz' wurde ersetzt durch 'Zahlungsdienstgesetz'

Der Text 'Ausführung' wurde ersetzt durch 'Bearbeitung'

Der Text '8' wurde ersetzt durch '12'

Der Text '39' wurde ersetzt durch '44'

Der Text 'E' wurde ersetzt durch 'Z 13'

Der Text '( 1 ) Über Z 12 hinausgehend haftet die Bank für Zahlungsdienste in Euro oder in einer anderen Währung eines EWR - Vertragsstaates gegenüber Verbrauchern ( nicht aber gegenüber Unternehmern ) , - wenn der Zahlungsvorgang vom Zahler direkt ausgelöst wird für die ordnungsgemäße Ausführung des Zahlungsvorgangs bis zum Eingang beim Zahlungsdienstleister des Empfängers , - wenn der Zahlungsauftrag vom Zahlungsempfänger oder über diesen ausgelöst wird für die ordnungsgemäße Übermittlung des Zahlungsauftrags an den Zahlungsdienstleister des Zahlers sowie - für alle von ihm zu verantwortenden Entgelte und Zinsen , die dem Verbraucher infolge der nicht erfolgten oder fehlerhaften Ausführung des Zahlungsvorgangs in Rechnung gestellt werden . F .' wurde hinzugefügt

Der Text '9' wurde ersetzt durch '14'

Der Text 'oder' wurde ersetzt durch ','

Der Text 'und Kontaktdaten' wurde hinzugefügt

Der Text '10' wurde ersetzt durch '15'

Der Text ', seiner E-Mail-Adresse sowie seiner Telefon - und Mobiltelefonnummer' wurde hinzugefügt

Der Text 'Gibt der Kunde Änderungen seiner E-Mail - Adresse sowie seiner Mobiltelefonnummer nicht bekannt , gelten Mitteilungen der Bank über das Vorhandensein einer Nachricht im persönlichen InternetBanking Bereich als zugegangen , wenn sie an die letzte vom Kunden der Bank bekannt gegebene E - Mail-Adresse bzw . Mobiltelefonnummer gesendet wurden .' wurde hinzugefügt
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an die letzte vom Kunden der Bank bekanntgegebene Anschrift gesendet wurden. Gibt der Kunde Anderungen seiner E-Mail-
Adresse sowie seiner Mobiltelefonnummer nicht bekannt, gelten Mitteilungen der Bank Uber das Vorhandensein einer Nachricht
im personlichen InternetBanking Bereich als zugegangen, wenn sie an die letzte vom Kunden der Bank bekannt gegebene E-
Mail-Adresse bzw. Mobiltelefonnummer gesendet wurden.

b) Vertretungsberechtigung

Z16. (1) Der Kunde hat der Bank das Erléschen oder Anderungen einer dieser bekanntgegebenen Vertretungsberechtigung —
einschlieBlich der Verfligungs- und Zeichnungsberechtigung (Z 37 und 38) — unverztglich schriftlich mitzuteilen und durch
geeignete Urkunden nachzuweisen.

(2) Eine der Bank bekanntgegebene Vertretungsberechtigung gilt bis zur schriftlichen Mitteilung des Erldschens oder einer
Anderung im bisherigen Umfang weiter, es sei denn, dass der Bank das Erloschen oder die Anderung bekannt oder aus grober
Fahrlassigkeit unbekannt war. Dies gilt insbesondere auch dann, wenn das Erléschen oder die Anderung der

Vertretungsberechtigung in einem 6&ffentlichen Register eingetragen und eine diesbezigliche Verodffentlichung erfolgt ist.
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c) Geschéftsfahigkeit; Auflosung der Gesellschaft

Z 12. (1) Jeder Verlust und jede Einschrénkung der Geschéftsfahigkeit des Kunden ist der Bank unverztglich schriftlich
anzuzeigen. Ist der Kunde eine Gesellschaft oder eine juristische Person, so ist auch deren Auflésung der Bank unverziglich
bekanntzugeben.

d) Angaben zur Steuerpflicht

Z 13. (1) Der Kunde ist verpflichtet, die Bank (iber alle Anderungen der Angaben, die fir die Beurteilung seiner persénlichen
Steuerpflicht relevant sein kénnen (insbesondere Name, Wohnsitz, Staat oder Staaten, in dem oder in denen steuerliche
Ansassigkeit besteht, Steueridentifikationsnummer, Anzahl der Tage und gewdhnlicher Aufenthalt im Ausland, entsprechende
Daten allfalliger Treugeber) unverzlglich bekannt zu geben.

(2) Ist der Kunde keine naturliche Person, so ist dieser zusatzlich verpflichtet, die Bank anstelle der Angaben zum
Wohnsitz und zum gewdhnlichen Aufenthalt im Ausland ber allfallige Anderungen von Sitz, Ort der tatséchlichen
Geschéftsleitung und Organisation, sowie tber fiir die Beurteilung der Steuerpflicht relevante Anderungen der
Eigentimerstruktur (insbesondere beherrschende Personen) zu informieren.

(8) Leistungen erbringt die Bank nur Zug um Zug gegen Identifikation des Kunden und, falls von der Bank verlangt,
gegen Abgabe einer Erklarung des Kunden, welche die in Absatz 1 genannten Angaben enthélt, sowie
entsprechender Nachweise (insbesondere Vorlage des Reisepasses).

(4) Wenn, und insoweit die Gefahr einer Haftung flr Steuern fUr die Bank besteht, ist die Bank berechtigt, ihr
obliegende Leistungen an den Kunden bis zum Wegfall der Gefahr einzubehalten und an die jeweils zustandigen in-
oder ausléndischen Steuerbehdrden abzuflihren. Die Bank ist nicht verpflichtet, Kosten zu ersetzen, die dem Kunden
zur Erlangung einer allfélligen Rickerstattung der abgefiihrten Betréage von den Steuerbehoérden entstehen kénnten.

3. Offenlegungspflicht

Z 14. (1) Hat der Kunde erklart, die Geschaftsbeziehung auf eigene Rechnung zu begriinden, ist er verpflichtet, die Bank zu
informieren, falls er in weiterer Folge die Geschéftsverbindung auf fremde Rechnung fuhrt. Weiters hat der Kunde die Bank tber
jeden einzelnen auf fremde Rechnung durchgeflihrten Geschéftsfall zu informieren.

4. Klarheit von Auftragen

Z15. (1) Der Kunde hat fir eine klare und eindeutige Formulierung seiner Auftrage an die Bank zu sorgen. Abanderungen,
Bestétigungen oder Wiederholungen mussen ausdricklich als solche gekennzeichnet sein.

(2) Will der Kunde der Bank besondere Weisungen flr die Ausfiihrung von Auftradgen geben, so hat er dies der Bank
gesondert und ausdrtcklich, bei formularmaBig erteilten Auftrégen auBerhalb des Formulars, mitzuteilen. Dies gilt vor
allem dann, wenn die Ausflhrung des Auftrags besonders eilbedurftig oder an bestimmte Fristen und Termine gebunden
ist.

5. Sorgfalt bei Verwendung von Telekommunikationsmitteln, Sperre

Z 16. (1) Der Kunde hat bei der Nutzung eines Zahlungsinstruments, das vereinbarungsgeméB zur Erteilung eines Auftrags an
die Bank verwendet werden kann, alle zumutbaren Vorkehrungen zu treffen, um die personalisierten Sicherheitsmerkmale vor
unbefugten Zugriffen zu schiitzen, sowie den Verlust, den Diebstahl, die missbréuchliche Verwendung oder die sonst nicht
autorisierte Nutzung des Zahlungsinstruments unverzglich der Bank oder der von dieser benannten Stelle anzuzeigen, sobald
er davon Kenntnis hat. Unternehmer haften fir Schéden, die der Bank aus der Verletzung dieser Sorgfaltspflichten entstehen,
bei jeder Art des Verschuldens des Unternehmers betraglich unbegrenzt.
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c) Geschaftsfahigkeit; Aufldsung der Gesellschaft

Z17. (1) Jeder Verlust und jede Einschrankung der Geschaftsfahigkeit des Kunden ist der Bank unverziglich schriftlich
anzuzeigen. Ist der Kunde eine Gesellschaft oder eine juristische Person, so ist auch deren Aufldsung der Bank unverziglich
bekanntzugeben.

d) Meldungen an das Finanzamt und Angaben zur Steuerpflicht

Z 18. (1) Die Bank ist nach dem Gemeinsamer Meldestandard Gesetz ‘GMSG) verpﬂichte{, jéhrliche Meldungen {ieweils zum
30.06. eines jeden Kalenderjahreé) an das Finanzamt abzugeben, die die jeweils aus dem vorangegangen Kalenderjahr
ermittelten relevanten Daten zu Finanzkonten von im Ausland steuerpflichtigen natlrlichen und juristischen Personen beinhalten.
Konkret werden folgende Daten gemeldeﬂ: Name und Adresse des / der Kontoinhabeﬂléi, Anséssigkeitsstamde ) und
Steueridentiﬁkationsnummeﬂdrﬂ, Geburtsdatum und Ort dbei nattrlichen Personer“, Konto- / Depotnummel n), Kontosalddded)
und Depotwert(e) zum Ende des betreffenden Kalenderjahres bzw. Meldezeitraums, Bruttoertrage und —erlése.

‘ﬂ) Der Kunde ist verpflichtet, die Bank (ber alle Anderungen der Angaben, die fir die Beurteilung seiner persénlichen
Steuerpflicht relevant sein konnen (insbesondere Name, Wohnsitz, Staat oder Staaten, in dem oder in denen steuerliche
Ansassigkeit besteht, Steueridentifikationsnummer, Anzahl der Tage und gewdhnlicher Aufenthalt im Ausland, entsprechende
Daten allfélliger Treugeber) unverziiglich bekannt zu geben.

(8) Ist der Kunde keine natrliche Person, so ist dieser zusatzlich verpflichtet, die Bank anstelle der Angaben zum Wohnsitz und
zum gewdhnlichen Aufenthalt im Ausland tiber allfallige Anderungen von Sitz, Ort der tatséchlichen Geschéftsleitung und
Organisation, sowie tber fiir die Beurteilung der Steuerpflicht relevante Anderungen der Eigentiimerstruktur (insbesondere
beherrschende Personen) zu informieren.

(4) Leistungen erbringt die Bank nur Zug um Zug gegen ldentifikation des Kunden und, falls von der Bank verlangt, gegen
Abgabe einer Erklarung des Kunden, welche die in Absatz 1 genannten Angaben enthélt, sowie entsprechender Nachweise
(insbesondere Vorlage des Reisepasses).

(5) Wenn, und insoweit die Gefahr einer Haftung fur Steuern fUr die Bank besteht, ist die Bank berechtigt, ihr obliegende
Leistungen an den Kunden bis zum Wegfall der Gefahr einzubehalten und an die jeweils zustandigen in- oder auslandischen
Steuerbehdrden abzufihren. Die Bank ist nicht verpflichtet, Kosten zu ersetzen, die dem Kunden zur Erlangung einer allfalligen
Ruickerstattung der abgeflihrten Betrage von den Steuerbehérden entstehen kénnten.

3. Geschéftsbeziehung auf eigene oder fremde Rechnung (Offenlegungspflicht)

Z19. (1) Hat der Kunde erklart, die Geschaftsbeziehung auf eigene Rechnung zu begriinden, ist er verpflichtet, die Bank zu
informieren, falls er in weiterer Folge die Geschaftsverbindung auf fremde Rechnung fuhrt. Weiters hat der Kunde die Bank tber
jeden einzelnen auf fremde Rechnung durchgefihrten Geschéftsfall zu informieren.

4. Klarheit von Auftragen

Z 20. (1) Der Kunde hat fir eine klare und eindeutige Formulierung seiner Auftrage an die Bank zu sorgen. Abanderungen,
Bestéatigungen oder Wiederholungen mussen ausdricklich als solche gekennzeichnet sein.

(2) Will der Kunde der Bank besondere Weisungen fiir die Ausfihrung von Auftragen geben, so hat er dies der Bank
gesondert und ausdriicklich, bei formularméaBig erteilten Auftragen auBerhalb des Formulars, mitzuteilen. Dies gilt vor
allem dann, wenn die Ausfihrung des Auftrags besonders eilbedUrftig oder an bestimmte Fristen und Termine gebunden
ist.
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(2) Die Bank ist berechtigt, Zahlungsinstrumente, die es an den Kunden ausgegeben hat, zu sperren, wenn

- objektive Griinde im Zusammenhang mit der Sicherheit des Zahlungsinstruments dies rechtfertigen, oder

- der Verdacht einer nicht autorisierten oder betrligerischen Verwendung des Zahlungsinstruments besteht, oder

- der Kunde seinen Zahlungsverpflichtungen im Zusammenhang mit einer mit dem Zahlungsinstrument verbundenen
Kreditlinie (Uberschreitung oder Uberziehung) nicht nachgekommen ist und

- entweder die Erflllung dieser Zahlungsverpflichtungen aufgrund einer Verschlechterung oder Gefahrdung der
Vermodgenslage des Kunden oder eines Mitverpflichteten gefahrdet ist oder

- beim Kunden die Zahlungsunfahigkeit eingetreten ist oder dies unmittelbar droht.

(3) Die Bank wird den Kunden — soweit eine Bekanntgabe der Sperre oder der Grinde fur die Sperre nicht eine gerichtliche oder
verwaltungsbehordliche Anordnung verletzen bzw. sterreichischen oder gemeinschaftsrechtlichen Rechtsnormen oder
objektiven Sicherheitserwagungen zuwiderlaufen wiirde — von einer solchen Sperre und deren Griinde mdglichst vor, spatestens
aber unverzlglich nach der Sperre informieren.

Generali Bank AG. Sitz: Landskrongasse 1-3, 1010 Wien. Biiro: KratochwjlestraBe 4, 1220 Wien.
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5. Sorgfalt bei Verwendung von Zahlungsinstrumenten

Z 21. (1) Der Kunde hat bei der Nutzung eines Zahlungsinstruments, das vereinbarungsgemas zur Erteilung eines Auftrags an
die Bank verwendet werden kann, die Bedingungen fir dessen Ausgabe und Nutzung sowie alle zumutbaren Vorkehrungen zu
treffen, um die personalisierten Sicherheitsmerkmale vor unbefugten Zugriffen zu schiitzen, sowie den Verlust, den Diebstahl, die
missbrauchliche Verwendung oder die sonst nicht autorisierte Nutzung des Zahlungsinstruments der Bank oder der von dieser
benannten Stelle anzuzeigen, sobald er davon Kenntnis hat. Unternehmer haften fir Schéden, die der Bank aus der Verletzung
dieser Sorgdfaltspflichten entstehen, bei jeder Art des Verschuldens des Unternehmers betraglich unbegrenzt.

(2) Die Bank ist berechtigt, Zahlungsinstrumente, die es an den Kunden ausgegeben hat, zu sperren, wenn

- objektive Grinde im Zusammenhang mit der Sicherheit des Zahlungsinstruments dies rechtfertigen, oder

- der Verdacht einer nicht autorisierten oder betrligerischen Verwendung des Zahlungsinstruments besteht, oder

- der Kunde seinen Zahlungsverpflichtungen im Zusammenhang mit einer mit dem Zahlungsinstrument verbundenen
Kreditlinie (Uberschreitung oder Uberziehung) nicht nachgekommen ist und

- entweder die Erflllung dieser Zahlungsverpflichtungen aufgrund einer Verschlechterung oder Gefdhrdung der
Vermdgenslage des Kunden oder eines Mitverpflichteten gefahrdet ist oder

- beim Kunden die Zahlungsunféhigkeit eingetreten ist oder dies unmittelbar droht.

Generali Bank AG. Sitz: Landskrongasse 1-3, 1010 Wien. Biro: KratochwijlestraBe 4, 1220 Wien.
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6. Erhebung von Einwendungen

Z 17. (1) Der Kunde hat Erkléarungen der Bank, die sich nicht auf Zahlungsdienste beziehen (wie z.B. Bestétigungen von erteilten
Auftrédgen zu Finanzinstrumenten und Anzeigen Uber deren Ausflihrung und Abschlussbestétigungen; Auszlge,
Rechnungsabschliisse und sonstige Abrechnungen im Kredit- und Fremdwéhrungsgeschéft; Depotauszlige bzw. -
aufstellungen), auf ihre Vollstandigkeit und Richtigkeit zu Gberprifen und etwaige Einwendungen unverziglich, langstens
innerhalb von zwei Monaten zu erheben.

(2) Gehen der Bank gegen einen Kontoabschluss, der kein Zahlungskonto betrifft, innerhalb von zwei Monaten keine
schriftlichen Einwendungen zu, so gilt dieser Abschluss als genehmigt. Der Kunde kann auch nach Fristablauf eine
Berichtigung des Kontoabschlusses verlangen, muss dann aber beweisen, dass zu Unrecht sein Konto belastet oder
eine ihm zustehende Gutschrift nicht erteilt wurde. Die Bank wird den Kunden jeweils bei Beginn der Frist auf die Folgen
des Unterbleibens einer zeitgerechten Einwendung hinweisen.

(3) Im Falle einer aufgrund eines nicht autorisierten oder fehlerhaft ausgefihrten Zahlungsvorgangs erfolgten Belastung
seines Girokontos, kann der Kunde jedenfalls dann eine Berichtigung durch die Bank erwirken, wenn er die Bank
unverzUglich nach Feststellung eines nicht autorisierten oder fehlerhaft ausgefihrten Zahlungsvorgangs, jedoch
spéatestens 13 Monate nach dem Tag der Belastung hiervon unterrichtet hat. Die Befristungen gelten nicht, wenn die
Bank dem Kunden die in Z 39 Absatz 9 dieser Bedingungen vorgesehenen Informationen zu dem betreffenden
Zahlungsvorgang nicht mitgeteilt oder zuganglich gemacht hat. Durch diese Bestimmung werden andere Anspriiche des
Kunden auf Berichtigung nicht ausgeschlossen.

(4) GegenUber Unternehmern verkurzt sich die Frist gemé&B Absatz 3 von 13 Monaten auf drei Monate.

7. Ubersetzungen

Z18. (1) Fremdsprachige Urkunden aller Art sind der Bank auf Verlangen auch in deutschsprachiger Ubersetzung, die von
einem gerichtlich beeideten Ubersetzer beglaubigt ist, vorzulegen.

F. Auszahlungsverweigerungsrecht
Z19. (1) Die Bank darf die Auszahlung des Kreditbetrags aus sachlich gerechtfertigten Griinden verweigern.

&5 GENERALI BANK

() Die Bank wird den Kunden — soweit eine Bekanntgabe der Sperre oder der Griinde flr die Sperre nicht eine gerichtliche oder
verwaltungsbehérdliche Anordnung verletzen bzw. dsterreichischen oder gemeinschaftsrechtlichen Rechtsnormen oder
objektiven Sicherheitserwagungen zuwiderlaufen wiirde — von einer solchen Sperre und deren Griinde mdglichst vor, spétestens
aber unverzUglich nach der Sperre informieren. Die Bank wird den Kunden - soweit eine Bekanntgabe der Sperre oder der
Griinde fiir die Sperre nicht eine gerichtliche oder verwaltungsbehérdliche Anordnung verletzen bzw. Gsterreichischen oder
gemeinschaftsrechtlichen Rechtsnormen oder objektiven Sicherheitserwégungen zuwiderlaufen wiirde — vor der Sperre des
Zugriffs durch einen Kontoinformationsdienstleister bzw. Zahlungsauslosedienstleister auf ein Zahlungskonto des Kunden und
Uber die Griinde flr die Sperre in der mit dem Kunden vereinbarten Kommunikationsform méglichst vo*, spatestens aber
unverzlglich nach der Sperre informieren.

M) Die Bestimmungen dieses Punktes gelten auch fur Instrumenté, die auBerhalb der Zahlungsdienste vereinbarungsgeman zur
Erteilung eines Auftrages an die Bank verwendet werden kénnen.

6. Erhebung von Einwendungen

Z22. (1) Der Kunde hat Erklarungen der Bank, die sich nicht auf Zahlungsdienste beziehen (wie z.B. Bestatigungen von erteilten
Auftragen zu Finanzinstrumenten und Anzeigen Uber deren Ausfiihrung und Abschlussbestatigungen; Auszige,
Rechnungsabschliisse und sonstige Abrechnungen im Kredit- und Fremdwahrungsgeschéft; Depotauszlige bzw. -
aufstellungen), auf ihre Vollstandigkeit und Richtigkeit zu Uberprifen und etwaige Einwendungen unverzlglich, langstens
innerhalb von zwei Monaten zu erheben.

(2) Gehen der Bank gegen einen Kontoabschluss, der kein Zahlungskonto betrifft, innerhalb von zwei Monaten keine
schriftlichen Einwendungen zu, so gilt dieser Abschluss als genehmigt. Der Kunde kann auch nach Fristablauf eine
Berichtigung des Kontoabschlusses verlangen, muss dann aber beweisen, dass zu Unrecht sein Konto belastet oder
eine ihm zustehende Gutschrift nicht erteilt wurde. Die Bank wird den Kunden jeweils bei Beginn der Frist auf die Folgen
des Unterbleibens einer zeitgerechten Einwendung hinweisen.

(3) Im Falle einer aufgrund eines nicht autorisierten oder fehlerhaft ausgefiihrten Zahlungsvorgangs erfolgten Belastung
seines Girokontos, kann der Kunde jedenfalls dann eine Berichtigung durch die Bank erwirken, wenn er die Bank
unverzUglich nach Feststellung eines nicht autorisierten oder fehlerhaft ausgefiihrten Zahlungsvorgangs, jedoch
spatestens 13 Monate nach dem Tag der Belastung hiervon unterrichtet hat. Die Befristungen gelten nicht, wenn die
Bank dem Kunden die in Z 44 Absatz 9 dieser Bedingungen vorgesehenen Informationen zu dem betreffenden
Zahlungsvorgang nicht mitgeteilt oder zugéanglich gemacht hat. Durch diese Bestimmung werden andere Anspriiche des
Kunden auf Berichtigung nicht ausgeschlossen.

(4) Gegentber Unternehmern verkrzt sich die Frist gemé&B Absatz 3 von 13 Monaten auf einen Monat.

7. Ubersetzungen

Z23. (1) Fremdsprachige Urkunden aller Art sind der Bank auf Verlangen auch in deutschsprachiger Ubersetzung, die von
einem gerichtlich beeideten Ubersetzer beglaubigt ist, vorzulegen.

G. Auszahlungsverweigerungsrecht

Z 24. (1) Die Bank darf die Auszahlung des Kreditbetrags aus sachlich gerechtfertigten Griinden verweigern.
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(2) Sacniicnh gerecntierugte Grunde Im SiNne des Apsatzes 1 liegen dann vor, wenn sich nacn

Vertragsabschluss

- Umsténde ergeben, die eine Verschlechterung der Vermdgenslage des Kreditnehmers oder eine Entwertung
bedungener Sicherheiten in einem solchen AusmaB erweisen, dass die Riickzahlung des Kredits oder die
Entrichtung der Zinsen selbst bei Verwertung der Sicherheiten gefahrdet sind, oder

- bei der Bank der objektiv begriindete Verdacht ergibt, dass der Kreditbetrag durch den Kreditnehmer auf eine
vertrags- oder gesetzeswidrige Art verwendet wird.

(8) Verbrauchern hat die Bank diese Absicht unverziglich auf Papier oder einem anderen dauerhaften Datentrager
unter Angabe der Griinde mitzuteilen. Die Angabe der Griinde hat zu unterbleiben, soweit dadurch die &ffentliche
Sicherheit oder Ordnung gefahrdet wirde.

G. Erfullungsort; Rechtswahl; Gerichtsstand

1. Erfullungsort

Z 20. (1) Erfullungsort fur beide Teile ist der Sitz der Hauptniederlassung der Bank. Fur die Erflllung von Geldschulden eines
Verbrauchers gilt § 6a Konsumentenschutzgesetz.

2. Rechtswahl
Z 21. (1) Fur alle Rechtsbeziehungen zwischen dem Kunden und der Bank gilt dsterreichisches Recht.

3. Gerichtsstand

Z22. (1) Klagen eines Unternehmers gegen die Bank kdnnen nur beim sachlich zustandigen Gericht am Sitz der
Hauptniederlassung der Bank erhoben werden. Dieser Gerichtsstand ist auch fir Klagen der Bank gegen einen Unternehmer
maBgeblich, wobei die Bank berechtigt ist, seine Rechte auch bei jedem anderen 6rtlich und sachlich zusténdigen Gericht
geltend zu machen.

(2) Der fur Klagen eines Verbrauchers oder gegen einen Verbraucher bei Vertragsabschluss mit der Bank gegebene
allgemeine Gerichtsstand in Osterreich bleibt auch dann erhalten, wenn der Verbraucher nach Vertragsabschluss seinen
Wohnsitz ins Ausland verlegt und &sterreichische gerichtliche Entscheidungen in diesem Land vollstreckbar sind.
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(2) Sachlich gerechtfertigte Griinde im Sinne des Absatzes 1 liegen dann vor, wenn sich nach Vertragsabschluss

- Umstande ergeben, die eine Verschlechterung der Vermdgenslage des Kreditnehmers oder eine Entwertung
bedungener Sicherheiten in einem solchen Ausmal erweisen, dass die Rickzahlung des Kredits oder die
Entrichtung der Zinsen selbst bei Verwertung der Sicherheiten gefahrdet sind, oder

- bei der Bank der objektiv begriindete Verdacht ergibt, dass der Kreditbetrag durch den Kreditnehmer auf eine
vertrags- oder gesetzeswidrige Art verwendet wird.

(3) Verbrauchern hat die Bank diese Absicht unverzuglich auf Papier oder einem anderen dauerhaften Datentrager
unter Angabe der Griinde mitzuteilen. Die Angabe der Griinde hat zu unterbleiben, soweit dadurch die 6ffentliche
Sicherheit oder Ordnung gefahrdet wurde.

H. Erfullungsort; Rechtswahl; Gerichtsstand

1. Erflllungsort

Z 25. (1) Erfullungsort fur beide Teile ist der Sitz der Hauptniederlassung der Bank. Fur die Erfiillung von Geldschulden eines
Verbrauchers gilt § 6a Konsumentenschutzgesetz.

2. Rechtswahl
Z 26. (1) Fur alle Rechtsbeziehungen zwischen dem Kunden und der Bank gilt Osterreichisches Recht.
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H. Beendigung der Geschéftsverbindung

1. Ordentliche Kiindigung in der Geschéftsverbindung mit Unternehmern

Z23. (1) Soweit keine Vereinbarung auf bestimmte Dauer vorliegt, kénnen die Bank und der Kunde die gesamte
Geschéaftsverbindung oder einzelne Teile davon (auch Kreditvertrdge und Rahmenvertrége fir Zahlungsdienste wie insbesondere
Girokontovertrage) jederzeit unter Einhaltung einer angemessenen Frist kiindigen. Im Voraus bezahlte Entgelte werden nicht
rlickerstattet.

2. Ordentliche Kiindigung in der Geschéaftsverbindung mit Verbrauchern

Z 24. (1) Der Kunde kann einen Rahmenvertrag fir Zahlungsdienste, insbesondere den Girokontovertrag, jederzeit kostenlos
ohne Einhaltung einer Kuindigungsfrist kiindigen. Das Recht zur kostenlosen und fristlosen Kiindigung eines Rahmenvertrags fur
Zahlungsdienste, insbesondere des Girokontovertrags, anlasslich einer von der Bank vorgeschlagenen Anderung der AGB oder
eines Rahmenvertrags fUr Zahlungsdienste, insbesondere des Girokontovertrags, bleibt unberihrt.

(2) Kreditvertrage mit unbestimmter Laufzeit kann der Kunde jederzeit unter Einhaltung einer Kiindigungsfrist von einem
Monat kostenlos kundigen. Alle Ubrigen auf unbestimmte Zeit abgeschlossenen Vertrage mit der Bank kann der Kunde
jederzeit unter Einhaltung einer angemessenen Kundigungsfrist kiindigen.

(3) Die Bank kann auf unbestimmte Zeit abgeschlossene Rahmenvertrage flr Zahlungsdienste, insbesondere
Girokontovertrage, und auf unbestimmte Zeit abgeschlossene Kreditvertrage unter Einhaltung einer Ktindigungsfrist
von zwei Monaten kindigen. Alle tibrigen auf unbestimmte Zeit abgeschlossenen Vertrage kann die Bank jederzeit
unter Einhaltung einer angemessenen Kundigungsfrist kiindigen.

3. Kiindigung eines GrundKonto-Vertrags (eines Zahlungsverkehrskontos mit grundlegenden Funktionen)

R Y e
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3. Gerichtsstand

Z27. (1) Klagen eines Unternehmers gegen die Bank kénnen nur beim sachlich zusténdigen Gericht am Sitz der
Hauptniederlassung der Bank erhoben werden. Dieser Gerichtsstand ist auch fur Klagen der Bank gegen einen Unternehmer
maBgeblich, wobei die Bank berechtigt ist, seine Rechte auch bei jedem anderen értlich und sachlich zustandigen Gericht
geltend zu machen.

(2) Der fur Klagen eines Verbrauchers oder gegen einen Verbraucher bei Vertragsabschluss mit der Bank gegebene
allgemeine Gerichtsstand in Osterreich bleibt auch dann erhalten, wenn der Verbraucher nach Vertragsabschluss seinen
Wohnsitz ins Ausland verlegt und &sterreichische gerichtliche Entscheidungen in diesem Land vollstreckbar sind.

I. Beendigung der Geschaftsverbindung

1. Ordentliche Kiindigung in der Geschaftsverbindung mit Unternehmern

Z28. (1) Soweit keine Vereinbarung auf bestimmte Dauer vorliegt, kénnen die Bank und der Kunde die gesamte
Geschaftsverbindung oder einzelne Teile davon (auch Kreditvertrage und Rahmenvertrége fur Zahlungsdienste wie insbesondere
Girokontovertrage) jederzeit unter Einhaltung einer angemessenen Frist kiindigen. Im Voraus bezahlte Entgelte werden nicht
rlickerstattet.

2. Ordentliche Kiindigung in der Geschéaftsverbindung mit Verbrauchern

Z 29. (1) Der Kunde kann einen Rahmenvertrag fir Zahlungsdienste, insbesondere den Girokontovertrag, jederzeit kostenlos
ohne Einhaltung einer Kiindigungsfrist kiindigen. Das Recht zur kostenlosen und fristiosen Kiindigung eines Rahmenvertrags fur
Zahlungsdienste, insbesondere des Girokontovertrags, anlasslich einer von der Bank vorgeschlagenen Anderung der AGB oder
eines Rahmenvertrags fUr Zahlungsdienste, insbesondere des Girokontovertrags, bleibt unberihrt.

(2) Kreditvertrage mit unbestimmter Laufzeit kann der Kunde jederzeit unter Einhaltung einer Ktindigungsfrist von einem
Monat kostenlos kiindigen. Alle Ubrigen auf unbestimmte Zeit abgeschlossenen Vertrége mit der Bank kann der Kunde
jederzeit unter Einhaltung einer angemessenen Kiindigungsfrist kiindigen.

(3) Die Bank kann auf unbestimmte Zeit abgeschlossene Rahmenvertrage fir Zahlungsdienste, insbesondere
Girokontovertrage, und auf unbestimmte Zeit abgeschlossene Kreditvertrage unter Einhaltung einer Kiindigungsfrist von
zwei Monaten kindigen. Die Kiindigung muss in Papierform oder auf dem mit dem Kunden vereinbarten
Kommunikationsweg — gemaB nachstehender Prioritat an eine vom Kunden bekanntgegebene E-Mail-Adresse oder per
SMS an eine vom Kunden bekanntgegebene Mobiltelefonnummer erfolgen und dem Kunden zugehen. Der Kunde wird
Uber das Vorhandensein der Kiindigung in seinem personlichen InternetBanking — Bereich auf die mit ihm vereinbarte
Weise TSMé, E—Mail, Pos;)j informiert. Die Kiindigung gilt in jenem Zeitpunkt als dem Kunden zugegangen, in dem er die
Informationen Uber das Vorhandensein der Kiindigung in seinem persénlichen InternetBanking - Bereich erhélt.
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Der Text 'G' wurde ersetzt durch 'H'

Der Text '20' wurde ersetzt durch '25'

Der Text '21' wurde ersetzt durch '26'

Der Text '22' wurde ersetzt durch '27'

Der Text 'H' wurde ersetzt durch 'I'

Der Text '23' wurde ersetzt durch '28'

Der Text '24' wurde ersetzt durch '29'

Der Text '25' wurde ersetzt durch '30'

Der Text 'G' wurde ersetzt durch 'H'

Der Text '20' wurde ersetzt durch '25'

Der Text '21' wurde ersetzt durch '26'

Der Text '22' wurde ersetzt durch '27'

Der Text 'H' wurde ersetzt durch 'I'

Der Text '23' wurde ersetzt durch '28'

Der Text '24' wurde ersetzt durch '29'

Der Text 'Die Kündigung muss in Papierform oder auf dem mit dem Kunden vereinbarten Kommunikationsweg – gemäß nachstehender Priorität an eine vom Kunden bekanntgegebene E-Mail-Adresse oder per SMS an eine vom Kunden bekanntgegebene Mobiltelefonnummer erfolgen und dem Kunden zugehen . Der Kunde wird über das Vorhandensein der Kündigung in seinem persönlichen InternetBanking – Bereich auf die mit ihm vereinbarte Weise ( SMS , E-Mail , Post ) informiert . Die Kündigung gilt in jenem Zeitpunkt als dem Kunden zugegangen , in dem er die Informationen über das Vorhandensein der Kündigung in seinem persönlichen InternetBanking - Bereich erhält .' wurde hinzugefügt
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aufgezéhlten Griinde kiindigen. Die Kuindigungsfristen sind ebenfalls im Verbraucherzahlungskontogesetz geregelt.

4. Kiindigung aus wichtigem Grund

Z 26. (1) Bei Vorliegen eines wichtigen Grunds konnen die Bank und der Kunde ungeachtet einer Vereinbarung auf bestimmte
Dauer die gesamte Geschéaftsverbindung oder einzelne Teile davon jederzeit mit sofortiger Wirkung kiindigen.

(2) Ein wichtiger Grund, der die Bank zur Kiindigung berechtigt, liegt insbesondere vor, wenn dadurch die Erfiillung der

Verbindlichkeit gegentiber der Bank gefahrdet sind. Eine solche Gefahrdung kann insbesondere eintreten, wenn:

- eine Verschlechterung oder Gefahrdung der Vermdgensverhaltnisse des Kunden oder eines Mitverpflichteten eintritt
und dadurch die Erfillung allfalliger Verbindlichkeiten gegeniiber der Bank gefahrdet sind,

- der Kunde unrichtige Angaben Uber seine Vermdgensverhéltnisse oder sonstige wesentliche Umstande macht
und dadurch die Erflllung allfalliger Verbindlichkeiten gegentiber der Bank gefahrdet 'sind, oder sonstige
wesentliche Vertragsbestimmungen verletzt,

- sichin der (den) Erflillungssicherheit(en) wesentliche Anderungen ergeben, insbesondere wenn im Wert der
besteliten Sicherheiten gegentiber dem Zeitpunkt der Krediteinraumung wesentliche Anderungen eintreten und
der Bank keine entsprechenden Sicherheiten angeboten werden, welche die erhohte Risikosituation
berticksichtigen,

- der Kunde mangels Vorliegen jener Dokumente, welche seiner Identifikation und Legitimation dienen, nicht
legitimiert und identifiziert werden kann oder der Kunde aktuelle Unterlagen, die der Identifikation und Legitimation
dienen, auf Aufforderung der Bank nicht Ubermittelt.

5. Rechtsfolgen

Z 27. (1) Mit Beendigung der gesamten Geschéftsverbindung oder einzelner Teile davon werden daraus geschuldete Betrage
sofort fallig. Der Kunde ist auBerdem verpflichtet, die Bank von allen fur inn Gbernommenen Verpflichtungen zu befreien.

(2) Weiters ist die Bank berechtigt, alle fir den Kunden Ubernommenen Verpflichtungen zu kiindigen und mit Wirkung fir
den Kunden auszugleichen sowie unter Vorbehalt des Eingangs erfolgte Gutschriften sofort rlickzubelasten. Anspriiche
aus Wertpapieren, insbesondere Wechsel und Scheck, kénnen von der Bank bis zur Abdeckung eines eventuell
vorhandenen Schuldsaldos geltend gemacht werden.

(3) Im Falle der Beendigung der gesamten Geschéftsverbindung oder einzelner Geschéftsbeziehungen wird die Bank dem
Kunden, der Verbraucher ist, die flir einen bestimmten Zeitraum im Voraus bezahlten Entgelte fir Zahlungsdienste anteilig
erstatten.

(4) Die AGB gelten auch nach Beendigung der Geschéftsverbindung bis zur vélligen Abwicklung weiter.
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angemessenen Kundigungsfrist kiindigen.

3. Kiindigung eines GrundKonto-Vertrags (eines Zahlungsverkehrskontos mit grundlegenden Funktionen)

Z 30. (1) Einen GrundKonto-Vertrag kann die Bank ausschlieBlich aufgrund der im Verbraucherzahlungskontogesetz
aufgezéhlten Griinde kiindigen. Die Kindigungsfristen sind ebenfalls im Verbraucherzahlungskontogesetz geregelt.

4. Kuindigung aus wichtigem Grund

Z 31. (1) Bei Vorliegen eines wichtigen Grunds kénnen die Bank und der Kunde ungeachtet einer Vereinbarung auf bestimmte
Dauer die gesamte Geschaftsverbindung oder einzelne Teile davon jederzeit mit sofortiger Wirkung kiindigen.

(2) Ein wichtiger Grund, der die Bank zur Ktindigung berechtigt, liegt insbesondere vor, wenn:

- eine Verschlechterung oder Gefahrdung der Vermdgensverhaltnisse des Kunden oder eines Mitverpflichteten eintritt
und dadurch die Erflllung allfalliger Verbindlichkeiten gegentber der Bank gefahrdet sind,

- der Kunde unrichtige Angaben tber wesentliche Teile seiner Vermogensverhaltnisse Nermégen und
Verbindlichkeiten) oder Uber sonstige wesentliche Umstande gemacht hat und die Bank bei Kenntnis der wahren
Vermogensverhaltnisse bzwl der Umstande den Vertrag nicht abgeschlossen hatte,

- der Kunde eine Verpflichtung zur Bestellung oder Verstérkung von Sicherheiten nicht erflillt hat oder nicht erfillen kann und
dadurch die Erfllung der Verbindlichkeiten gegentiber der Bank geféhrdet ist oder

- der Kunde mangels Vorliegen jener Dokumente, welche seiner Identifikation und Legitimation dienen, nicht
legitimiert und identifiziert werden kann oder der Kunde aktuelle Unterlagen, die der Identifikation und Legitimation
dienen, auf Aufforderung der Bank nicht Ubermittelt.

5. Rechtsfolgen

Z 32. (1) Mit Beendigung der gesamten Geschéftsverbindung oder einzelner Teile davon werden daraus geschuldete Betrage
sofort fallig. Der Kunde ist auBerdem verpflichtet, die Bank von allen fur ihn Gbernommenen Verpflichtungen zu befreien.

Generali Bank AG. Sitz: Landskrongasse 1-3, 1010 Wien. Biro: KratochwijlestraBe 4, 1220 Wien.
Firmenbuch HG Wien: FN 209697d, DVR: 2108441, UID-Nr. ATU51888809, BIC/SWIFT: BGENATWW. Ein Unternehmen der Generali Gruppe Osterreich Seite 8 von 18

&5 GENERALI BANK

1. Bankauskunft

Z 28. (1) Aligemein gehaltene bankibliche Auskinfte tiber die wirtschaftliche Lage eines Unternehmens werden, soweit keine
Verpflichtung hiezu besteht, nur unverbindlich und gegentiber Unternehmern nur schriftlich erteilt.

11l. Eréffnung und Fiihrung von Konten und Depots

A. Anwendungsbereich
Z 29. (1) Soweit nichts anderes bestimmt wird, gelten die im Folgenden flr Konten getroffenen Regelungen auch fir Depots.

B. Erdffnung von Konten

Z 30. (1) Bei Eréffnung eines Kontos hat der zukiinftige Kontoinhaber seine Identitat nachzuweisen. Der Bank ist eine leserliche
Kopie eines amtlichen Lichtbildausweises (Reisepass, Flihrerschein oder Personalausweis) zu Gbermitteln. Das vom Kunden
gewlnschte Konto wird erst nach erfolgreicher Legitimation und Identifikation des Kunden uneingeschrankt freigeschalten.
Konten werden unter dem Namen oder der Firma des Kontoinhabers und einer Nummer gefiihrt.

C. Unterschriftsproben

7 31 (1) Dieieninen Parsonen die iiber Konto 1ind NDanot verfiialinasherachtiat hzw. zeichniinasherachtiat sein sollen: hahen
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(2) Weiters ist die Bank berechtigt, alle fir den Kunden Ubernommenen Verpflichtungen zu kindigen und mit Wirkung fr
den Kunden auszugleichen sowie unter Vorbehalt des Eingangs erfolgte Gutschriften sofort riickzubelasten. Anspriiche
aus Wertpapieren, insbesondere Wechsel und Scheck, kénnen von der Bank bis zur Abdeckung eines eventuell
vorhandenen Schuldsaldos geltend gemacht werden.

(3) Im Falle der Beendigung der gesamten Geschéftsverbindung oder einzelner Geschaftsbeziehungen wird die Bank dem
Kunden, der Verbraucher ist, die flr einen bestimmten Zeitraum im Voraus bezahlten Entgelte fur Zahlungsdienste anteilig
erstatten.

(4) Die AGB gelten auch nach Beendigung der Geschéftsverbindung bis zur vélligen Abwicklung weiter.
1. Bankauskunft

Z 33. (1) Allgemein gehaltene bankiibliche AuskUnfte Uber die wirtschaftliche Lage eines Unternehmens werden, soweit keine
Verpflichtung hierzu besteht, nur unverbindlich und gegentiber Unternehmern nur schriftlich erteilt.

11l. Eré6ffnung und Fihrung von Konten und Depots

A. Anwendungsbereich
Z 34. (1) Soweit nichts anderes bestimmt wird, gelten die im Folgenden fur Konten getroffenen Regelungen auch fir Depots.

B. Erdéffnung von Konten

Z 35. (1) Bei Eroffnung eines Kontos hat der zukiinftige Kontoinhaber seine Identitat nachzuweisen. Der Bank ist eine leserliche
Kopie eines amtlichen Lichtbildausweises (Reisepass, Fihrerschein oder Personalausweis) zu tbermitteln. Das vom Kunden
gewlnschte Konto wird erst nach erfolgreicher Legitimation und Identifikation des Kunden uneingeschrankt freigeschalten.
Konten werden unter dem Namen oder der Firma des Kontoinhabers und einer Nummer geflihrt.

C. Unterschriftsproben

Z 36. (1) Diejenigen Personen, die tber Konto und Depot verfligungsberechtigt bzw. zeichnungsberechtigt sein sollen, haben
bei der Bank ihre Unterschrift zu hinterlegen. Die Bank wird schriftliche Dispositionen im Rahmen der Kontoverbindung mit dem
Kunden aufgrund der hinterlegten Unterschriften zulassen.
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Der Text '25' wurde ersetzt durch '30'

Der Text '26' wurde ersetzt durch '31'

Der Text 'dadurch die Erfüllung der Verbindlichkeit gegenüber der Bank gefährdet sind . Eine solche Gefährdung kann insbesondere eintreten , wenn' wurde gelöscht

Der Text 'seine' wurde ersetzt durch 'wesentliche Teile seiner'

Der Text 'macht' wurde ersetzt durch 'gemacht hat'

Der Text 'dadurch' wurde gelöscht

Der Text 'Erfüllung allfälliger Verbindlichkeiten gegenüber' wurde ersetzt durch 'Bank bei Kenntnis'

Der Text 'Bank gefährdet sind , oder sonstige wesentliche Vertragsbestimmungen verletzt , - sich in' wurde gelöscht

Der Text '(' wurde ersetzt durch 'Umstände'

Der Text ') Erfüllungssicherheit ( en ) wesentliche Änderungen ergeben' wurde ersetzt durch 'Vertrag nicht abgeschlossen hätte'

Der Text 'insbesondere wenn im Wert' wurde ersetzt durch '-'

Der Text 'bestellten' wurde ersetzt durch 'Kunde eine Verpflichtung zur Bestellung oder Verstärkung von'

Der Text 'gegenüber dem Zeitpunkt' wurde ersetzt durch 'nicht erfüllt hat oder nicht erfüllen kann und dadurch die Erfüllung'

Der Text 'Krediteinräumung wesentliche Änderungen eintreten und' wurde ersetzt durch 'Verbindlichkeiten gegenüber'

Der Text 'keine entsprechenden Sicherheiten angeboten werden , welche die erhöhte Risikosituation berücksichtigen ,' wurde ersetzt durch 'gefährdet ist oder'

Der Text '27' wurde ersetzt durch '32'

Der Text '28' wurde ersetzt durch '33'

Der Text 'hiezu' wurde ersetzt durch 'hierzu'
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Der Text '30' wurde ersetzt durch '35'

Der Text '31' wurde ersetzt durch '36'

Der Text '25' wurde ersetzt durch '30'

Der Text '26' wurde ersetzt durch '31'

Der Text 'seine' wurde ersetzt durch 'wesentliche Teile seiner'

Der Text '( Vermögen und Verbindlichkeiten )' wurde hinzugefügt

Der Text 'über' wurde hinzugefügt

Der Text 'macht' wurde ersetzt durch 'gemacht hat'

Der Text 'Erfüllung allfälliger Verbindlichkeiten gegenüber' wurde ersetzt durch 'Bank bei Kenntnis'

Der Text 'wahren Vermögensverhältnisse bzw .' wurde hinzugefügt

Der Text '(' wurde ersetzt durch 'Umstände'

Der Text ') Erfüllungssicherheit ( en ) wesentliche Änderungen ergeben' wurde ersetzt durch 'Vertrag nicht abgeschlossen hätte'

Der Text 'insbesondere wenn im Wert' wurde ersetzt durch '-'

Der Text 'bestellten' wurde ersetzt durch 'Kunde eine Verpflichtung zur Bestellung oder Verstärkung von'

Der Text 'gegenüber dem Zeitpunkt' wurde ersetzt durch 'nicht erfüllt hat oder nicht erfüllen kann und dadurch die Erfüllung'

Der Text 'Krediteinräumung wesentliche Änderungen eintreten und' wurde ersetzt durch 'Verbindlichkeiten gegenüber'

Der Text 'keine entsprechenden Sicherheiten angeboten werden , welche die erhöhte Risikosituation berücksichtigen ,' wurde ersetzt durch 'gefährdet ist oder'
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bei der Bank ihre Unterschrift zu hinterlegen. Die Bank wird schriftliche Dispositionen im Rahmen der Kontoverbindung mit dem
Kunden aufgrund der hinterlegten Unterschriften zulassen.

D. Verfiigungsberechtigung und Zeichnungsberechtigung

1. Verfigungsberechtigung

Z32. (1) Zur Verfugung Uber das Konto ist lediglich der Kontoinhaber berechtigt. Zu seiner Vertretung sind nur jene Personen
befugt, deren Vertretungsberechtigung sich aus dem Gesetz ergibt oder denen ausdrticklich und schriftlich eine Vollmacht zur
Verfligung Uber dieses Konto erteilt wurde; sie haben ihre Identitét und Vertretungsberechtigung nachzuweisen. Bei
Vorsorgevollmachten, deren Wirksamkeit (insbesondere der Eintritt der Geschéftsunfahigkeit) im Osterreichischen Zentralen
Vertretungsverzeichnis registriert wurde, gentigt eine Vollmacht, die allgemein die Verfugung Uber die Konten des
Vollmachtgebers umfasst.

2. Zeichnungsberechtigung

Z 38. (1) Der Kontoinhaber kann anderen Personen ausdrticklich und schriftlich eine Zeichnungsberechtigung erteilen. Der
Zeichnungsberechtigte hat der Bank seine Identitat nachzuweisen. Der Zeichnungsberechtigte ist ausschlieBlich zur Vornahme
und zum Widerruf von Dispositionen Uber die Kontoforderung befugt.

(2) Die Zeichnungsberechtigung Uber ein Depot umfasst auch die Befugnis, Wertpapiere im Rahmen der vorhandenen Deckung
und des gemaB Wertpapieraufsichtsgesetz erhobenen Anlageziels des Depotinhabers zu kaufen und zu verkaufen.

E. Besondere Kontoarten

1. Subkonto

Z 34. (1) Zu einem Konto kénnen Subkonten geflihrt werden. Selbst wenn diese mit einer Subbezeichnung versehen werden,
ist der Bank gegenUber ausschlieBlich der Kontoinhaber berechtigt und verpflichtet.

2. Treuhandkonto

Z 35. (1) Bei Treuhandkonten ist der Bank gegentiber ausschlieBlich der Treuhander als Kontoinhaber berechtigt und
verpflichtet.

3. Gemeinschaftskonto

Z 36. (1) Ein Konto kann auch fir mehrere Inhaber er6ffnet werden (Gemeinschaftskonto). Verfligungen Uber das Konto,
insbesondere dessen SchlieBung und die Erteilung von Zeichnungsberechtigungen, kdnnen nur von allen Inhabern gemeinsam
vorgenommen werden. Jeder Kontoinhaber kann sich im Einzelfall durch einen eigens dazu Bevollméchtigten vertreten lassen.

(2) Fur Verpflichtungen aus dem Konto haften alle Inhaber zur ungeteilten Hand.

(8) Wurde nicht ausdrticklich anderes vereinbart, so ist jeder Kontomitinhaber allein berechtigt, tUiber die Kontoforderung
zu disponieren. Diese Berechtigung umfasst auch die Befugnis, Wertpapiere im Rahmen der vorhandenen Deckung zu
kaufen und zu verkaufen. Sie wird jedoch durch den ausdricklichen Widerspruch eines anderen Kontoinhabers
beendet; in diesem Fall sind nur alle Mitinhaber gemeinsam berechtigt.
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D. Verfligungsberechtigung und Zeichnungsberechtigung

1. Verfugungsberechtigung

Z 37. (1) Zur Verfugung Uber das Konto ist lediglich der Kontoinhaber berechtigt. Zu seiner Vertretung sind nur jene Personen
befugt, deren Vertretungsberechtigung sich aus dem Gesetz ergibt oder denen ausdriicklich und schriftlich eine Vollmacht zur
Verfligung Uber dieses Konto erteilt wurde; sie haben ihre Identitat und Vertretungsberechtigung nachzuweisen. Bei
Vorsorgevolmachten, deren Wirksamkeit (insbesondere der Eintritt der Geschéaftsunfahigkeit) im Osterreichischen Zentralen
Vertretungsverzeichnis registriert wurde, genlgt eine Vollmacht, die allgemein die Verfligung Uber die Konten des
Vollmachtgebers umfasst.

2. Zeichnungsberechtigung

Z38. (1) Der Kontoinhaber kann anderen Personen ausdriicklich und schriftlich eine Zeichnungsberechtigung erteilen. Der
Zeichnungsberechtigte hat der Bank seine Identitat nachzuweisen. Der Zeichnungsberechtigte ist ausschlieBlich zur Vornahme
und zum Widerruf von Dispositionen Uber die Kontoforderung befugt.

(2) Die Zeichnungsberechtigung Uber ein Depot umfasst auch die Befugnis, Wertpapiere im Rahmen der vorhandenen Deckung
zu kaufen und zu verkaufen. Die Bank fuhrt nur die vom Zeichnungsberechtigten erteilte Order durch, zu deren Erteilung sich der
Zeichnungsberechtigte aufgrund seiner selbststandigen Information entschlossen hat. Die Bank Uberpruft IediglicH, ob der
Zeichnungsberechtigte Uber Kenntnisse und/oder Erfahrungen zum gewahlten Produkt verfligt, sofern es sich nicht um ein
reines Ausflihrungsgeschaft handet. Verfligt der Zeichnungsberechtigte nicht Uber die entsprechende Erfahrung und die
entsprechenden Kenntnisse (bzvd. erteilt er keine Angaben dazdi, wird der Zeichnungsberechtigte von der Bank lediglich Uber die
fehlende Angemessenheit lbzw. mangelnde Prifbarkeit der Angemessenheit durch die Bank) in standardisierter Form gewarnt;
der Auftrag kann vom Zeichnungsberechtigten aber dennoch erteilt werden.
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E. Besondere Kontoarten

1. Subkonto

Z39. (1) Zu einem Konto kénnen Subkonten gefiihrt werden. Selbst wenn diese mit einer Subbezeichnung versehen werden,
ist der Bank gegenuber ausschlieBlich der Kontoinhaber berechtigt und verpflichtet.

2. Treuhandkonto

Z40. (1) Bei Treuhandkonten ist der Bank gegentber ausschlieBlich der Treuhander als Kontoinhaber berechtigt und
verpflichtet.

3. Gemeinschaftskonto

Z 41. (1) Ein Konto kann auch fir mehrere Inhaber eroffnet werden (Gemeinschaftskonto). Verfligungen Uber das Konto,
insbesondere dessen SchlieBung und die Erteilung von Zeichnungsberechtigungen, kénnen nur von allen Inhabern gemeinsam
vorgenommen werden. Jeder Kontoinhaber kann sich im Einzelfall durch einen eigens dazu Bevollmé&chtigten vertreten lassen.

(2) Fur Verpflichtungen aus dem Konto haften alle Inhaber zur ungeteilten Hand.

(8) Wurde nicht ausdrticklich anderes vereinbart, so ist jeder Kontomitinhaber allein berechtigt, Uber die Kontoforderung zu
disponieren. Diese Berechtigung umfasst auch die Befugnis, Wertpapiere im Rahmen der vorhandenen Deckung zu kaufen und
zu verkaufen. Sie wird jedoch durch den ausdrticklichen Widerspruch eines anderen Kontoinhabers beendet; in diesem Fall sind
nur alle Mitinhaber gemeinsam berechtigt. Erfolgt der Kauf/Verkauf nicht aufgrund einer Anlageberatung der Bank und nicht als
reines Ausf[]hrungsgeschéﬂ, wird bei der Beurteilung der Kenntnisse und Erfahrungen ausschlieBlich auf den disponierenden
Depotmitinhaber abgestelh], das heiBt die Bank tberpriift lediglich, ob der im konkreten Fall disponierende Depotmitinhaber tber
Kenntnisse und Erfahrungen zum gewahlten Produkt verflgt. Verfugt der aktuell disponierende Depotmitinhaber nicht tber die
entsprechenden Kenntnisse und Erfahrungen . erteilt er keine Angaben dazu), wird dieser von der Bank lediglich Uber die
fehlende Angemessenheit ‘bzw. mangelnde Prifbarkeit der Angemessenheit durch die BanH) in standardisierter Form gewarn{;
der Auftrag kann vom Depotmitinhaber aber dennoch erteilt werden.
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Der Text '31' wurde ersetzt durch '36'

Der Text '32' wurde ersetzt durch '37'

Der Text '33' wurde ersetzt durch '38'

Der Text 'und des gemäß Wertpapieraufsichtsgesetz erhobenen Anlageziels des Depotinhabers' wurde gelöscht

Der Text '34' wurde ersetzt durch '39'

Der Text '35' wurde ersetzt durch '40'

Der Text '36' wurde ersetzt durch '41'

Der Text '32' wurde ersetzt durch '37'

Der Text '33' wurde ersetzt durch '38'

Der Text 'Die Bank führt nur die vom Zeichnungsberechtigten erteilte Order durch , zu deren Erteilung sich der Zeichnungsberechtigte aufgrund seiner selbstständigen Information entschlossen hat . Die Bank überprüft lediglich , ob der Zeichnungsberechtigte über Kenntnisse und / oder Erfahrungen zum gewählten Produkt verfügt , sofern es sich nicht um ein reines Ausführungsgeschäft handelt . Verfügt der Zeichnungsberechtigte nicht über die entsprechende Erfahrung und die entsprechenden Kenntnisse ( bzw . erteilt er keine Angaben dazu ) , wird der Zeichnungsberechtigte von der Bank lediglich über die fehlende Angemessenheit ( bzw . mangelnde Prüfbarkeit der Angemessenheit durch die Bank ) in standardisierter Form gewarnt ; der Auftrag kann vom Zeichnungsberechtigten aber dennoch erteilt werden .' wurde hinzugefügt

Der Text '34' wurde ersetzt durch '39'

Der Text '35' wurde ersetzt durch '40'

Der Text '36' wurde ersetzt durch '41'

Der Text '. Erfolgt der Kauf / Verkauf nicht aufgrund einer Anlageberatung der Bank und nicht als reines Ausführungsgeschäft , wird bei der Beurteilung der Kenntnisse und Erfahrungen ausschließlich auf den disponierenden Depotmitinhaber abgestellt , das heißt die Bank überprüft lediglich , ob der im konkreten Fall disponierende Depotmitinhaber über Kenntnisse und Erfahrungen zum gewählten Produkt verfügt' wurde hinzugefügt

Der Text 'Verfügt der aktuell disponierende Depotmitinhaber nicht über die entsprechenden Kenntnisse und Erfahrungen ( bzw . erteilt er keine Angaben dazu ) , wird dieser von der Bank lediglich über die fehlende Angemessenheit ( bzw . mangelnde Prüfbarkeit der Angemessenheit durch die Bank ) in standardisierter Form gewarnt ; der Auftrag kann vom Depotmitinhaber aber dennoch erteilt werden . (' wurde hinzugefügt
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4. Fremdwahrungskonto

Z 37. (1) Die Verpflichtung der Bank zur Ausfiihrung einer Verfligung zulasten eines Fremdwahrungsguthabens oder zur
Erflllung einer Fremdwahrungsverbindlichkeit ist in dem Umfang und solange ausgesetzt, wie die Bank in der Wahrung, auf die
das Fremdwahrungsguthaben oder die Verbindlichkeit lautet, wegen politisch bedingter MaBnahmen oder Ereignisse im Lande
dieser Wahrung nicht oder nur eingeschrénkt verfligen kann. In dem Umfang und solange diese MaBnahmen oder Ereignisse
andauern, ist die Bank auch nicht zu einer Erflllung an einem anderen Ort auBerhalb des Landes der Wahrung, in einer anderen
Wéhrung (auch nicht in Euro) oder durch Anschaffung von Bargeld verpflichtet. Die Verpflichtung der Bank zur Ausfliihrung einer
Verflgung zulasten eines Fremdwahrungsguthabens ist dagegen nicht ausgesetzt, wenn sie die Bank vollstandig im eigenen
Haus ausfihren kann. Das Recht des Kunden und der Bank, féllige gegenseitige Forderungen in derselben Wahrung
miteinander zu verrechnen, bleibt von den vorstehenden Regelungen unberthrt.

F. Kontoabschlisse, Depotaufstellungen und Kontonachrichten

Z 38. (1) Mangels anderer Vereinbarung schlieBt die Bank Konten vierteljghrlich ab. Die im Vierteljahr jeweils angefallenen Zinsen
und Entgelte sind Teil des Abschlusssaldos, der in der Folge weiter verzinst wird (,Zinseszinsen*). Depotaufstellungen werden
einmal jahrlich erteilt.

(2) Die Bank Ubermittelt dem Kunden die Depotaufstellung bzw. den Kontoauszug mit dem Rechnungsabschluss.

(3) Fur Konten, die dem Zahlungsdienstegesetz unterliegen, stimmt der Kunde ausdrticklich der Mitteilung dieser Ausztige durch
Bereitstellung im personlichen InternetBanking zu. Diese Zustimmung kann vom Kunden jederzeit widerrufen werden. Diesfalls
erhalt der Kunde seine Kontoausztige in Papierform (gegen Entgelt).

IV. Zahlungsverkehr

A. Uberweisungsauftrage

Z39. (1) Bei Uberweisungsauftragen zugunsten eines Empfangers, dessen Konto bei einem Zahlungsdienstleister innerhalb
Osterreichs, anderer Staaten des Européischen Wirtschaftsraums (EWR) oder der Schweiz gefiihrt wird, hat der Kunde den
Empfénger mit dessen International Bank Account Number (IBAN) zu bezeichnen.

(2) Bei Uberweisungsauftragen zugunsten eines Empféangers, dessen Konto bei einem Zahlungsdienstleister auBerhalb des EWR
und der Schweiz gefuhrt wird, hat der Kunde den Empfanger zu bezeichnen:
- mit Kontonummer des Empfangers und entweder Name, Bankleitzahl oder BIC des Zahlungsdienstleisters des
Empfangers oder
- mit der IBAN des Empfangers und dem BIC des Zahlungsdienstleisters des Empféngers.

(3) Die Angaben zu IBAN und BIC, die vom Kunden im Rahmen der Absétze (1) und (2) zu machen sind, stellen den Kunden-
identifikator des Empfangers dar, anhand dessen der Uberweisungsauftrag ausgefiihrt wird. Dartiber hinausgehende Angaben
zum Empfénger wie insbesondere der Name des Empféngers sind nicht Teil dieses Kundenidentifikators und bleiben bei
Ausflihrung der Uberweisung unbeachtet.

(4) Der im Uberweisungsauftrag angegebene Verwendungszweck ist fiir die Bank in jedem Fall unbeachtlich.

(5) Die Ubernahme eines Uberweisungsauftrags durch die Bank begriindet allein noch keinerlei Rechte eines Dritten gegentiber
der Bank.

(6) Die Bank ist zur Durchfiihrung eines Uberweisungsauftrags nur dann verpflichtet, wenn daftir auf dem angegebenen Konto
des Kunden vollstandige Deckung (Guthaben, eingerdumter Rahmen, Uberschreitungsmadglichkeit) vorhanden ist.

(7) Bei der Bank eingegangene Uberweisungsauftrage kdnnen vom Kunden nicht einseitig widerrufen werden. Ist zu einem
Uberweisungsauftrag ein spaterer Durchfihrungstermin vereinbart, tritt die Unwiderruflichkeit erst mit Ablauf des dem
Durchfiihrungstermin vorangehenden Geschéaftstags ein.

(8) Sofern die Bank die Durchfilhrung eines Uberweisungsauftrags ablehnt, wird sie den Kunden in der mit dem Kunden
vereinbarten Form so rasch wie méglich, jedenfalls aber innerhalb der in Z 39a Absatz (3) und (4) genannten Fristen, Uber die
Ablehnung und dartiber informieren, wie der Uberweisungsauftrag berichtigt werden kann, um die Durchfiihrung kiinftig zu
ermoglichen. Die Angabe eines Grunds fur die Ablehnung wird nur erfolgen, sofern dies nicht einen Versto3 gegen
Osterreichische oder gemeinschaftsrechtliche Rechtsvorschriften bzw. eine gerichtliche oder verwaltungsbehdérdliche Anordnung
darstellen wiirde. Uberweisungsauftrage, welche die Bank berechtigterweise ablehnt, Iésen die in Z 40 vereinbarten
Ausflhrungsfristen nicht aus.

(9) Informationen Uber ausgefiihrte Uberweisungsauftrage (Referenz, Betrag, Wahrung, Entgelte, Zinsen, Wechselkurse,
Wertstellung der Belastung) und sonstige zulasten seines Kontos ausgeflihrte Zahlungen, insbesondere im Rahmen des
Lastschrift- und Einzugserméachtigungsverfahrens, werden dem Kunden, der Verbraucher ist — sofern noch nicht anlésslich der
jeweiligen Transaktion im Kontoauszug ausgewiesen — auf Anfrage einmal monatlich von der Bank zur Verfligung gestellt.
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(4) Zeichnungsberechtigungen kénnen von jedem einzelnen Kontomitinhaber widerrufen werden.

4. Fremdwahrungskonto

Z42. (1) Die Verpflichtung der Bank zur Ausfiihrung einer Verfligung zulasten eines Fremdwahrungsguthabens oder zur
Erflllung einer Fremdwahrungsverbindlichkeit ist in dem Umfang und solange ausgesetzt, wie die Bank in der Wahrung, auf die
das Fremdwahrungsguthaben oder die Verbindlichkeit lautet, wegen politisch bedingter MaBnahmen oder Ereignisse im Lande
dieser Wahrung nicht oder nur eingeschrankt verfligen kann. In dem Umfang und solange diese MaBnahmen oder Ereignisse
andauern, ist die Bank auch nicht zu einer Erflillung an einem anderen Ort auBerhalb des Landes der Wéahrung, in einer anderen
Wahrung (auch nicht in Euro) oder durch Anschaffung von Bargeld verpflichtet. Die Verpflichtung der Bank zur Ausflihrung einer
Verfligung zulasten eines Fremdwahrungsguthabens ist dagegen nicht ausgesetzt, wenn sie die Bank vollstédndig im eigenen
Haus ausfiihren kann. Das Recht des Kunden und der Bank, féllige gegenseitige Forderungen in derselben Wahrung
miteinander zu verrechnen, bleibt von den vorstehenden Regelungen unberthrt.

F. Kontoabschlisse, Depotaufstellungen und Kontonachrichten

Z 43. (1) Mangels anderer Vereinbarung schlieBt die Bank Konten vierteljghrlich ab. Die im Vierteljahr jeweils angefallenen Zinsen
und Entgelte sind Teil des Abschlusssaldos, der in der Folge weiter verzinst wird (,Zinseszinsen*). Depotaufstellungen werden
vierteljahrlich erteilt.

(2) Die Bank Ubermittelt dem Kunden die Depotaufstellung bzw. den Kontoauszug mit dem Rechnungsabschluss.

(3) Fur Konten, die dem Zahlungsdienstegesetz unterliegen lZathngsverkehrskonterb, stimmt der Kunde ausdrticklich der
Bereitstellung dieser Ausztige im personlichen InternetBanking zu. Diese Zustimmung kann vom Kunden jederzeit widerrufen
werden. Diesfalls erhélt der Kunde seine Kontoauszlige in Papierform (gegen Entgelt).

M) Die Ubrigen gesetzlichen und vertraglichen Informationspflichten der Bank bleiben von den vorstehenden Regelungen
unberdhi
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IV. Zahlungsverkehr

A. Uberweisungsauftrage

Z44.(1) Bei Uberweisungsauftragen zugunsten eines Empfangers, dessen Konto bei einem Zahlungsdienstleister innerhalb
Osterreichs und anderer Staaten des Européischen Wirtschaftsraums (EWR) gefiihrt wird, hat der Kunde den Empfanger mit
dessen International Bank Account Number (IBAN) zu bezeichnen.

(2) Bei Uberweisungsauftragen zugunsten eines Empfangers, dessen Konto bei einem Zahlungsdienstleister auBerhalb des EWR

gefuhrt wird, hat der Kunde den Empfénger mit dessen Namen zu bezeichnen sowie:

- mit.der Kontonummer des Empféngers und entweder Name, Bankleitzahl oder BIC des Zahlungsdienstleisters des
Empfangers oder

- mit der IBAN des Empfangers und dem BIC des Zahlungsdienstleisters des Empféangers.

(3) Die Angaben zu IBAN und BIC, die vom Kunden im Rahmen der Absétze (1) und (2) zu machen sind, stellen den Kunden-

identifikator des Empfingers dar, anhand dessen der Uberweisungsauftrag ausgefihrt wird. Dartiberhinausgehende Angaben

zum Empfénger wie insbesondere der Name des Empfangers sind nicht Teil dieses Kundenidentifikators und bleiben bei

Ausfiihrung der Uberweisung seitens der Bank unbeachtet.

(4) Der im Uberweisungsauftrag angegebene Verwendungszweck ist fiir die Bank in jedem Fall unbeachtlich.

(5) Die Ubernahme eines Uberweisungsauftrags durch die Bank begriindet allein noch keinerlei Rechte eines Dritten gegeniiber
der Bank.

(6) Die Bank ist zur Durchfiihrung eines Uberweisungsauftrags nur dann verpflichtet, wenn dafir auf dem angegebenen Konto
des Kunden vollstandige Deckung (Guthaben, eingeraumter Rahmen, Uberschreitungsmdglichkeit) vorhanden ist.

(7) Bei der Bank oder bei dem vom Kunden beauftragten Zahlungsauslésedienstleister eingegangene Uberweisungsauftrage
koénnen vom Kunden nicht einseitig widerrufen werden. Ist zu einem Uberweisungsauftrag ein spaterer DurchfUhrungstermin
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Der Text '37' wurde ersetzt durch '42'

Der Text '38' wurde ersetzt durch '43'

Der Text 'einmal jährlich' wurde ersetzt durch 'vierteljährlich'

Der Text 'Mitteilung' wurde ersetzt durch 'Bereitstellung'

Der Text 'durch Bereitstellung' wurde gelöscht

Der Text '39' wurde ersetzt durch '44'

Der Text ',' wurde ersetzt durch 'und'

Der Text 'oder der Schweiz' wurde gelöscht

Der Text 'und der Schweiz' wurde gelöscht

Der Text 'Darüber hinausgehende' wurde ersetzt durch 'Darüberhinausgehende'

Der Text '39a' wurde ersetzt durch '45'

Der Text 'Grunds' wurde ersetzt durch 'Grundes'

Der Text '40' wurde ersetzt durch '45'

Der Text 'Verfügt der aktuell disponierende Depotmitinhaber nicht über die entsprechenden Kenntnisse und Erfahrungen ( bzw . erteilt er keine Angaben dazu ) , wird dieser von der Bank lediglich über die fehlende Angemessenheit ( bzw . mangelnde Prüfbarkeit der Angemessenheit durch die Bank ) in standardisierter Form gewarnt ; der Auftrag kann vom Depotmitinhaber aber dennoch erteilt werden . (' wurde hinzugefügt

Der Text ') Zeichnungsberechtigungen können von jedem einzelnen Kontomitinhaber widerrufen werden' wurde hinzugefügt

Der Text '4 .' wurde hinzugefügt

Der Text '37' wurde ersetzt durch '42'

Der Text '38' wurde ersetzt durch '43'

Der Text 'einmal jährlich' wurde ersetzt durch 'vierteljährlich'

Der Text '( Zahlungsverkehrskonten )' wurde hinzugefügt

Der Text 'Mitteilung' wurde ersetzt durch 'Bereitstellung'

Der Text '( 4 ) Die übrigen gesetzlichen und vertraglichen Informationspflichten der Bank bleiben von den vorstehenden Regelungen unberührt .' wurde hinzugefügt

Der Text '39' wurde ersetzt durch '44'

Der Text ',' wurde ersetzt durch 'und'

Der Text 'mit dessen Namen' wurde hinzugefügt

Der Text 'sowie' wurde hinzugefügt

Der Text 'der' wurde hinzugefügt

Der Text 'Darüber hinausgehende' wurde ersetzt durch 'Darüberhinausgehende'

Der Text 'seitens der Bank' wurde hinzugefügt

Der Text 'oder bei dem vom Kunden beauftragten Zahlungsauslösedienstleister' wurde hinzugefügt
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&5 GENERALI BANK

Ausflihrungsfristen

Z40. (1) Zahlungsauftrége, die nach dem firr die jeweilige Zahlungsart von der Bank festgelegten und dem Kunden
mitzuteilenden Zeitpunkten nahe am Ende des Geschaftstags oder an einem Tag, der kein Geschaftstag ist, bei der Bank
einlangen, werden so behandelt, als seien sie am folgenden Geschéftstag eingegangen. Zusatzlich verdffentlicht die Bank diese
Zeitpunkte in den ,Allgemeinen Informationen zu Zahlungsdienstleistungen fir Verbraucher*, die sie elektronisch auf ihrer
Homepage bereit halt. Als Geschaftstag gilt jeder Tag, an dem die Bank gedffnet hat und den fir die Ausfuihrung von
Zahlungsvorgangen erforderlichen Geschéftsbetrieb unterhélt.

(2) Wird zwischen dem Kunden, der einen Zahlungsauftrag erteilt, und der Bank vereinbart, dass die Ausfihrung eines
Zahlungsauftrags zu einem bestimmten Tag oder am Ende eines bestimmten Zeitraums oder an dem Tag, an dem der Kunde
der Bank den Geldbetrag zur Verfligung stellt, beginnen soll, so gilt der vereinbarte Termin als Zeitpunkt des Eingangs. Fallt der
vereinbarte Termin nicht auf einen Geschéftstag der Bank, wird der Zahlungsauftrag so behandelt, als sei er am darauf folgenden
Geschéftstag eingegangen.

(3) Die Bank stellt sicher, dass nach dem Eingangszeitpunkt der Betrag, der Gegenstand des Zahlungsvorgangs ist, spatestens
am Ende des folgenden Geschéftstags (bei in Papierform ausgelsten Zahlungsvorgangen am Ende des zweitfolgenden
Geschaftstags), beim Zahlungsdienstleister des Zahlungsempfangers einlangt. Dieser Absatz findet nur auf Zahlungsvorgange
innerhalb des EWR in Euro Anwendung.

(4) Fur Zahlungsvorgénge innerhalb des EWR, die nicht auf Euro, sondern auf eine andere Wahrung eines EWR-Vertragsstaates
lauten, betragt die im Absatz (3) angesprochene Ausfiihrungsfrist hdchstens vier Geschaftstage.

B. Gutschriften und Stornorecht

Z 41. (1) Bei aufrechtem Zahlungskontovertrag ist die Bank verpflichtet und unwiderruflich befugt, Geldbetrage fur den Kunden
entgegenzunehmen und seinem Konto gutzubringen. Wenn und soweit aus dem Konto Forderungen der Bank gegen den
Kunden bestehen, ist die Bank auch nach Auflésung des Zahlungskontovertrags berechtigt, Geldbetrage fir den Kunden
entgegenzunehmen und mit ihren Forderungen gegen die Forderung des Kunden auf Auszahlung des entgegengenommenen
Betrags aufzurechnen. Den Auftrag, einem Kunden einen Geldbetrag zur Verfligung zu stellen, wird die Bank durch Gutschrift
des Betrags auf dem Konto des Zahlungsempfangers ausflihren, wenn sich aus dem Auftrag nichts anderes ergibt. Wird das im
Auftrag angegebene Konto des Kunden nicht in jener Wahrung geflihrt, auf die der Auftrag lautet, erfolgt die Gutschrift nach
Umrechnung in die Wahrung des Kontos zum Kurs des Tages, an dem der im Auftrag genannte Geldbetrag zur Verfligung der
Bank steht und von dieser verwertet werden kann.

(2) Informationen tiber jene Uberweisungen, die dem Konto des Kunden, der Verbraucher ist, gutgeschrieben wurden (wie etwa
Referenz, Betrag, Wahrung, Entgelte, Zinsen, Wechselkurs, Wertstellung der Gutschrift), werden dem Kunden, der Verbraucher
ist, einmal monatlich auf Anfrage zur Verfligung gestellt, sofern diese Transaktion nicht ohnehin auf einem Kontoauszug
aufscheint.

@) Die Bank ist berechtigt, eigene Entgelte fUr die Uberweisung vom gutzuschreibenden Betrag abzuziehen. Die Bank wird den
Uberweisungsbetrag und abgezogenen Entgelte gesondert ausweisen.

(4) Wird Bargeld auf ein Girokonto eines Verbrauchers bei der Bank in der Wahrung des betreffenden Girokontos einbezahlt, so
stellt die Bank sicher, dass der Betrag unverziiglich nach dem Zeitpunkt der Entgegennahme verflgbar gemacht und wert-
gestellt wird. Ist der Kontoinhaber ein Unternehmer, so wird der Geldbetrag spatestens an dem auf die Entgegennahme
folgenden Geschéftstag auf dem Konto des Zahlungsempfangers verfligbar gemacht und wertgestellt.

(5) Die Bank kann Gutschriften, die sie aufgrund eines eigenen Irrtums vorgenommen hat, jederzeit stornieren. In anderen Fallen
wird die Bank die Gutschrift nur dann stornieren, wenn ihr die Unwirksamkeit des Uberweisungsauftrags eindeutig
nachgewiesen wurde. Durch einen zwischenzeitlichen Rechnungsabschluss wird das Recht zum Storno nicht beseitigt. Besteht
das Recht zum Storno, kann die Bank die Verfligung Uber die gutgeschriebenen Betrage verweigern.

C. Gutschrift Eingang vorbehalten

Z 42. (1) Schreibt die Bank Betrage, die sie auftrags des Kunden einzuziehen hat (insbesondere im Rahmen des Inkasso von
Schecks, Wechseln und anderen Wertpapieren, Lastschriften etc.) oder die auf das Konto des Kunden Uberwiesen werden
sollen, dem Konto des Kunden gut, bevor der einzuziehende oder Uberwiesene Betrag bei der Bank eingelangt ist, so geschieht
dies nur unter Vorbehalt des tatséchlichen Einlangens des gutgeschriebenen Betrags bei der Bank. Dies gilt auch dann, wenn
der einzuziehende Betrag bei der Bank zahlbar sein sollte.

(2) Aufgrund des Vorbehalts ist die Bank berechtigt, die Gutschrift durch einfache Buchung riickgangig zu machen, wenn der
Einzug oder die Uberweisung gescheitert ist oder aufgrund der wirtschaftiichen Verhéltnisse eines Zahlungsverpflichteten,
behdrdlicher Eingriffe oder anderer Griinde absehbar ist, dass die Bank die unbeschrankte Verfigungsmaoglichkeit tber den
einzuziehenden oder Uberwiesenen Betrag nicht erlangen wird.

(3) Der Vorbehalt kann ferner ausgelibt werden, wenn der gutgeschriebene Betrag im Ausland eingezogen oder vom Ausland
Uiberwiesen wurde und nach dem auslandischen Recht oder aufarund einer mit auslandischen Banken aetroffenen Vereinbaruna

vereinbart, tritt die Unwiderruflichkeit erst mit Ablauf des dem Durchfiihrungstermin vorangehenden Geschéftstags ein.

(8) Sofern die Bank die Durchfilhrung eines Uberweisungsauftrags ablehnt, wird sie den Kunden in der mit dem Kunden
vereinbarten Form so rasch wie méglich, jedenfalls aber innerhalb der in Z 45 Absatz (3) und (4) genannten Fristen, Uber die
Ablehnung und dartiber informieren, wie der Uberweisungsauftrag berichtigt werden kann, um die Durchfiihrung kiinftig zu
ermoglichen. Die Angabe eines Grundes fur die Ablehnung wird nur erfolgen, sofern dies nicht einen VerstoB gegen
Osterreichische oder gemeinschaftsrechtliche Rechtsvorschriften bzw. eine gerichtliche oder verwaltungsbehérdliche Anordnung
darstellen wirde. Uberweisungsauftrége, welche die Bank berechtigterweise ablehnt, I6sen die in Z 45 vereinbarten
Ausflhrungsfristen nicht aus.

(9) Informationen tiber ausgefiihrte Uberweisungsauftrage (Referenz, Betrag, Wahrung, Entgelte, Zinsen, Wechselkurse,
Wertstellung der Belastung) und sonstige zulasten seines Kontos ausgeflihrte Zahlungen, insbesondere im Rahmen des
Lastschrift- und Einzugserméachtigungsverfahrens, werden dem Kunden, der Verbraucher ist — sofern noch nicht anlasslich der
jeweiligen Transaktion im Kontoauszug ausgewiesen — auf Anfrage einmal monatlich von der Bank zur Verfligung gestellt.

Ausflhrungsfristen

Z 45. (1) Zahlungsauftrage, die nach dem fir die jeweilige Zahlungsart von der Bank festgelegten und dem Kunden
mitzuteilenden Zeitpunkten nahe am Ende des Geschéftstags oder an einem Tag, der kein Geschéaftstag ist, bei der Bank
einlangen, werden so behandelt, als seien sie am folgenden Geschéftstag eingegangen. Zusétzlich veroffentlicht die Bank diese
Zeitpunkte in den , Allgemeinen Informationen zu Zahlungsdienstleistungen flr Verbraucher”, die sie elektronisch auf ihrer
Homepage bereithélt. Als Geschaftstag gilt jeder Tag, an dem die Bank gedffnet hat und den fir die Ausfihrung von
Zahlungsvorgangen erforderlichen Geschaftsbetrieb unterhalt.

(2) Wird zwischen dem Kunden, der einen Zahlungsauftrag erteilt, und der Bank vereinbart, dass die Ausfihrung eines
Zahlungsauftrags zu einem bestimmten Tag oder am Ende eines bestimmten Zeitraums oder an dem Tag, an dem der Kunde
der Bank den Geldbetrag zur Verfligung stellt, beginnen soll, so gilt der vereinbarte Termin als Zeitpunkt des Eingangs. Fallt der
vereinbarte Termin nicht auf einen Geschéftstag der Bank, wird der Zahlungsauftrag so behandelt, als sei er am darauf folgenden
Geschéftstag eingegangen.

(3) Die Bank stellt sicher, dass nach dem Eingangszeitpunkt der Betrag, der Gegenstand des Zahlungsvorgangs ist, spatestens
am Ende des folgenden Geschéftstags (bei in Papierform ausgelésten Zahlungsvorgéngen am Ende des zweitfolgenden
Geschéftstags), beim Zahlungsdienstleister des Zahlungsempfangers einlangt. Dieser Absatz findet auf Zahlungsvorgange in
Euro Anwendung sowie auf Zahlungsvorgéngd, bei denen Betrége in Euro auf ein Konto in einem nicht dem Euro-
Wahrungsgebiet angehdrenden EWR-Vertragsstaat transferiert werden und in diesem die Wahrungsumrechnung durchgefuhrt
wird.

(4) Furin ADS. ld) nicht genannte Zahlungsvorgénge innerhalb des Européischen Wirtschaftsraums betragt die in Abs. (3)
angesprochene Ausflihrungsfrist langstens 4 Geschaftstage.
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B. Gutschriften und Stornorecht

Z 46. (1) Bei aufrechtem Zahlungskontovertrag ist die Bank verpflichtet und unwiderruflich befugt, Geldbetrége fir den Kunden
entgegenzunehmen und seinem Konto gutzubringen. Den Auftrag, einem Kunden einen Geldbetrag zur Verfligung zu stellen,
wird die Bank durch Gutschrift des Betrags auf dem Konto des Kunden ausfiihren, wenn sich aus dem Auftrag nichts anderes
ergibt. Wird das im Auftrag angegebene Konto des Kunden nicht in jener Wahrung geflihrt, auf die der Auftrag lautet, erfolgt die
Gutschrift nach Umrechnung in die Wahrung des Kontos zum Kurs des Tages, an dem der im Auftrag genannte Geldbetrag zur
Verflgung der Bank steht und von dieser verwertet werden kann.

(2) Informationen tiber jene Uberweisungen, die dem Konto des Kunden, der Verbraucher ist, gutgeschrieben wurden (wie etwa
Referenz, Betrag, Wahrung, Entgelte, Zinsen, Wechselkurs, Wertstellung der Gutschrift), werden dem Kunden, der Verbraucher
ist, einmal monatlich auf Anfrage zur Verflgung gestellt, sofern diese Transaktion nicht ohnehin auf einem Kontoauszug
aufscheint.

() Die Bank ist berechtigt, eigene Entgelte fir die Uberweisung vom gutzuschreibenden Betrag abzuziehen. Die Bank wird den

Uberweisungsbetrag und abgezogenen Entgelte gesondert ausweisen.

(4) Wird Bargeld auf ein Girokonto eines Verbrauchers bei der Bank in der Wéhrung des betreffenden Girokontos einbezahlt, so
stellt die Bank sicher, dass der Betrag unverziglich nach dem Zeitpunkt der Entgegennahme verfligbar gemacht und wert-
gestellt wird. Ist der Kontoinhaber ein Unternehmer, so wird der Geldbetrag spatestens an dem auf die Entgegennahme
folgenden Geschaftstag auf dem Konto des Zahlungsempfangers verfigbar gemacht und wertgestellt.

() Die Bank kann Gutschriften, die sie aufgrund eines eigenen Irrtums vorgenommen hat, jederzeit stornieren. In anderen Féllen
wird die Bank die Gutschrift nur dann stornieren, wenn ihr die Unwirksamkeit des Uberweisungsauftrags nachgewiesen wurde.
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Der Text '40' wurde ersetzt durch '45'

Der Text 'bereit hält' wurde ersetzt durch 'bereithält'

Der Text 'nur' wurde gelöscht

Der Text 'innerhalb des EWR' wurde gelöscht

Der Text 'EWR , die nicht auf Euro , sondern auf eine andere Währung eines EWR-Vertragsstaates lauten ,' wurde ersetzt durch 'Europäischen Wirtschaftsraums'

Der Text 'im Absatz' wurde ersetzt durch 'in Abs .'

Der Text 'höchstens vier' wurde ersetzt durch 'längstens 4'

Der Text '41' wurde ersetzt durch '46'

Der Text 'Wenn und soweit aus dem Konto Forderungen der Bank gegen den Kunden bestehen , ist die Bank auch nach Auflösung des Zahlungskontovertrags berechtigt , Geldbeträge für den Kunden entgegenzunehmen und mit ihren Forderungen gegen die Forderung des Kunden auf Auszahlung des entgegengenommenen Betrags aufzurechnen .' wurde gelöscht

Der Text 'Zahlungsempfängers' wurde ersetzt durch 'Kunden'

Der Text 'eindeutig' wurde gelöscht

Der Text '42' wurde ersetzt durch '47'

Der Text 'Inkasso' wurde ersetzt durch 'Inkassos'

Der Text '39a' wurde ersetzt durch '45'

Der Text 'Grunds' wurde ersetzt durch 'Grundes'

Der Text '40' wurde ersetzt durch '45'

Der Text '40' wurde ersetzt durch '45'
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Der Text 'sowie auf Zahlungsvorgänge , bei denen Beträge in Euro auf ein Konto in einem nicht dem Euro - Währungsgebiet angehörenden EWR-Vertragsstaat transferiert werden und in diesem die Währungsumrechnung durchgeführt wird' wurde hinzugefügt

Der Text 'in Abs . ( 3 ) nicht genannte' wurde hinzugefügt

Der Text 'EWR , die nicht auf Euro , sondern auf eine andere Währung eines EWR-Vertragsstaates lauten ,' wurde ersetzt durch 'Europäischen Wirtschaftsraums'

Der Text 'im Absatz' wurde ersetzt durch 'in Abs .'

Der Text 'höchstens vier' wurde ersetzt durch 'längstens 4'

Der Text '41' wurde ersetzt durch '46'

Der Text 'Zahlungsempfängers' wurde ersetzt durch 'Kunden'
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von dri{té; Sé\{e VereF B‘anl;;UckEJe\aste wird.
(4) Bei aufrechtem Vorbehalt ist die Bank auch berechtigt, dem Kunden die Verfligung Uber die gutgeschriebenen Betrage zu
verweigern. Der Vorbehalt wird durch Rechnungsabschliisse nicht beseitigt.

- R R AR ]
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D. Belastungsbuchungen

Z 43. (1) Bei Uberweisungsauftragen sind Belastungsbuchungen erst dann als Mitteilung tiber die Durchfiihrung zu verstehen,
wenn die Belastungsbuchung nicht innerhalb von zwei Geschaftstagen entsprechend Z 40 Absatz (1) dieser Bedingungen
rlickgangig gemacht wird.

(2) Schecks und sonstige Zahlungsanweisungen sowie SEPA-Firmenlastschriften sind eingeldst, wenn die Belastungsbuchung
auf dem bezogenen Konto des Kunden nicht innerhalb von zwei Geschéftstagen riickgangig gemacht wird, es sei denn, die
Bank hat schon zuvor den Einreicher von der Einlésung verstandigt oder an ihn Barzahlung geleistet. SEPA-Lastschriften (Z 44
Absatz 3) sind mit Ablauf von finf Geschaftstagen eingelost.

E. Einzlige und SEPA-Lastschriften

Z 44. (1) Der Kunde stimmt der Belastung seines Kontos mit Betrégen, die von ihm ermachtigte Dritte zulasten seines Kontos
bei der Bank einziehen, zu. Diese Zustimmung kann vom Kunden jederzeit schriftlich widerrufen werden. Ein derartiger Widerruf
wirkt ab dem seinem Eingang bei der Bank folgenden Geschaftstag. In gleicher Weise kann gegenlber der Bank die
Zustimmung fur Einziige eines erméchtigten Dritten auf einen bestimmten Betrag oder eine bestimmte Periodizitét oder beides
begrenzt werden.

(2) Die Bank fuihrt Einzlige und SEPA-Lastschriften, mit welchen das Konto des Kunden belastet werden soll, aufgrund der von
der einziehenden Bank Ubermittelten International Bank Account Number (IBAN) durch. Die Angaben zum IBAN stellen den
Kundenidentifikator dar, anhand dessen der Einzug bzw. die SEPA-Lastschrift durchgefiihrt wird. Werden von der einziehenden
Bank darliber hinausgehende Angaben zum Kunden, wie insbesondere der Name des Kontoinhabers des Kontos, von dem
eingezogen werden soll, gemacht, dienen diese daher lediglich zu Dokumentationszwecken und bleiben bei der Ausfiihrung des
Einzugs bzw. der SEPA-Lastschrift unbeachtet.

(3) Lag der Bank zum Zeitpunkt der Kontobelastung kein Lastschriftauftrag des Kunden vor (SEPA-Lastschrift), hat die Bank

dem ihr binnen acht Wochen, gerechnet ab dem Zeitpunkt der Kontobelastung, zugegangenen Verlangen des Kunden (auch
wenn dieser Unternehmer ist), die Kontobelastung riickgangig zu machen, ohne weiteres zu entsprechen. Lag der Bank zum
Zeitpunkt der Kontobelastung der Auftrag eines Kunden, der Unternehmer ist, vor, von einem im Auftrag bestimmten Dritten

eingezogene Betrége zulasten des Kontos des Kunden zu bezahlen (SEPA-Firmenlastschriftauftrag), besteht kein Recht 'des

Kunden, die Riickgéngigmachung der Kontobelastung zu verlangen.

(4) Einem berechtigten Verlangen des Kunden auf Rickgangigmachung einer Belastungsbuchung wird innerhalb von zehn
Geschaftstagen entsprochen.

V. Anderung von Entgelten

Z 45. (1) Die Bank kann gegenuiber Unternehmern Entgelte unter Berticksichtigung aller in Betracht kommenden Umsténde
(insbesondere Veranderungen der gesetzlichen Rahmenbedingungen, Veranderungen auf dem Geld- oder Kapitalmarkt,
Veranderungen der Refinanzierungskosten, Veranderungen des Personal- und Sachaufwandes, Veréanderungen des
Verbraucherpreisindex, etc.) nach billigem Ermessen andern.

(2) Bei Rechtsgeschaften mit Verbrauchern wird die Bank Entgelte (ausgenommen Zinsen) einmal jahrlich am 1. Juli,
erstmals an jenem 1. Juli, der dem Abschluss des Vertrags folgt, in dem prozentuellen Ausmali senken oder erhdhen,
das der Veréanderung des von der Statistik Austria verdffentlichten Verbraucherpreisindex 2000 (,VPI“) oder des an
seine Stelle tretenden Index entspricht, wobei jeweils eine kaufmannische Rundung auf ganze Cent erfolgt.

Die Anpassung wird in jenem Verhaltnis vorgenommen, in dem sich der Jahresdurchschnitt des VPI fir das letzte
Kalenderjahr vor der Anpassung gegentiber dem Jahresdurchschnitt des VP! fir das vorletzte Kalenderjahr vor der
Anpassung geadndert hat.

Ist die Bank zur Entgeltanpassung berechtigt, fuhrt diese aber nicht durch, geht dadurch das Recht zur Anpassung
des Entgelts fir die Zukunft nicht verloren. Unterlassene Entgeltanpassungen kénnen daher bei der Anderung in den
Folgejahren bertcksichtigt werden.

Eine Anhebung der Entgelte fir die von der Bank erbrachten Einmalleistungen darf zuhdchst dem Dreifachen einer
Entgeltanhebung entsprechen, die sich aus der Entwicklung des VPI ergeben wiirde.

Entgeltanpassungen nach den vorstehend in diesem Absatz (2) angesprochenen Anpassungsklauseln erfolgen im
Verbrauchergeschéft friihestens nach Ablauf zweier Monate, gerechnet ab dem Zeitpunkt des Vertragsabschlusses

Durch einen zwischenzeitlichen Rechnungsabschluss wird das Recht zum Storno nicht beseitigt. Besteht das Recht zum
Storno, kann die Bank die Verfligung Uber die gutgeschriebenen Betrage verweigern.

C. Gutschrift Eingang vorbehalten

Z 47. (1) Schreibt die Bank Betrage, die sie auftrags des Kunden einzuziehen hat (insbesondere im Rahmen des Inkassos von
Schecks, Wechseln und anderen Wertpapieren, Lastschriften etc.) oder die auf das Konto des Kunden Uberwiesen werden
sollen, dem Konto des Kunden gut, bevor der einzuziehende oder tberwiesene Betrag bei der Bank eingelangt ist, so geschieht
dies nur unter Vorbehalt des tatséchlichen Einlangens des gutgeschriebenen Betrags bei der Bank. Dies gilt auch dann, wenn
der einzuziehende Betrag bei der Bank zahlbar sein sollte.

(2) Aufgrund des Vorbehalts ist die Bank berechtigt, die Gutschrift durch einfache Buchung riickgangig zu machen, wenn der
Einzug oder die Uberweisung gescheitert ist oder aufgrund der wirtschaftlichen Verhéltnisse eines Zahlungsverpflichteten,
behdrdlicher Eingriffe oder anderer Griinde absehbar ist, dass die Bank die unbeschrankte Verfigungsmaoglichkeit tber den
einzuziehenden oder Uberwiesenen Betrag nicht erlangen wird.

(3) Der Vorbehalt kann ferner ausgetibt werden, wenn der gutgeschriebene Betrag im Ausland eingezogen oder vom Ausland
Uberwiesen wurde und nach dem auslandischen Recht oder aufgrund einer mit ausléndischen Banken getroffenen Vereinbarung
von dritter Seite der Bank riickbelastet wird.

(4) Bei aufrechtem Vorbehalt ist die Bank auch berechtigt, dem Kunden die Verfigung Uber die gutgeschriebenen Betrage zu
verweigern. Der Vorbehalt wird durch Rechnungsabschliisse nicht beseitigt.

D. Belastungsbuchungen

Z48. (1) Bei Uberweisungsauﬂrégen sind Belastungsbuchungen erst dann als Mitteilung tber die Durchfiihrung zu verstehen,
wenn die Belastungsbuchung nicht innerhalb von zwei Geschaftstagen entsprechend Z 45 Absatz (1) dieser Bedingungen
rickgangig gemacht wird.

(2) Schecks und sonstige Zahlungsanweisungen sowie SEPA-Firmenlastschriften sind eingeldst, wenn die Belastungsbuchung
auf dem bezogenen Konto des Kunden nicht innerhalb von zwei Geschéftstagen riickgangig gemacht wird, es sei denn, die
Bank hat schon zuvor den Einreicher von der Einlésung verstandigt oder an ihn Barzahlung geleistet. SEPA-Lastschriften (Z 49
Absatz 3) sind mit Ablauf von fiinf Geschéftstagen eingeldst.

E. SEPA-Lastschrift und SEPA-Firmenlastschrift

Z49. (1) Eine SEPA-Lastschrift liegt voﬂ, wenn der Zahler gegentiber dem Empfanger ein SEPA-Lastschriftmandat erteilt hat.
Eine SEPA-Firmenlastschrift liegt vor, wenn sowohl der Empfanger als auch der Zahler Unternehmer ist und der Zahler
gegenUber dem Empfanger ein SEPA-Firmenlastschriftmandat erteilt hat.

Der Kunde stimmt der Belastung seines Kontos mit Betragen, die von ihm ermachtigte Dritte mittels SEPA-Lastschrift bzw.
SEPA-Firmenlastschrift zulasten seines Kontos bei der Bank einziehen, zu. Diese Zustimmung kann vom Kunden jederzeit
schriftlich widerrufen werden. Ein derartiger Widerruf wirkt ab dem seinem Eingang bei der Bank folgenden Geschéftstag. In
gleicher Weise kann gegentber der Bank die Zustimmung fir Einzlige eines erméachtigten Dritten auf einen bestimmten Betrag
oder eine bestimmte Periodizitat oder beides begrenzt werden.
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(2) Die Bank fiihrt SEPA-Lastschriften lbzw. SEPA-Firmenlastschriften, mit welchen das Konto des Kunden belastet werden soll,
aufgrund der von der einziehenden Bank Ubermittelten International Bank Account Number (IBAN) durch. Die Angaben zum
IBAN stellen den Kundenidentifikator dar, anhand dessen die SEPA-Lastschrift bzw. SEPA-Firmenlastschrift durchgefiihrt wird.
Werden von der einzichenden Bank dartiber hinaus gehende Angaben zum Kunden, wie insbesondere der Name des
Kontoinhabers des Kontos, von dem eingezogen werden soll, gemacht, dienen diese daher lediglich zu
Dokumentationszwecken und bleiben bei der Ausfuihrung der SEPA-Lastschrift bzw. der SEPA-Firmenlastschrift unbeachtet.

(3) Der Kunde kann von der Bank die Erstattung des seinem Konto aufgrund eines von ihm erteilten SEPA-Lastschriftmandats
angelasteten Betrags binnen acht Wochen ab dem Zeitpunkt der Belastung seines Kontos verlangen. Die Bank hat diesem
Verlangen des Kunden innerhalb von zehn Geschéftstagen nachzukommen und die Belastung seines Kontos mit dem
eingezogenen Betrag mit Wertstellung zum Datum der Belastung des Kontos rlickgangig zu machen.

(4) Abweichend von Abs. (3) hat bei SEPA-Firmenlastschriften der Kunde kein Recht, die Erstattung des seinem Konto aufgrund
eines von ihm erteilten SEPA-Firmenlastschriftmandats angelasteten Betrages zu verlangen.

(5) War die zulasten des Kontos des Kunden ausgefiihrte SEPA-Lastschrift bzw. SEPA-Firmenlastschrift vom Kunden nicht
autorisiert, kann der Kunde, der Verbraucher ist, die Erstattung des belasteten Betrags binnen 13 Monaten ab der Belastung
gemaR Z 22 verlangen, und der Kunde, der Unternehmer ist, binnen eines Monats ab der Belastung; die Frist wird jeweils nur
ancaeldat wenn die Rank dem Kiinden die Infarmatinnen aemaR 7 44 Aheatz Q 71ir \erfiinnina aestallt hat
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Der Text '43' wurde ersetzt durch '48'

Der Text '40' wurde ersetzt durch '45'

Der Text '44' wurde ersetzt durch '49'

Der Text 'Einzüge' wurde ersetzt durch 'SEPA-Lastschrift'

Der Text 'SEPA-Lastschriften' wurde ersetzt durch 'SEPA-Firmenlastschrift'

Der Text '44' wurde ersetzt durch '49'

Der Text 'Einzüge und' wurde gelöscht

Der Text 'der Einzug' wurde ersetzt durch 'die SEPA-Lastschrift'

Der Text 'die SEPA-Lastschrift' wurde ersetzt durch 'SEPA-Firmenlastschrift'

Der Text 'hinausgehende' wurde ersetzt durch 'hinaus gehende'

Der Text 'des Einzugs' wurde ersetzt durch 'der SEPA-Lastschrift'

Der Text 'SEPA-Lastschrift' wurde ersetzt durch 'SEPA-Firmenlastschrift'

Der Text 'Lag' wurde ersetzt durch 'Der Kunde kann von'

Der Text 'zum Zeitpunkt der Kontobelastung kein Lastschriftauftrag' wurde ersetzt durch 'die Erstattung'

Der Text 'Kunden vor ( SEPA-Lastschrift ) , hat die Bank dem ihr' wurde ersetzt durch 'seinem Konto aufgrund eines von ihm erteilten SEPA-Lastschriftmandats angelasteten Betrags'

Der Text ', gerechnet' wurde gelöscht

Der Text 'Kontobelastung , zugegangenen' wurde ersetzt durch 'Belastung seines Kontos verlangen . Die Bank hat diesem'

Der Text '( auch wenn dieser Unternehmer ist ) ,' wurde ersetzt durch 'innerhalb von zehn Geschäftstagen nachzukommen und'

Der Text 'Kontobelastung rückgängig zu machen , ohne weiteres zu entsprechen . Lag der Bank' wurde ersetzt durch 'Belastung seines Kontos mit dem eingezogenen Betrag mit Wertstellung'

Der Text 'Zeitpunkt' wurde ersetzt durch 'Datum'

Der Text 'Kontobelastung der Auftrag eines Kunden , der Unternehmer ist , vor , von einem im Auftrag bestimmten Dritten eingezogene Beträge zulasten' wurde ersetzt durch 'Belastung'

Der Text 'des Kunden' wurde ersetzt durch 'rückgängig'

Der Text 'bezahlen' wurde ersetzt durch 'machen . ( 4 ) Abweichend von Abs .'

Der Text 'SEPA-Firmenlastschriftauftrag' wurde ersetzt durch '3'

Der Text ', besteht' wurde ersetzt durch 'hat bei SEPA-Firmenlastschriften der Kunde'

Der Text 'des Kunden' wurde gelöscht

Der Text 'Rückgängigmachung der Kontobelastung' wurde ersetzt durch 'Erstattung des seinem Konto aufgrund eines von ihm erteilten SEPA-Firmenlastschriftmandats angelasteten Betrages'

Der Text '4' wurde ersetzt durch '5'

Der Text 'Einem berechtigten Verlangen' wurde ersetzt durch 'War die zulasten des Kontos'

Der Text 'auf Rückgängigmachung einer Belastungsbuchung' wurde ersetzt durch 'ausgeführte SEPA-Lastschrift bzw . SEPA-Firmenlastschrift vom Kunden nicht autorisiert , kann der Kunde , der Verbraucher ist , die Erstattung des belasteten Betrags binnen 13 Monaten ab der Belastung gemäß Z 22 verlangen , und der Kunde , der Unternehmer ist , binnen eines Monats ab der Belastung ; die Frist'

Der Text 'innerhalb von zehn Geschäftstagen entsprochen' wurde ersetzt durch 'jeweils nur ausgelöst , wenn die Bank dem Kunden die Informationen gemäß Z 44 Absatz 9 zur Verfügung gestellt hat'

Der Text '45' wurde ersetzt durch '50'

Der Text 'Eine Anhebung der Entgelte für die von der Bank erbrachten Einmalleistungen darf zuhöchst dem Dreifachen einer Entgeltanhebung entsprechen , die sich aus der Entwicklung des VPI ergeben würde .' wurde gelöscht

Der Text '42' wurde ersetzt durch '47'

Der Text 'Inkasso' wurde ersetzt durch 'Inkassos'

Der Text '43' wurde ersetzt durch '48'

Der Text '40' wurde ersetzt durch '45'

Der Text '44' wurde ersetzt durch '49'

Der Text 'Einzüge' wurde ersetzt durch 'SEPA-Lastschrift'

Der Text 'SEPA-Lastschriften' wurde ersetzt durch 'SEPA-Firmenlastschrift'

Der Text '44' wurde ersetzt durch '49'

Der Text 'Eine SEPA-Lastschrift liegt vor , wenn der Zahler gegenüber dem Empfänger ein SEPA-Lastschriftmandat erteilt hat . Eine SEPA-Firmenlastschrift liegt vor , wenn sowohl der Empfänger als auch der Zahler Unternehmer ist und der Zahler gegenüber dem Empfänger ein SEPA-Firmenlastschriftmandat erteilt hat .' wurde hinzugefügt

Der Text 'mittels SEPA-Lastschrift bzw . SEPA-Firmenlastschrift' wurde hinzugefügt

Der Text 'bzw . SEPA-Firmenlastschriften' wurde hinzugefügt

Der Text 'der Einzug' wurde ersetzt durch 'die SEPA-Lastschrift'

Der Text 'die SEPA-Lastschrift' wurde ersetzt durch 'SEPA-Firmenlastschrift'

Der Text 'hinausgehende' wurde ersetzt durch 'hinaus gehende'

Der Text 'des Einzugs' wurde ersetzt durch 'der SEPA-Lastschrift'

Der Text 'SEPA-Lastschrift' wurde ersetzt durch 'SEPA-Firmenlastschrift'

Der Text 'Lag' wurde ersetzt durch 'Der Kunde kann von'

Der Text 'zum Zeitpunkt der Kontobelastung kein Lastschriftauftrag' wurde ersetzt durch 'die Erstattung'

Der Text 'Kunden vor ( SEPA-Lastschrift ) , hat die Bank dem ihr' wurde ersetzt durch 'seinem Konto aufgrund eines von ihm erteilten SEPA-Lastschriftmandats angelasteten Betrags'

Der Text 'Kontobelastung , zugegangenen' wurde ersetzt durch 'Belastung seines Kontos verlangen . Die Bank hat diesem'

Der Text '( auch wenn dieser Unternehmer ist ) ,' wurde ersetzt durch 'innerhalb von zehn Geschäftstagen nachzukommen und'

Der Text 'Kontobelastung rückgängig zu machen , ohne weiteres zu entsprechen . Lag der Bank' wurde ersetzt durch 'Belastung seines Kontos mit dem eingezogenen Betrag mit Wertstellung'

Der Text 'Zeitpunkt' wurde ersetzt durch 'Datum'

Der Text 'Kontobelastung der Auftrag eines Kunden , der Unternehmer ist , vor , von einem im Auftrag bestimmten Dritten eingezogene Beträge zulasten' wurde ersetzt durch 'Belastung'

Der Text 'des Kunden' wurde ersetzt durch 'rückgängig'

Der Text 'bezahlen' wurde ersetzt durch 'machen . ( 4 ) Abweichend von Abs .'

Der Text 'SEPA-Firmenlastschriftauftrag' wurde ersetzt durch '3'

Der Text ', besteht' wurde ersetzt durch 'hat bei SEPA-Firmenlastschriften der Kunde'

Der Text 'Rückgängigmachung der Kontobelastung' wurde ersetzt durch 'Erstattung des seinem Konto aufgrund eines von ihm erteilten SEPA-Firmenlastschriftmandats angelasteten Betrages'

Der Text '4' wurde ersetzt durch '5'

Der Text 'Einem berechtigten Verlangen' wurde ersetzt durch 'War die zulasten des Kontos'

Der Text 'auf Rückgängigmachung einer Belastungsbuchung' wurde ersetzt durch 'ausgeführte SEPA-Lastschrift bzw . SEPA-Firmenlastschrift vom Kunden nicht autorisiert , kann der Kunde , der Verbraucher ist , die Erstattung des belasteten Betrags binnen 13 Monaten ab der Belastung gemäß Z 22 verlangen , und der Kunde , der Unternehmer ist , binnen eines Monats ab der Belastung ; die Frist'

Der Text 'innerhalb von zehn Geschäftstagen entsprochen' wurde ersetzt durch 'jeweils nur ausgelöst , wenn die Bank dem Kunden die Informationen gemäß Z 44 Absatz 9 zur Verfügung gestellt hat'
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V. Anderung von Entgelten

Z50. (1) Die Bank kann gegentiber Unternehmern Entgelte unter Berticksichtigung aller in Betracht kommenden Umstande
(insbesondere Veranderungen der gesetzlichen Rahmenbedingungen, Veranderungen auf dem Geld- oder Kapitalmarkt,
Veranderungen der Refinanzierungskosten, Veranderungen des Personal- und Sachaufwandes, Veranderungen des
Verbraucherpreisindex, etc.) nach billigem Ermessen &ndern.

(2) Bei Rechtsgeschaften mit Verbrauchern wird die Bank Entgelte (ausgenommen Zinsen) einmal jahrlich am 1. Juli,
erstmals an jenem 1. Juli, der dem Abschluss des Vertrags folgt, in dem prozentuellen AusmaB senken oder erhdhen,
das der Veranderung des von der Statistik Austria verdffentlichten Verbraucherpreisindex 2000 (,VPI*) oder des an
seine Stelle tretenden Index entspricht, wobei jeweils eine kaufmannische Rundung auf ganze Cent erfolgt.

Die Anpassung wird in jenem Verhéltnis vorgenommen, in dem sich der Jahresdurchschnitt des VP! fir das letzte
Kalenderjahr vor der Anpassung gegentiber dem Jahresdurchschnitt des VP! fiir das vorletzte Kalenderjahr vor der
Anpassung gedndert hat.

Ist die Bank zur Entgeltanpassung berechtigt, fiihrt diese aber nicht durch, geht dadurch das Recht zur Anpassung
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des Entgelts fUr die Zukunft nicht verloren. Unterlassene Entgeltanpassungen kénnen daher bei der Anderung in den
Folgejahren berlcksichtigt werden.

Entgeltanpassungen nach den vorstehend in diesem Absatz (2) angesprochenen Anpassungsklauseln erfolgen im
Verbrauchergeschéft frihestens nach Ablauf zweier Monate, gerechnet ab dem Zeitpunkt des Vertragsabschlusses
und unter Einhaltung des in Z 2 vorgesehenen Verfahrens.

&5 GENERALI BANK

VI. Sicherheiten VI. Sicherheiten

A. Bestellung und Verstarkung von Sicherheiten A. Bestellung und Verstérkung von Sicherheiten

Veranderung des Risikos

Z 46. (1) Wenn nach Abschluss eines Vertrags Umsténde eintreten oder bekannt werden, aufgrund derer die Erflillung der
Verpflichtungen des Kunden aus diesem Vertrag gefahrdet ist (|Risikoerhdhung), ist die Bank berechtigt, schriftlich die
Bestellung oder Verstarkung von Sicherheiten fiir diese Verpflichtungen innerhalb einer Frist von mindestens zwei Monaten zu
verlangen. Eine Risikoerhhung kann sich insbesondere ergeben aus einer wesentlichen Verschlechterung des Vermogens oder
Einkommens des Kunden oder eines Mitverpflichteten oder der nachteiligen Entwicklung des Werts von Sicherheiter!. Das
AusmaB der Sicherheitenbestellung hat dem Ausmal der Risikoerhdhung zu entsprechen.

dd) Das in Absatz 1 vorgesehene Recht der Bank auf Verstarkung der Sicherheiten besteht auch dann, wenn bei Entstehen der
Anspriche die Bestellung von Sicherheiten nicht verlangt wurde. Fur die allféllige spatere Freigabe der Sicherheiten gilt Z 50.

(8) Abweichend von den vorstehenden Absatz 1 und 2 gilt gegentiber Unternehmern:

Wenn nachtraglich Umsténde eintreten oder bekannt werden, die eine erhdhte Risikobewertung der Anspriiche gegen den
Kunden rechtfertigen, ist die Bank berechtigt, die Bestellung oder Verstérkung von Sicherheiten innerhalb angemessener Frist zu
verlangen. Dies ist insbesondere dann der Fall, wenn sich die wirtschaftlichen Verhéltnisse des Kunden nachteilig verandert
haben oder zu verandern drohen oder die vorhandenen Sicherheiten sich wertméaBig verschlechtert haben oder zu
verschlechtern drohen. Dies gilt auch, wenn bei Entstehen der Anspriiche die Bestellung von Sicherheiten nicht verlangt wurde.
Fur eine Risikoerhéhung aus einer im Hinblick auf die Riickzahlung eines Kredits wesentlich nachteiligen Entwicklung des Kurses
der Fremdwéhrund, in der der Kredit gewahrt wurde, gtz 74.

B. Pfandrecht der Bank

1. Umfang und Entstehen

Z 47. (1) Der Kunde raumt der Bank ein Pfandrecht an Sachen und Rechten jeder Art ein, die mit Willen des Kunden im
Zusammenhang mit irgendeinem mit der Bank getétigten Bankgeschéft in die Innehabung der Bank gelangen.

(2) Das Pfandrecht besteht insbesondere auch an allen pfandbaren Anspriichen des Kunden gegentber der Bank,
z.B. aus Guthaben. Unterliegen dem Pfandrecht der Bank Wertpapiere, so erstreckt sich das Pfandrecht auch auf die
zu diesen Wertpapieren gehdrenden Zins- und Gewinnanteilscheine.

Z 48. (1) Das Pfandrecht sichert die Anspriiche der Bank gegen den Kunden aus der Geschaftsverbindung einschlieBlich der
Gemeinschaftskonten, auch wenn die Anspriiche bedingt, befristet oder noch nicht fallig sind.

(2) Das Pfandrecht entsteht mit der Erlangung der Innehabung der Pfandsache durch die Bank, sofern Anspriiche der Bank
gemaB Absatz 1 bestehen, andernfalls mit dem Zeitpunkt des spéteren Entstehens solcher Anspriiche.

2. Ausnahmen vom Pfandrecht

Z 49. (1) Nicht vom Pfandrecht umfasst sind Sachen und Rechte, die vom Kunden vor Entstehen des Pfandrechts fir die
Durchftihrung eines bestimmten Auftrags gewidmet wurden, wie z. B. Betrége fur die Einldsung eines bestimmten Schecks oder
Wechsels, sowie zur Ausfiihrung einer bestimmten Uberweisung. Dies gilt jedoch nur so lange, als die Widmung aufrecht ist.

(2) Die Bank wird unbeschadet des bestehenden Pfandrechts Dispositionen des Kunden zugunsten Dritter Uber
Guthaben auf Girokonten durchfiihren, solange dem Kunden keine Mitteilung der Bank Uber die Geltendmachung des
Pfandrechts zugegangen ist. Eine Pfandung des Guthabens gilt nicht als Disposition des Kunden.

(3) Das Pfandrecht erstreckt sich weiters nicht auf Vermogenswerte, die der Kunde vor Entstehen des Pfandrechts der
Bank als Treugut schriftlich offengelegt hat oder die ohne den Willen des Kunden in die Innehabung der Bank gelangt

Veranderung des Risikos

Z51. (1) Wenn in Geschéftsbeziehungen mit Unternehmern nachtraglich Umstande eintreten oder bekannt werden, die eine
erhohte Risikobewertung der Anspriiche gegen den Kunden rechtfertigen, ist die Bank berechtigt, die Bestellung oder
Verstérkung von Sicherheiten innerhalb angemessener Frist zu verlangen. Dies ist insbesondere dann der Fall, wenn sich die
wirtschaftlichen Verhaltnisse des Kunden nachteilig verdndert haben oder zu verédndern drohen oder die vorhandenen
Sicherheiten sich wertmé&Big verschlechtert haben oder zu verschlechtern drohen.

(2) Dies gilt auch, wenn bei Entstehen der Anspriiche die Bestellung von Sicherheiten nicht verlangt wurde.

B. Pfandrecht der Bank

1. Umfang und Entstehen

Z52. (1) Der Kunde raumt der Bank ein Pfandrecht an Sachen und Rechten jeder Art ein, die mit Willen des Kunden im
Zusammenhang mit irgendeinem mit der Bank getatigten Bankgeschéft in die Innehabung der Bank gelangen.
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(2) Das Pfandrecht besteht insbesondere auch an allen pfandbaren Anspriichen des Kunden gegentber der Bank,
z.B. aus Guthaben. Unterliegen dem Pfandrecht der Bank Wertpapiere, so erstreckt sich das Pfandrecht auch auf die
zu diesen Wertpapieren gehdrenden Zins- und Gewinnanteilscheine.

Z 53. (1) Das Pfandrecht sichert die Anspriiche der Bank gegen den Kunden aus der Geschaftsverbindung einschlieBlich der
Gemeinschaftskonten, auch wenn die Anspriiche bedingt, befristet oder noch nicht fallig sind.

(2) Das Pfandrecht entsteht mit der Erlangung der Innehabung der Pfandsache durch die Bank, sofern Anspriiche der Bank
gemaB Absatz 1 bestehen, andernfalls mit dem Zeitpunkt des spateren Entstehens solcher Anspriiche.

2. Ausnahmen vom Pfandrecht

Z54. (1) Nicht vom Pfandrecht umfasst sind Sachen und Rechte, die vom Kunden vor Entstehen des Pfandrechts fir die
Durchflihrung eines bestimmten Auftrags gewidmet wurden, wie z. B. Betrage flr die Einldsung eines bestimmten Schecks oder
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Der Text '46' wurde ersetzt durch '51'

Der Text 'nach Abschluss eines Vertrags Umstände eintreten oder bekannt werden , aufgrund derer die Erfüllung der Verpflichtungen des Kunden aus diesem Vertrag gefährdet ist ( „ Risikoerhöhung “ ) , ist die Bank berechtigt , schriftlich die Bestellung oder Verstärkung von Sicherheiten für diese Verpflichtungen innerhalb einer Frist von mindestens zwei Monaten zu verlangen . Eine Risikoerhöhung kann sich insbesondere ergeben aus einer wesentlichen Verschlechterung des Vermögens oder Einkommens des Kunden oder eines Mitverpflichteten oder der nachteiligen Entwicklung des Werts von Sicherheiten . Das Ausmaß der Sicherheitenbestellung hat dem Ausmaß der Risikoerhöhung zu entsprechen . ( 2 ) Das' wurde gelöscht

Der Text 'Absatz 1 vorgesehene Recht der Bank auf Verstärkung der Sicherheiten besteht auch dann , wenn bei Entstehen der Ansprüche die Bestellung von Sicherheiten nicht verlangt wurde . Für die allfällige spätere Freigabe der Sicherheiten gilt Z 50 . ( 3 ) Abweichend von den vorstehenden Absatz 1 und 2 gilt gegenüber' wurde ersetzt durch 'Geschäftsbeziehungen mit'
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sind.

C. Freigabe von Sicherheiten

Z 50. (1) Auf Verlangen des Kunden wird die Bank Sicherheiten freigeben, soweit sie an diesen kein berechtigtes
Sicherungsinteresse hat.
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D. Verwertung von Sicherheiten

1. Verkauf

Z51. (1) Die nachfolgenden Ziffern 51 bis 565 regeIH, wie die Bank bei Verwertung von Sicherheiten vorgehen darf.
Voraussetzung dafir ist (ausgenommen den in Z 54 geregelten Fall des Eintritts der Falligkeit einer als Sicherheit besteliten
Forderung vor Falligkeit der besicherten Forderund) in jedem Fall, dass die besicherte Forderung féllig und die
Verwertungsberechtigung nach den anwendbaren vertraglichen und gesetzlichen Bestimmungen eingetreten ist. Dies setzt
voraus, dass dem Kunden die Verwertung der Sicherheit unter Bekanntgabe der Hohe der besicherten Forderung angedroht
wurde und seit dieser Androhung zumindest ein Monat vergangen ist. Ist der Kunde Unternehmet, betrégt diese Frist eine
Woche. Die Androhung darf unterbleiben, wenn sie etwa wegen unbekannten Aufenthalts des Kunden untunlich ist. In diesem
Fall Iuft die angesprochene Frist ab Falligkeit der besicherten Forderung. Eine Verwertung vor Ablauf der Frist ist zuléssig, wenn
bei Zuwarten ein erheblicher und dauernder Wertverlust droht.

Z 52. d1|) Sicherheiter{ die einen Markt- oder Borsepreis haben, wird die Bank durch Freihandverkauf zu diesem Preis
verwerten.

Z 53. (1) Sicherheiten, die keinen Markt- oder Borsepreis haben, wird die Bank von einem dazu befugten unabhangigen
Sachverstandigen schétzen lassen. Das Ergebnis der Schatzung wird die Bank dem Kunden zusammen mit der Aufforderung
mitteilen, binnen angemessener zwei Wochen nicht unterschreitender Frist einen Kaufinteressenten namhaft zu machen, der
auch innerhalb dieser Frist zumindest den ermittelten Schatzwert als Kaufpreis an die Bank bezahlt. Wird vom Kunden innerhalb
der Frist kein Kaufinteressent namhaft gemacht bzw. der Kaufpreis vom namhaft gemachten Interessenten nicht bezahlt, ist die
Bank unwiderruflich berechtigt, die Sicherheit im Namen des Kunden zumindest zum Schétzwert zu verkaufen. Der
Verkaufserlds dient der Tilgung der besicherten Forderungen, ein allfalliger Uberhang steht dem Kunden zu.

2. Exekution und auBergerichtliche Versteigerung

Z 54. (1) Die Bank ist auch berechtigt, die Sicherheit exekutiv zu verwerten oder — soweit sie keinen Markt- oder Borsepreis hat
— auBergerichtlich im Wege einer &ffentlichen Versteigerung durch einen dazu befugten Unternehmer versteigern zu lassen. Zeit
und Ort und eine allgemeine Umschreibung der Sicherheit sind 6ffentlich bekanntzugeben. Der Sicherheitengeber und Dritte,
denen Rechte an der Sicherheit zustehen, sind hiervon zu benachrichtigen.

3. Einziehung

Z 55. (1) Die Bank darf die ihr als Sicherheit bestellten Forderungen aller Art (einschlieBlich der in Wertpapieren verbrieften) bei
Falligkeit der besicherten Forderung kiindigen und einziehen. Vorher ist die Einziehung der als Sicherheit dienenden Forderung
bei deren Falligkeit zulassig. Bei drohendem erheblichem und dauerndem Wertverlust der als Sicherheit dienenden Forderung ist
deren Kindigung selbst vor ihrer Félligkeit zulassig. Der Kunde ist davon nach Mdglichkeit vorweg zu informieren. Vor Falligkeit
der besicherten Forderung eingezogene Betrage treten als Pfand an die Stelle der eingezogenen Forderung.

(2) Die Bestimmungen des Absatz 1 gelten nicht fir Lohn- und Gehaltsforderungen von Verbrauchern, die als Sicherheit fur noch
nicht fallige Forderungen bestellt wurden.

Z56. (1) entfallt

E. Zuriickbehaltungsrecht

Z57. (1) Die Bank kann ihr obliegende Leistungen an den Kunden wegen aus der Geschéftsverbindung entstandener
Anspriiche zurlickbehalten. auch wenn sie nicht auf demselben rechtlichen Verhaltnis beruhen. Die Z 48 und 49 aelten

Wechsels, sowie zur Ausfilhrung einer bestimmten Uberweisung. Dies gilt jedoch nur so lange, als die Widmung aufrecht ist.

(2) Die Bank wird unbeschadet des bestehenden Pfandrechts Dispositionen des Kunden zugunsten Dritter Gber
Guthaben auf Girokonten durchfihren, solange dem Kunden keine Mitteilung der Bank Uber die Geltendmachung des
Pfandrechts zugegangen ist. Eine Pfandung des Guthabens gilt nicht als Disposition des Kunden.

3) Das Pfandrecht an Guthaben umfasst ausdriicklich keine Betrégd, die dem Kontenschutz gemaB § 292i EO
Exekutionsordnung) unterlieger{

d4b Das Pfandrecht erstreckt sich weiters nicht auf Vermégenswerte, die der Kunde vor Entstehen des Pfandrechts der
Bank als Treugut schriftlich offengelegt hat oder die ohne den Willen des Kunden in die Innehabung der Bank gelangt
sind.

C. Freigabe von Sicherheiten

Z 55. (1) Auf Verlangen des Kunden wird die Bank Sicherheiten freigeben, soweit sie an diesen kein berechtigtes
Sicherungsinteresse hat.

D. Verwertung von Sicherheiten
1. Verkauf

Z56. (1) Sicherheiten, die einen Markt- oder Borsepreis haben, wird die Bank nach ‘einschlagigen gesetzlichen Bestimmungen
durch Freihandverkauf zu diesem Preis verwerten.

Z57. (1) Sicherheiten, die keinen Markt- oder Bérsepreis haben, wird die Bank von einem dazu befugten unabhangigen
Sachverstandigen schatzen lassen. Das Ergebnis der Schétzung wird die Bank dem Kunden zusammen mit der Aufforderung
mitteilen, binnen angemessener zwei Wochen nicht unterschreitender Frist einen Kaufinteressenten namhaft zu machen, der
auch innerhalb dieser Frist zumindest den ermittelten Schatzwert als Kaufpreis an die Bank bezahlt. Wird vom Kunden innerhalb
der Frist kein Kaufinteressent namhaft gemacht bzw. der Kaufpreis vom namhaft gemachten Interessenten nicht bezahlt, ist die
Bank unwiderruflich berechtigt, die Sicherheit im Namen des Kunden zumindest zum Schéatzwert zu verkaufen. Der
Verkaufserlés dient der Tilgung der besicherten Forderungen, ein allfaliger Uberhang steht dem Kunden zu.

2. Exekution und auBergerichtliche Versteigerung

Z 58. (1) Die Bank ist auch berechtigt, die Sicherheit exekutiv zu verwerten oder — soweit sie keinen Markt- oder Borsepreis hat
— auBergerichtlich im Wege einer &ffentlichen Versteigerung durch einen dazu befugten Unternehmer versteigern zu lassen. Zeit
und Ort und eine allgemeine Umschreibung der Sicherheit sind 6ffentlich bekanntzugeben. Der Sicherheitengeber und Dritte,
denen Rechte an der Sicherheit zustehen, sind hiervon zu benachrichtigen.

3. Einziehung
Z59. (1) entfallt

E. Zurlckbehaltungsrecht

Z60. (1) Die Bank kann ihr obliegende Leistungen an den Kunden wegen aus der Geschaftsverbindung entstandener
Anspriiche zurtickbehalten, auch wenn sie nicht auf demselben rechtlichen Verhéltnis beruhen. Die Z 53 und 54 gelten
entsprechend.
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entsprechend.
VII. Aufrechnung und Verrechnung
A. Aufrechnung

1. Durch die Bank
Z 58. (1) Die Bank ist berechtigt, zwischen sémtlichen Ansprtichen des Kunden, soweit sie pfandbar sind, und sémtlichen
Verbindlichkeiten des Kunden ihm gegentber aufzurechnen.

(2) Die Bank wird unbeschadet des bestehenden Aufrechnungsrechts Dispositionen des Kunden zugunsten Dritter
Uber Guthaben aus Girokonten durchfiihren, solange dem Kunden keine Aufrechnungserklarung zugegangen ist. Eine
Pfandung des Guthabens gilt nicht als Disposition des Kunden.
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2. Durch den Kunden

Z 59. (1) Der Kunde ist nur dann berechtigt, seine Verbindlichkeiten durch Aufrechnung aufzuheben, wenn die Bank
zahlungsunféhig ist oder die Forderung des Kunden im Zusammenhang mit seiner Verbindlichkeit steht oder gerichtlich
festgestellt oder von der Bank anerkannt worden ist.

B. Verrechnung

Z 60. (1) Im Geschaft mit Unternehmern kann die Bank abweichend von den Bestimmungen des § 1416 ABGB Zahlungen
zunachst insoweit auf Forderungen der Bank anrechnen, als fir diese keine Sicherheit bestellt wurde oder der Wert der
bestellten Sicherheit die Forderungen nicht deckt. Dabei ist es ohne Bedeutung, wann die Falligkeit der einzelnen Forderungen
eingetreten ist. Dies gilt auch im Rahmen eines Kontokorrentverhaltnisses.

Besondere Geschéftsarten
I. Handel in Wertpapieren und anderen Werten

A. Anwendungsbereich
Z 61. (1) Die Bedingungen der Z 61 bis 67 gelten fir Wertpapiere und andere Werte, selbst wenn sie nicht verbrieft sind.

B. Art der Durchfiihrung
Z 62. (1) Die Bank fuhrt Auftrage ihres Kunden zum Kauf und Verkauf von Wertpapieren in der Regel als Kommissionar aus.
(2) Vereinbart die Bank mit dem Kunden hingegen einen Festpreis, so schlieBt sie einen Kaufvertrag ab.

(8) Der Kunde erklart hiermit sein Einversténdnis zur Durchfuhrungspolitik der Bank auf deren Grundlage die Bank,
mangels anderer Weisung, die Auftrage des Kunden durchfiihren wird. Uber wesentliche Anderungen der
Durchfiihrungspolitik wird die Bank den Kunden informieren.

(4) Die Bank kann ihr zugekommene Auftrage zum Kauf und Verkauf von Wertpapieren auch teilweise ausfihren, wenn die
Marktlage eine vollstédndige Durchfihrung nicht zulasst.

C. Ausfiihrungsort
Z 68. (1) Fur die Ausfihrung sind die am Ausfuhrungsort geltenden Rechtsvorschriften und Usancen maBgebend.

e A NALULNEUL URAEJE B MRLNEN

VII. Aufrechnung und Verrechnung
A. Aufrechnung

1. Durch die Bank

Z61. (1) Die Bank ist berechtigt, zwischen samtlichen Anspriichen des Kunden, soweit sie pfandbar sind, und samtlichen
Verbindlichkeiten des Kunden ihr gegenliber aufzurechnen.

(2) Die Bank wird unbeschadet des bestehenden Aufrechnungsrechts Dispositionen des Kunden zugunsten Dritter
Uber Guthaben aus Girokonten durchfiihren, solange dem Kunden keine Aufrechnungserklérung zugegangen ist. Eine
Pfandung des Guthabens gilt nicht als Disposition des Kunden.

2. Durch den Kunden

Z62. (1) Der Kunde, der Verbraucher ist, ist nur dann berechtigt seine Verbindlichkeiten durch Aufrechnung aufzuheben, wenn
die Bank zahlungsunféahig ist oder die Forderung des Kunden in rechtlichem Zusammenhang mit seiner Verbindlichkeit steht
oder die Forderung des Kunden gerichtlich festgestellt oder von der Bank anerkannt worden ist. Der Kunde, der Unternehmer
ist, verzichrt{et hiermit auch in diesen Fallen unbedingt und unwiderruflich darau{ seine Verbindlichkeiten durch Aufrechnung
aufzuheben.

B. Verrechnung

Z68. (1) Im Geschéft mit Unternehmern kann die Bank abweichend von den Bestimmungen des § 1416 ABGB Zahlungen
zuné&chst insoweit auf Forderungen der Bank anrechnen, als fiir diese keine Sicherheit bestellt wurde oder der Wert der
bestellten Sicherheit die Forderungen nicht deckt. Dabei ist es ohne Bedeutung, wann die Falligkeit der einzelnen Forderungen
eingetreten ist. Dies gilt auch im Rahmen eines Kontokorrentverhaltnisses.

Generali Bank AG. Sitz: Landskrongasse 1-3, 1010 Wien. Biiro: KratochwijlestraBe 4, 1220 Wien.
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Z 64. (1) Ist der Auftrag fUr eine taggleiche Ausflihrung nicht so rechtzeitig eingegangen, dass seine Berlicksichtigung im
Rahmen des ordnungsgemaBen Arbeitsablaufes moglich ist, so wird er fur den nachsten Borsetag vorgemerkt.
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L. 1 SIITHUS Usununy

Z65. (1) Die Bank darf die Ausfiihrung von Wertpapiergeschaften ganz oder teilweise unterlassen, wenn keine entsprechende
Deckung vorhanden ist.

(2) Die Bank ist jedoch berechtigt, solche Wertpapiergeschafte auszuflihren, sofern ihr nicht erkennbar ist, dass der Kunde die
Durchfihrung des Auftrags nur bei Deckung winscht.

(3) Schafft der Kunde trotz Aufforderung keine Deckung an, so ist die Bank berechtigt, auf Rechnung des Kunden
zum bestmadglichen Kurs ein Glattstellungsgeschéaft abzuschlieBen.

F. Auslandsgeschafte

Z 66. (1) Wird dem Kunden ein Anspruch auf Lieferung von Wertpapieren gutgeschrieben (Wertpapierrechnung), so entspricht
der Anspruch des Kunden gegen die Bank dem Anteil, den die Bank auf Rechnung des Kunden am gesamten von der Bank fiir
seine Kunden gehaltenen Bestand an Wertpapieren der selben Art im Ausland entsprechend den jeweiligen Rechtsvorschriften
und Usancen halt.

G. Geschéfte in Aktien

Z 67. (1) Bei Geschéften in Aktien, deren endguiltige Stticke noch nicht im Verkehr sind, haftet die Bank weder fiir die Ausgabe
der Stiicke seitens der Aktiengesellschaft noch fur die Mdglichkeit einer Austibung der Aktionarsrechte vor Ausgabe der Aktien.

Generali Bank AG. Sitz: Landskrongasse 1-3, 1010 Wien. Biro: KratochwjlestraBe 4, 1220 Wien.
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Il. Verwahrung von Wertpapieren und anderen Werten

A. Depotverwahrung
Z 68. (1) Die Bank ist berechtigt, bei ihr erlegte Wertpapiere dem Depot des Beguinstigten anzureihen.

(2) Die Bank wird ausdrticklich ermachtigt, im Inland ausgestelite Wertpapiere auch im Ausland und im Ausland ausgestellte
Wertpapiere auch im Inland aufzubewahren. Ebenso ist sie ermachtigt, auf Namen lautende im Ausland ausgestellte Wertpapiere
unter dem Namen des inlandischen Verwahrers oder unter dem des Vertrauensmannes des auslandischen Verwahrers
(,nominee®) eintragen zu lassen.

(3) Die Bank haftet gegentiber einem Unternehmer nur fir die sorgfaltige Auswahl des Drittverwahrers.

B. Einlésung von Wertpapieren, Bogenerneuerung, Verlosung, Kiindigung

Z 69. (1) Die Bank sorgt flr Abtrennung der falligen Zins-, Gewinn- und Ertragnisanteilscheine und zieht deren Gegenwert ein.
Neue Zins-, Gewinn- und Ertragnisanteilscheinbogen besorgt die Bank ohne besonderen Auftrag.

(2) Verlosungen, Kindigungen und sonstige derartige MaBnahmen hinsichtlich der verwahrten Wertpapiere Gberwacht die Bank,
soweit Bekanntmachungen hiertiber im ,Amtsblatt zur Wiener Zeitung“ oder im ,Mercur Authentischer Verlosungsanzeiger”

&5 GENERALI BANK

Besondere Geschéftsarten
I. Handel in Wertpapieren und anderen Werten

A. Anwendungsbereich
Z64. (1) Die Bedingungen der Z 64 bis 70 gelten fiir Wertpapiere und andere Werte, selbst wenn sie nicht verbrieft sind.

B. Art der Durchfiihrung
Z65. (1) Die Bank flhrt Auftrage ihres Kunden zum Kauf und Verkauf von Wertpapieren in der Regel als Kommissionar aus.
(2) Vereinbart die Bank mit dem Kunden hingegen einen Festpreis, so schlieBt sie einen Kaufvertrag ab.

(3) Der Kunde erklart hiermit sein Einversténdnis zur Durchfiihrungspolitik der Bank auf deren Grundlage die Bank,
mangels anderer Weisung, die Auftrége des Kunden durchfiihren wird. Uber wesentliche Anderungen der
Durchflihrungspolitik wird die Bank den Kunden informieren.

(4) Die Bank kann ihr zugekommene Auftrage zum Kauf und Verkauf von Wertpapieren auch teilweise ausfihren, wenn die
Marktlage eine vollstandige Durchfiihrung nicht zulésst.

C. Ausflihrungsort

Z66. (1) Fur die Ausfuhrung sind die am Ausflhrungsort geltenden Rechtsvorschriften und Usancen maBgebend.

D. Zeitliche Durchfuihrung

Z67. (1) Ist der Auftrag fUr eine taggleiche Ausflihrung nicht so rechtzeitig eingegangen, dass seine Berticksichtigung im
Rahmen des ordnungsgemaBen Arbeitsablaufes mdglich ist, so wird er fir den néchsten Borsetag vorgemerkt.

E. Fehlende Deckung

Z68. (1) Die Bank darf die Ausfihrung von Wertpapiergeschaften ganz oder teilweise unterlassen, wenn keine entsprechende
Deckung vorhanden ist.

(2) Die Bank ist jedoch berechtigt, solche Wertpapiergeschafte auszufiihren, sofern ihr nicht erkennbar ist, dass der Kunde die
Durchflihrung des Auftrags nur bei Deckung wiinscht.

(8) Schafft der Kunde trotz Aufforderung keine Deckung an, so ist die Bank berechtigt, auf Rechnung des Kunden
zum bestmdglichen Kurs ein Glattstellungsgeschaft abzuschlieBen.

F. Auslandsgeschafte

Z69. (1) Wird dem Kunden ein Anspruch auf Lieferung von Wertpapieren gutgeschrieben (Wertpapierrechnung), so entspricht
der Anspruch des Kunden gegen die Bank dem Anteil, den die Bank auf Rechnung des Kunden am gesamten von der Bank fiir
seine Kunden gehaltenen Bestand an Wertpapieren derselben Art im Ausland entsprechend den jeweiligen Rechtsvorschriften
und Usancen halt.

G. Geschéfte in Aktien

Z70. (1) Bei Geschaften in Aktien, deren endgtiltige Stlicke noch nicht im Verkehr sind, haftet die Bank weder flr die Ausgabe
der Stlicke seitens der Aktiengesellschaft noch fur die Moglichkeit einer Austibung der Aktionarsrechte vor Ausgabe der Aktien.

Il. Verwahrung von Wertpapieren und anderen Werten

A. Depotverwahrung
Z71. (1) Die Bank ist berechtigt, bei ihr erlegte Wertpapiere dem Depot des Beglnstigten anzureihen.

(2) Die Bank wird ausdrticklich ermachtigt, im Inland ausgestelite Wertpapiere auch im Ausland und im Ausland ausgestellte
Wertpapiere auch im Inland aufzubewahren. Ebenso ist sie ermachtigt, auf Namen lautende im Ausland ausgestellte Wertpapiere
unter dem Namen des inléndischen Verwahrers oder unter dem des Vertrauensmannes des ausléndischen Verwahrers
(,nominee®) eintragen zu lassen.

(3) Die Bank haftet gegentiber einem Unternehmer nur fir die sorgfaltige Auswahl des Drittverwahrers.
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erscheinen. Die Bank 16st verloste und gekindigte Wertpapiere sowie Zins-, Gewinn- und Ertragnisanteilscheine ein.

(3) Die Pflichten geméaB den Abséatzen 1 und 2 obliegen bei drittverwahrten Wertpapieren dem Drittverwahrer. Bei
auslandsverwahrten Wertpapieren ist die Bank nicht verpflichtet, die Nummern in Wertpapierrechnung gutgebrachter,
insbesondere auch verlosbarer Wertpapiere, dem Kunden mitzuteilen. Die Bank bestimmt dann durch Verlosung, welchen
Kunden die verlosten Wertpapiere zuzuteilen sind. Werden hingegen Nummern verlosbarer Wertpapiere mitgeteilt, so haben sie
nur fir die Verlosung und Tilgung Bedeutung, jedoch nur so lange, als dies nach der auslandischen Ubung der Fall ist. Ware
nach der auslandischen Ubung mit anteilsméaBiger Verteilung der Einlésungsbetrage verloster Wertpapiere vorzugehen und
waren hierbei die einzelnen Kunden verbleibenden Anteile in Stlicken nicht darstellbar, dann sind die Kunden, deren Anteile
eingeldst werden, durch Verlosung zu ermitteln.

C. Priifungspflicht der Bank

Z70. (1) Ob inlandische Wertpapiere von Aufgeboten, Zahlungssperren und dergleichen betroffen sind, wird einmalig aus
An\ass der Einlieferung bei der Bank von dieser anhand der ihr zur Verfligung stehenden inlandischen Unterlagen geprUft. Die
Uberpriifung auf Aufgebotsverfahren zur Kraftloserklérung von Wertpapieren erfolgt auch nach Einlieferung.

D. Benachrichtigung vom Umtausch und von sonstigen MaBnahmen

Z71. (1) Bei Konvertierung, Kapitalerhhung, Kapitalherabsetzung, Verschmelzung, Austibung oder Verwertung von
Bezugsrechten, Aufforderung zur Einzahlung, Zusammenlegung, Umstellung, Umtauschangebot, Arrosion und sonstige wichtige
die Wertpapiere betreffenden MaBnahmen wird die Bank, wenn hiertiber eine Bekanntmachung im ,Amtsblatt zur Wiener
Zeitung" erschienen ist oder der Bank namens der Emissionsstelle oder vom ausléandischen Verwahrer rechtzeitig zukommt, den
Kunden zu benachrichtigen versuchen. Erteilt der Kunde keine rechtzeitigen Weisungen, so wird die Bank nach bestem
Ermessen unter Ber(cksichtigung des Kundeninteresses handeln, insbesondere sonst verfallende Rechte zum letztmdglichen
Zeitpunkt verwerten.

1l. Handel in Devisen und Valuten

A. Art der Durchfiihrung

Z72. (1) Uber Devisen und Valuten schliet die Bank mit dem Kunden einen Kaufvertrag ab. Wird vereinbart, dass die Bank als
Kommissionér flr den Kunden tatig wird, gelten die flr das Kommissionsgeschaft im Abschnitt Uber den Handel in Wertpapieren
getroffenen Regelungen sinngemas. Ein allfalliger Selbsteintritt bedarf keiner ausdriicklichen Anzeige gemas § 405 UBG.

B. Termingeschéfte

Z73. (1) Bei Termingeschéften kann die Bank vom Kunden angemessene Zeit vor der Falligkeit den Nachweis dafiir verlangen,
dass die vom Kunden geschuldete Leistung fristgerecht auf dem vereinbarten Konto einlangen wird. Wird dieser Nachweis nicht
erbracht, oder steht aufgrund anderer Umstande fest, dass der Kunde seine Verpflichtungen nicht erflillen wird, ist die Bank
berechtigt, auch schon vor der vereinbarten Falligkeit zum bestmdglichen Kurs ein Glattstellungsgeschaft abzuschlieBen.

(2) Die Bank ist — auch ohne vorherige Vereinbarung — berechtigt, eine Deckung fur das Verlustrisiko zu verlangen, wenn sich
dieses Risiko nach fachkundiger Beurteilung erhéht oder die Vermdgenslage des Kunden verschlechtert hat. Die Deckung ist
mangels anderer Vereinbarung in Geld zu erlegen. An den zur Deckung erlegten Werten besteht ein Pfandrecht zugunsten der
Bank. Wird die Deckung nicht erlegt, ist die Bank berechtigt, zum bestmdglichen Kurs ein Glattstellungsgeschéft abzuschlieBen.

(3) Tatigt die Bank gemé&B Absatz 1 oder 2 ein Glattstellungsgeschéft, so geht eine dabei entstehende Kursdifferenz zulasten
bzw. zugunsten des Kunden. Alle auflaufenden Spesen tragt der Kunde.
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IV. Fremdwahrungskredite

Z 74. (1) Fremdwahrungskredite sind effektiv, das heiBt in der Wahrung zurtickzuzahlen, in der sie die Bank gegeben hat. Zahlungen
in anderer Wahrung gelten als Sicherheitsleistung, auBer die Bank teilt dem Kunden mit, dass sie zur Tilgung der
Kreditverbindlichkeiten herangezogen werden. Die Bank ist auch berechtigt, einen in fremder Wahrung aushaftenden Schuldsaldo
unter Anzeige an den Kunden in inldndische W&hrung umzuwandeln, wenn
- sich in Geschéftsbeziehungen mit Unternehmern durch die Kursentwicklung der fremden Wahrung das Kreditrisiko erhoht und
die Bank innerhalb angemessener Frist keine ausreichende Sicherstellung erlangt oder

&5 GENERALI BANK

B. Einlésung von Wertpapieren, Bogenerneuerung, Verlosung, Kiindigung

Z72. (1) Die Bank sorgt fir Abtrennung der félligen Zins-, Gewinn- und Ertragnisanteilscheine und zieht deren Gegenwert ein.
Neue Zins-, Gewinn- und Ertragnisanteilscheinbogen besorgt die Bank ohne besonderen Auftrag.

(2) Verlosungen, Kindigungen und sonstige derartige MaBnahmen hinsichtlich der verwahrten Wertpapiere tberwacht die Bank,
soweit Bekanntmachungen hierliber im ,Amtsblatt zur Wiener Zeitung“ oder im ,Mercur Authentischer Verlosungsanzeiger*
erscheinen. Die Bank |6st verloste und gekiindigte Wertpapiere sowie Zins-, Gewinn- und Ertréagnisanteilscheine ein.

(3) Die Pflichten gemé&B den Absétzen 1 und 2 obliegen bei drittverwahrten Wertpapieren dem Drittverwahrer. Bei
auslandsverwahrten Wertpapieren ist die Bank nicht verpflichtet, die Nummern in Wertpapierrechnung gutgebrachter,
insbesondere auch verlosbarer Wertpapiere, dem Kunden mitzuteilen. Die Bank bestimmt dann durch Verlosung, welchen
Kunden die verlosten Wertpapiere zuzuteilen sind. Werden hingegen Nummern verlosbarer Wertpapiere mitgeteilt, so haben sie
nur fir die Verlosung und Tilgung Bedeutung, jedoch nur so lange, als dies nach der ausléndischen Ubung der Fall ist. Ware
nach der auslandischen Ubung mit anteilsméaBiger Verteilung der Einlésungsbetrage verloster Wertpapiere vorzugehen und
wéren hierbei die einzelnen Kunden verbleibenden Anteile in Stlicken nicht darstellbar, dann sind die Kunden, deren Anteile
eingeldst werden, durch Verlosung zu ermitteln.

C. Prifungspflicht der Bank

Z73. (1) Ob inlandische Wertpapiere von Aufgeboten, Zahlungssperren und dergleichen betroffen sind, wird einmalig aus
Anlass der Einlieferung bei der Bank von dieser anhand der ihr zur Verfugung stehenden inlandischen Unterlagen gepruft. Die
Uberpriifung auf Aufgebotsverfahren zur Kraftloserklarung von Wertpapieren erfolgt auch nach Einlieferung.

D. Benachrichtigung vom Umtausch und von sonstigen MaBnahmen

Z74. (1) Bei Konvertierung, Kapitalerhdhung, Kapitalherabsetzung, Verschmelzung, Austibung oder Verwertung von
Bezugsrechten, Aufforderung zur Einzahlung, Zusammenlegung, Umstellung, Umtauschangebot, Arrosion und sonstige wichtige
die Wertpapiere betreffenden MaBnahmen wird die Bank, wenn hiertiber eine Bekanntmachung im ,Amtsblatt zur Wiener
Zeitung“ erschienen ist oder der Bank namens der Emissionsstelle oder vom auslandischen Verwahrer rechtzeitig zukommt, den
Kunden zu benachrichtigen versuchen. Erteilt der Kunde keine rechtzeitigen Weisungen, so wird die Bank nach bestem
Ermessen unter Berlicksichtigung des Kundeninteresses handeln, insbesondere sonst verfallende Rechte zum letztmdglichen
Zeitpunkt verwerten.

Handel in Devisen und Valuten

A. Art der Durchfiihrung

Z75. (1) Uber Devisen und Valuten schlieBt die Bank mit dem Kunden einen Kaufvertrag ab. Wird vereinbart, dass die Bank als
Kommissionér flr den Kunden tatig wird, gelten die fir das Kommissionsgeschaft im Abschnitt Gber den Handel in Wertpapieren
getroffenen Regelungen sinngemaB. Ein allfalliger Selbsteintritt bedarf keiner ausdrticklichen Anzeige gemaBi § 405 UBG.

B. Termingeschéfte

Z76. (1) Bei Termingeschaften kann die Bank vom Kunden angemessene Zeit vor der Félligkeit den Nachweis dafiir verlangen,
dass die vom Kunden geschuldete Leistung fristgerecht auf dem vereinbarten Konto einlangen wird. Wird dieser Nachweis nicht
erbracht, oder steht aufgrund anderer Umstande fest, dass der Kunde seine Verpflichtungen nicht erflllen wird, ist die Bank
berechtigt, auch schon vor der vereinbarten Félligkeit zum bestmdglichen Kurs ein Glattstellungsgeschaft abzuschlieBen.

(2) Die Bank ist — auch ohne vorherige Vereinbarung — berechtigt, eine Deckung fir das Verlustrisiko zu verlangen, wenn sich
dieses Risiko nach fachkundiger Beurteilung erhéht oder die Vermdgenslage des Kunden verschlechtert hat. Die Deckung ist
mangels anderer Vereinbarung in Geld zu erlegen. An den zur Deckung erlegten Werten besteht ein Pfandrecht zugunsten der
Bank. Wird die Deckung nicht erlegt, ist die Bank berechtigt, zum bestmdglichen Kurs ein Glattstellungsgeschéft abzuschlieBen.

(3) Tatigt die Bank gemé&B Absatz 1 oder 2 ein Glattstellungsgeschéft, so geht eine dabei entstehende Kursdifferenz zulasten
bzw. zugunsten des Kunden. Alle auflaufenden Spesen tragt der Kunde.

IV. Fremdwéhrungskredite

Z77. (1) Fremdwahrungskredite sind effektiv, das heiBt in der Wahrung zurlickzuzahlen, in der sie die Bank gegeben hat.

Zahlungen in anderer Wahrung gelten als Sicherheitsleistung, auBer die Bank teilt dem Kunden mit, dass sie zur Tilgung der

Kreditverbindlichkeiten herangezogen werden. Die Bank ist auch berechtigt, einen in fremder Wahrung aushaftenden

Schuldsaldo unter Anzeige an den Kunden in inldndische Wahrung umzuwandeln, wenn

- sich in Geschaftsbeziehungen mit Unternehmern durch die Kursentwicklung der fremden Wéahrung das Kreditrisiko
erhoht und die Bank innerhalb angemessener Frist keine ausreichende Sicherstellung erlangt oder

- der Kredit zur Gé&nze zur Ruckzahlung fallig ist und trotz Mahnung nicht zurtickgefihrt wird.
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vvanrung nicnt menr mogiicn 1St oaer
= der Kredit zur Ganze zur Ruckzahlung fallig ist und trotz Mahnung nicht zurlickgeftihrt wird.
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A. Anwendungsbereich

Z75. (1) Diese Bedingungen gelten fiir Wechsel, Schecks und sonstige Einzugspapiere (wie kaufmannische Anweisungen und
Verpflichtungsscheine).

B. Inkasso oder Ankauf

g=
Z76. (1) Derartige Papiere werden von der Bank grundsétzlich zum Inkasso hereingenommen, auBer es wurde deren Ankauf ﬁ%‘ﬁ; G.ENE RALI B ANK

(Diskontierung) vereinbart.

C. Rechtzeitigkeit der Auftrage V. Inkasso und Diskontgeschaft, Wechsel- und Scheckverkehr
Z77. (1) Auftrage zum Inkasso missen so rechtzeitig eingehen, dass sie im regelméBigen Geschaftsgang ohne Zuhilfenahme
von besonderen Eilmitteln ausgefihrt werden kénnen. .
A. Anwendungsbereich

D. Rechte und Pflichten der Bank \Z/;g.ﬂi(;rjm?rizssiiz?rg?ungen gelten flr Wechsel, Schecks und sonstige Einzugspapiere (wie kaufmannische Anweisungen und
Z78. (1) Im Falle der Diskontierung kann die Bank in den in Z 42 (2) und (3) genannten Féllen den Verkaufer mit dem vollen ’
Nominalbetrag zuzUglich aller der Bank angefallenen Spesen belasten; bei auf fremde Wéhrung lautenden Papieren tragt der

Kunde auch das Kursrisiko.

Z79. (1) In diesen Féllen sowie bei Rickbelastungen von ,Eingang vorbehalten*-Gutschriften (Z 42) verbleiben der Bank die
wertpapierrechtlichen Anspriiche auf Zahlung des vollen Betrags mit Nebenforderungen gegen den Kunden und jeden aus dem
Papier Verpflichteten bis zur Abdeckung eines aus einer solchen Riickbelastung entstandenen Schuldsaldos.

Z 80. (1) Die Bank kann vom Kunden die Ubertragung der dem Papier oder seinem Erwerb durch den Kunden zugrunde

B. Inkasso oder Ankauf

Z79. (1) Derartige Papiere werden von der Bank grundsétzlich zum Inkasso hereingenommen, auBer es wurde deren Ankauf
(Diskontierung) vereinbart.

C. Rechtzeitigkeit der Auftrage

liegenden Forderung sowie aller gegenwartigen und zukinftigen Rechte aus den zugrunde liegenden Geschéften einschlieBlich Z 80. (1) Auftrage zum Inkasso miissen so rechtzeitig eingehen, dass sie im regelmaBigen Geschaftsgang ohne Zuhilfenahme
der damit zusammenhangenden Sicherheiten verlangen. von besonderen Eilmitteln ausgefihrt werden kdnnen.

Z 81. (1) Die Bank braucht bei ihr zahlbar gestellte Papiere nur einzulésen, wenn ein Auftrag des Kunden rechtzeitig

eingegangen und hinreichende Deckung vorhanden ist. D. Rechte und Pflichten der Bank

Z81. (1) Im Falle der Diskontierung kann die Bank in den in Z 47 (2) und (3) genannten Féllen den Verkaufer mit dem vollen
Nominalbetrag zuzUglich aller der Bank angefallenen Spesen belasten; bei auf fremde Wéahrung lautenden Papieren tragt der
Kunde auch das Kursrisiko.

Z82. (1) In diesen Fallen sowie bei Ruickbelastungen von ,Eingang vorbehalten®-Gutschriften (Z 47) verbleiben der Bank die
wertpapierrechtlichen Anspriiche auf Zahlung des vollen Betrags mit Nebenforderungen gegen den Kunden und jeden aus dem
Papier Verpflichteten bis zur Abdeckung eines aus einer solchen Riickbelastung entstandenen Schuldsaldos.

7 83. (1) Die Bank kann vom Kunden die Ubertragung der dem Papier oder seinem Erwerb durch den Kunden
zugrundeliegenden Forderung sowie aller gegenwartigen und zukUnftigen Rechte aus den zugrundeliegenden Geschaften
einschlieBlich der damit zusammenhangenden Sicherheiten verlangen.

Z84. (1) Die Bank braucht bei ihr zahlbar gestellte Papiere nur einzuldsen, wenn ein Auftrag des Kunden rechtzeitig
eingegangen und hinreichende Deckung vorhanden ist.
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Der Text 'aufgrund gesetzlicher oder anderer von der Bank nicht zu vertretender Umstände eine Refinanzierung in der fremden Währung nicht mehr möglich ist oder -' wurde gelöscht

Der Text '75' wurde ersetzt durch '78'

Der Text '76' wurde ersetzt durch '79'

Der Text '77' wurde ersetzt durch '80'

Der Text '78' wurde ersetzt durch '81'

Der Text '42' wurde ersetzt durch '47'

Der Text '79' wurde ersetzt durch '82'

Der Text '42' wurde ersetzt durch '47'

Der Text '80' wurde ersetzt durch '83'

Der Text 'zugrunde liegenden' wurde ersetzt durch 'zugrundeliegenden'

Der Text 'zugrunde liegenden' wurde ersetzt durch 'zugrundeliegenden'

Der Text '81' wurde ersetzt durch '84'

Der Text '75' wurde ersetzt durch '78'

Der Text '76' wurde ersetzt durch '79'

Der Text '77' wurde ersetzt durch '80'

Der Text '78' wurde ersetzt durch '81'

Der Text '42' wurde ersetzt durch '47'

Der Text '79' wurde ersetzt durch '82'

Der Text '42' wurde ersetzt durch '47'

Der Text '80' wurde ersetzt durch '83'

Der Text 'zugrunde liegenden' wurde ersetzt durch 'zugrundeliegenden'

Der Text 'zugrunde liegenden' wurde ersetzt durch 'zugrundeliegenden'

Der Text '81' wurde ersetzt durch '84'
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